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Höhere Berufsbildung:
Paradoxes Lob

In Sonntagsreden und Tagungsansprachen, Interviews 

und Stellungnahmen ist die Berufsbildung in den letz-

ten Jahren viel gelobt und (nicht ohne Selbstgefälligkeit) 

als Erfolgsgeschichte gefeiert worden. Rudolf Strahms 

Buch und seine These, dass sich unser Wohlstand der 

Berufsbildung verdanke, taten ihr Übriges. Und fast im-

mer wurde das Lob begründet mit dem Hinweis, dass 

eine Lehre attraktiv sei, weil sie Zugänge in Richtung 

Fachhochschulen biete, ja gar zu den Universitäten. Wie 

paradox! «Kein Abschluss ohne Anschluss»: Das Motto wurde als Beschreibung 

des Weges gedeutet, der von der beruflichen Grundbildung über die Berufsma-

turität an die Hochschulen führt – raus aus der Berufsbildung.

Es ist an der Zeit, dieses Missverständnis zu beseitigen. Es mögen viele sein, 

die jedes Jahr an einer Fachhochschule ein Diplom, einen Bachelor oder einen 

Master erwerben (2010 waren es 14 579) – doppelt so viele aber sind es, die 

eine Höhere Berufsbildung abschliessen. 2010 wurden 28 262 Diplome, Fach-

ausweise und nicht eidgenössische reglementierte Zertifikate verliehen. Es ist 

schon richtig: Die berufliche Grundbildung ist stark, weil sie für einen Teil der 

Absolventinnen den Zugang an eine Fachhochschule öffnet. Noch stärker aber 

ist die berufliche Grundbildung, weil sie allen eine Höhere Berufsbildung und 

damit attraktive Karrierechancen ermöglicht.

Die Qualität der Höheren Berufsbildung zeigt sich auch darin, dass sie trotz 

jahrelanger Nichtbeachtung durch die Bildungspolitik wachsende Teilnehmer-

zahlen verzeichnet. Honni soit qui mal y pense – und meint, der Höheren Be-

rufsbildung gehe es darum gut, weil die Politik sich nicht um sie kümmerte. 

Denn die Höhere Berufsbildung hat Schwächen. Offenkundig schlecht ist die 

völlig «willkürliche» Bezuschussung durch die öffentliche Hand – diese For-

mulierung stammt von keinem Geringeren als dem EDK-Generalsekretär Hans 

Ambühl. Und zunehmend zum Problem wird die schlechte Positionierung der 

Abschlüsse des Tertiär B-Bereichs (wie die Höhere Berufsbildung heisst) im 

Ausland. 

Es ist gut, dass sich die Spitzen der Verbundpartner mit den anstehenden Fra-

gen auseinandersetzen und in Erwägung ziehen, mehr öffentliche Gelder für 

diesen Bereich zu fordern. Dieser Diskurs muss aber über die gestellten Fragen 

hinausgehen. So hat die eher magere Bildungsbeteiligung kaum nur finanzielle 

Gründe. Unsicher ist auch, wie gut die Qualität des Unterrichts in der Höheren 

Berufsbildung eigentlich ist. Schlüssige Aussagen dazu gibt es keine, Forschung 

fehlt in diesem Bereich fast ganz.

»Editorial
Von Daniel Fleischmann

Folio-Fotograf Reto Schlatter hat vier Lehrpersonen fotografiert, die sowohl in der beruflichen Grund-
bildung als auch in der Höheren Berufsbildung unterrichten – als zweigesichtige Personen. 



 Folio Nr. 4/2011 3

»Inhalt



4     Folio Nr. 4/2011

Wie viel Party darf im Ausland sein? Auf Reisen mit der 
Klasse gilt es, besondere Verhaltensregeln durchzusetzen.

»Der BCH-Ratgeber
Rechtsfragen aus dem Berufsalltag

Die öffentlichen Schulen sind rechtlich be-
trachtet Anstalten des öffentlichen Rechts. 
Im Rahmen dieser juristischen Konstruk-
tion eines Sonderstatusverhältnisses be-
steht zwischen der Schule und den in 
dieser Anstalt Beschäftigten und Schüle-
rinnen ein besonderes Rechtsverhältnis 
der Unterordnung. Die Anstalt muss dieses 
Rechtsverhältnis im Rahmen von Regle-
menten regeln, denen sich alle zu unter-
ziehen haben. Sie sollen ein korrektes und 
geordnetes Arbeiten innerhalb der Anstalt 
ermöglichen. Das gilt auch für ausserschu-
lische Bereiche, also für Schulverlegungen, 
Exkursionen oder Lager. Dabei sind die Be-
dürfnisse aller Beteiligten zu berücksichti-
gen, jedoch stets unter dem Vorbehalt des 
eigentlichen Schulzwecks.
Wie innerhalb des normalen Schulbe-
triebes, so sind die Lehrpersonen auch 
auf Ausland exkursionen den Lernenden 
gegenüber, auch den Erwachsenen, ob-
hutsverpflichtet, unabhängig von der 
Freiwilligkeit der Teilnahme. Sie haben 
eine so genannte Garantenstellung und 
müssen dafür sorgen, dass die Lernenden 
keinen Gefahren ausgesetzt werden – dies 
im Rahmen des Rechts, aber auch im Rah-
men des gesunden Menschenverstandes. 
Die Lehrpersonen müssen keine 24-Stun-
den-Betreuung gewährleisten. Eine Ein-
schränkung der Verantwortung ergibt sich 
dadurch, dass eine Lehrperson nicht ein-
stehen muss für allgemeine Lebensrisiken. 
So kann eine Lehrperson grundsätzlich 
nicht haftbar gemacht werden, wenn an-
lässlich eines Schulanlasses ein Schüler 
erkrankt.

An dieser Stelle drängt sich ein kurzer Ex-
kurs zur Verantwortlichkeit der Lehrper-
sonen auf. Ich erläutere die Haftungsfragen 
gemäss den Regelungen im Kanton Bern; 
sie dürften in den meisten anderen Kanto-
nen ähnlich geregelt sein.
Für Lehrpersonen an öffentlichen Schulen, 
die gemäss öffentlichem Anstellungsrecht 
angestellt sind, gilt die so genannte Staats-
haftung. Das bedeutet, dass eine Lehrper-
son bei einer Schädigung zum Beispiel 
eines Schülers nie direkt durch Dritte (die 
Eltern des Schülers etwa) belangt werden 
können, auch wenn sie ein Verschulden 
trifft. Stets müssen Ansprüche von Drit-
ten gegenüber dem Gemeinwesen, das die 
verantwortliche Lehrperson angestellt hat, 
geltend gemacht werden. Auf diese Weise 
werden die Lehrpersonen vor aufreibenden 
Haftpflichtprozessen geschützt. Allerdings 
gibt die Gesetzgebung dem Gemeinwesen 
ein Instrument in die Hand, um sich gegen-
über einer Lehrperson (teilweise) schadlos 
zu halten – dies jedoch bei einem vorsätz-
lichen oder mindestens grobfahrlässigen 
Verhalten, nie jedoch bei einfacher Fahr-
lässigkeit. So könnte eine Lehrperson mit-
tels Regress belangt werden, die während 
eines Schulausfluges über Mittag einige 
Biere trinkt, durch den Alkohol einschläft 
und die Obhutspflicht (Aufsicht an einem 
Gewässer etwa) grob vernachlässigt. Wenn 
hier etwas passiert, ist es vorstellbar, dass 
die Regressregeln greifen.

Für Auslandexkursionen (analog auch für 
alle anderen auswärtigen Schulanlässe) 
können somit folgende Grundsätze festge-
halten werden:

-
wortlichen Lehrpersonen exakt vor-
bereitet werden. Dies bedingt in aller 
Regel ein Rekognoszieren sämtlicher 
Programmteile, damit nicht unange-
nehme Überraschungen oder sogar 
Gefährdungen entstehen. Wichtig ist 

somit das Erkennen von Gefahren und 
Gefährdungen und das Vermeiden oder 
Beseitigen von solchen. Daran ist ein 
strenger Massstab zu legen. So sollte bei 
einer Velotour mit dem Fahrrad entlang 
dem Rhein die gewählte Strecke wenn 
möglich vorher abgefahren werden. So 
können allfällige gefährliche Strassen-
teilstrecken erkannt und Massnahmen 
vorgekehrt werden. Beim Buchen eines 
Hotels ist beispielsweise darauf zu ach-
ten, ob sich dieses in einem heiklen 
Gebiet (Rotlichtgegend in Amsterdam) 
befindet.

-
ben ein detailliertes und verbindliches 
Reiseprogramm zu erstellen. Allen Be-
teiligten muss dabei klar sein, zu wel-
chem Zeitpunkt sie sich wo einzufinden 
haben. 

-
vollziehbare Verhaltensregeln vorgege-
ben werden. Die Obhutspflicht umfasst 
nicht nur die Pflicht, von den Lernenden 
Schaden abzuwenden. Im Rahmen der 
Aufsichtspflicht müssen auch Dritte vor 
Schäden durch die Lernenden bewahrt 
werden. Sämtliche Weisungen der Lei-
tungspersonen sind darum strikte zu 
befolgen.

Leider hat sich in jüngster Zeit gezeigt – die 
Beispiele München und Berlin haben das 
leider bewiesen –, dass gerade auf solche 
Verhaltensregeln ein sehr grosses Gewicht 
zu legen ist. Den Lernenden muss in jeder 
Situation klar sein, was sie tun dürfen und 
was sie zu unterlassen haben. Hier sind 
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»Der BCH-Ratgeber
Rechtsfragen aus dem Berufsalltag

klare Worte und eine ausdrückliche Ver-
pflichtung der Lernenden (bei Minderjäh-
rigen auch der Eltern) nötig. Dennoch ist 
eine 24-Stunden-Aufsicht in keinem Fall 
möglich und nicht zumutbar. In jedem Fall 
sind die Jugendlichen im Rahmen ihrer 
Urteilsfähigkeit für ihr fehlbares Verhalten 
zunächst selber verantwortlich. Gerade 
Lernende in der beruflichen Grundbildung 
sollten reif genug sein zu wissen, wie man 
sich auf einer Reise im Ausland (oder auf 
einer Exkursion) benehmen muss. Eine 
ausdrückliche Regelung von eigentlich 
Selbstverständlichem soll aber dazu die-
nen, sie auch explizit in die Pflicht zu neh-
men.

 Die Lernenden müssen eine 
Notfallnummer besitzen, über die sie je-
derzeit eine verantwortliche Leitungsper-
son erreichen können. Sie sind dabei anzu-
halten, in jeder heiklen oder gefährlichen 
Situation umgehend Meldung zu erstatten 
und Anweisungen einzuholen. Pro Grup-
pe – insbesondere im freien Ausgang sind 
die Lernenden in aller Regel mindestens 
zu Dritt – muss ein Mobiltelefon verfügbar 
sein. Sind die Lernenden im freien Aus-
gang, müssen der Ausgangsrayon und die 
Rückkehrzeit genau bestimmt sein. Die 
Schülerinnen sind zudem ausdrücklich 
auf problematische Bereiche innerhalb des 
Ausgangsrayons aufmerksam zu machen. 
Bei einem unvorhergesehenen Ereignis ist 
unverzüglich eine Lehrperson zu verstän-
digen, etwa wenn sich eine Verzögerung 
ergibt und ein Termin nicht eingehalten 
werden kann. 

 Die 
Lernenden sind verpflichtet, jeglichen Ge-
fahren auszuweichen. Mit Gefahr ist nicht 
nur die rein physische Schädigungsmög-
lichkeit gemeint, sondern auch das Ver-
meiden von Auseinandersetzungen oder 
Pöbeleien.

 Der Ge-
nuss von illegalen Rauschmitteln ist in je-
dem Fall untersagt, unter Hinweis auf die 
strafrechlich nicht absehbaren Folgen im 
Ausland. Alkoholkonsum kann Minder-
jährigen grundsätzlich verboten werden, 
kaum jedoch Erwachsenen. Hier ist zu 
verlangen, dass es beim Genuss von Alko-
hol wirklich beim Genuss bleibt, Exzesse 
werden nicht geduldet. Als Richtschnur 
könnten die strassenverkehrsrechtlich fest-
gelegten 0,5 Promille betrachtet werden. 
Diese entsprechen bei einem erwachsenen 
Mann etwa zwei Stangen Bier oder zwei 
Gläsern Rotwein. 

 Wichtig sind zudem die zu tref-
fenden Sanktionen bei einem Fehlverhal-
ten. Grundsätzlich muss als strengste Mass-
nahme die Rückreise auf eigene Kos ten 
und Verantwortung vorgesehen werden. 
Bei Minderjährigen ist dies unbedingt mit 
den Eltern abzusprechen; oder es muss un-
terschriftlich ein Einverständnis eingeholt 
werden. Erfolgt jedoch die vorzeitige Rück-
reise aus anderen Gründen (zum Beispiel 
schwere Erkrankung eines Teilnehmers), 
müssen die Eltern darauf aufmerksam ge-
macht werden, dass die Versicherung sol-
cher Fälle Sache der Teilnehmenden ist 
(z.B. Auslandschutzbrief). 

 Um eine bessere Verbind-
lichkeit zu erreichen, ist von den Ler-
nenden und den Eltern von Minderjäh-
rigen die Unterzeichnung der vereinbarten 
Regelungen und Sanktionen vorzusehen. 
Sie kann als Bedingung für die Teilnahme 
betrachtet werden.
Roland Amstutz, Fürsprecher MLaw, Rechtsberatung 
LEBE Lehrerinnen Lehrer Bern 

Andreja Torriani, GIBZ Zug
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ermöglichen. Thomann nennt ein Beispiel: 
«In der Berufsbildung sind recht viele Stif-
tungen aktiv und unterstützen Projekte, 
aber die wenigsten kennen sie. Auf der 
Website soll man sie finden.» Neu führt 
auch die Adresse www.berufsbildung-ch.
ch auf die Site. 
Der vollständige Ausbau der Website wird 
noch Zeit beanspruchen, und auch dann 
soll sie lebendig bleiben und laufend ak-
tuelle Entwicklungen aufnehmen. Anre-
gungen und Verbesserungswünsche nimmt 
Christoph Thomann gerne entgegen. Ein 
anwenderfreundliches «Content Manage-
ment System» macht Änderungen in der 
Struktur der Site jederzeit möglich. Diese 
Technologie erlaubt es zudem, dass das 
Gerüst der Homepage unter Berücksich-
tigung der spezifischen Bedürfnisse auch 
allen Sektionen des BCH | FPS zur Verfü-
gung gestellt werden kann. Bereits hat der 
SMEIV von diesem Angebot Gebrauch ge-
macht. Der Initialaufwand für eine Home-
page kostet rund 3000 Franken.
Informationen: christoph.thomann@tbz.zh.ch

Nach der Überarbeitung der Verbandszeit-
schrift Folio hat der Zentralvorstand des 
BCH|FPS den logischen, zweiten Schritt 
gemacht und auch die Website neu gestal-
ten lassen. Auftragnehmer war das Luzer-
ner Grafikbüro Skouhus & Bombelli, das 
für so renommierte Firmen wie Certina 
AG, CSS oder Interface arbeitete. Skou-
hus & Bombelli erhielt 2009 den «Corpo-
rate Design Preis».
Der neue Auftritt des BCH im Netz ist sach-
lich und einfach gehalten und trotzdem 
elegant. Die Leitfarbe ist ein freundliches 
Grün. Die Hompepage soll in erster Linie 
Transparenz ausstrahlen und den Besu-
chern erlauben, Informationen möglichst 
rasch zu finden. Christoph Thomann, der 
für die Umsetzung verantwortlich zeich-
net: «Die Berufsbildung ist komplex. Wir 
wollen sie mit unserer Site übersichtlich 
darstellen.» So will der BCH | FPS mit sei-
ner Homepage alle für die Berufsbildung 
wichtigen Dokumente und Links zu Unter-
lagen anbieten – und damit einen zuverläs-
sigen Einstieg in diesen Bildungsbereich 

Niall Ferguson, der vielleicht brillanteste 
Historiker der Gegenwart, spricht von 
sechs so genannten Killer-Apps: Wettbe-
werb, Wissenschaft, Demokratie, Medizin, 
Konsum und die protestantische Arbeits-
ethik. Auf diesen Gebieten hat der Westen 
seit dem 15. Jahrhundert die Vorherrschaft 
gegenüber dem Rest der Welt. 
Dass man sich nicht auf Errungenschaften 
der letzten Jahrhunderte ausruhen soll, 
wird in diesen Tagen allen klar. Die 
Schwellenländer, aber vor allem die asia-
tischen Wirtschaftszentren, sind drauf und 
dran, diese Vorherrschaft zu brechen.
Im Bereich der Arbeit, der Arbeitsplätze, 
der Arbeitsethik und der Berufsbildung 
spielt der Westen immer noch eine wich-
tige Rolle. Besonders im dualen Berufsbil-
dungssystem werden die Grundsteine für 
eine hochentwickelte Arbeitswelt gelegt, 
die unsere Wirtschaft so stark macht. Bis 
auf den Bereich Arbeit kann man praktisch 
alle Apps problemlos kopieren. Die Be-
rufsbildung aber lässt sich nicht einfach in 
Billiglohnländer verlegen. 
Die Berufsbildung ist also Teil der letzten 
Bastion, die den westlichen Wirtschafts-
nationen noch einen kleinen Vorsprung 
auf den Osten verschafft. Insbesondere die 
starken Industriegebiete der nördlichen 
Alpenregionen zeigen hier hohe Innovati-
onskraft. Es wird in die Berufsbildung in-
vestiert – und das zeigt Wirkung. Nur dank 
hochwertiger Produkte, oft in Nischen 
produziert oder mit intelligenten Dienst-
leistungen am Markt, kann den Herausfor-
derungen der Zukunft begegnet werden. 
Hatten wir in den letzten Jahren zu weni-
ge Lehrstellen, ist ab diesem Sommer der 
Trend klar. Es hat genügend offene Lehr-
stellen, Angebot und Nachfrage decken 
sich – wie immer in der Praxis – nicht 
ganz. Besonders anspruchsvolle Lehrstel-
len können nicht mehr besetzt werden. 
Gleichzeitig finden immer noch nicht alle 

Auch für Verbände ist ein professioneller Webauftritt immer wichtiger. Der 
BCH | FPS hat seine Website überarbeitet – und stellt sie zu einem günstigen 
Preis auch den Mitgliedverbänden zur Verfügung.



Curt Herzstark und sein 
mechanischer Taschenrechner. 
Von Felix Gartmann

Mattschwarz steht das Ding auf meinem 
Lehrerpult, ein faustgrosser Metallzylin-
der mit seitlich angebrachten Schiebern 
und einer Kurbel an der Oberseite. Eine 
Pfeffermühle, vermuten meine Physikla-
borantenlehrlinge, ein Dynamo zur Strom -
erzeugung oder eine Handgranate mit 
einstellbarem Zeitzünder. Sie können es 
nicht besser wissen, sie, die mit dem Ta-
schenrechner aufgewachsen sind. Auch in 
meiner Generation wird die wahre Natur 
des mit «Curta» beschrifteten Geräts kaum 
erkannt. Dabei handelt sich um den ersten 
mechanischen Taschenrechner der Welt, 
der in den Fünfziger- und Sechzigerjah-
ren von einer liechtensteinischen Firma in 
über 150 000 Exemplaren produziert und 
von Ingenieuren, Wissenschaftlerinnen, 
Buchhalterinnen und Rallyefahrern in al-
ler Welt benutzt wurde. 

 be-
herrscht die vier Grundrechenarten und 
das Wurzelziehen auf 15 Stellen genau, 
braucht keinen Strom und lässt sich mit 
einiger Übung fast so schnell bedienen 
wie ein Taschenrechner unserer Tage. 
Sanft gleiten die Einstellgriffe zu den ge-
wünschten Ziffern, leise schnurrend ad-
diert das solide Präzisionsgerät mit seinem 
zeitlosen Form-follows-Function-Design 
bei jeder Kurbeldrehung die Zahlenwerte 
und zeigt das Resultat in kleinen Fenstern 
an. Eine derartige Sinnlichkeit der Bedie-
nung hat sich beim Auftauchen der elek-
tronischen Rechner Anfang der Siebziger-
jahre für immer aus dem kalkulatorischen 
Alltag verabschiedet. Kein Wunder, dass es 
immer noch weltweit eine Handvoll Afi-
cionados der rechnenden Kaffeemühle aus 
dem Fürstentum gibt, die ein Mehrfaches 
des damaligen Kaufpreises von etwa 500 
Franken ausgeben, um diesen technischen 
Zeitzeugen einer verschwundenen Epoche 
zu besitzen. 

 An-
gestellt in der väterlichen Fabrik für me-
chanische Rechenmaschinen, erkannte 
der begnadete Tüftler, dass die schweren 
Rechenapparate der Dreissigerjahre im 
Büro zwar nützlich, aber für unterwegs 
unbrauchbar waren. Herzstark begann ein 
Gerät zu konstruieren, das leistungsfähig, 
leicht und Platz sparend war. Als 1938 die 
Deutschen in Österreich einmarschierten, 
wurde unser findiger Ingenieur als Halbju-
de zunächst nicht verhaftet, da sein tech-
nisches Know-how für die Wehrmacht von 
Nutzen war. 1943 wurde Herzstark dann 
doch von der SS ins KZ Buchenwald ver-
schleppt. Ein Offizier versprach den Inge-
nieur zu verschonen, wenn es ihm gelän-
ge, einen funktionierenden transportablen 
Kleinrechner zu bauen: «Nach dem End-
sieg werden wir ihn dem Führer zum Ge-
schenk machen», meinte der SS-Mann. 

 und Curt 
Herzstark begann 1948 im Fürstentum 
Liechtenstein mit der Produktion des im 
KZ geplanten Taschenrechners Curta. Der 
Rechner, der seinem Erfinder das Leben 
rettete, trug den Namen des Ländles in die 
ganze Welt hinaus. Die Fortschritte der 
Elektronik liessen die Curta nach einem 
Vierteljahrhundert Produktionszeit aber 
in Vergessenheit geraten, ein moderner Ta-
schenrechner ist eben bedienungsfreund-
licher, leistungsfähiger und viel billiger 
als unser mattschwarzer Kurbel-Rechen-
knecht. Falls Mechanik jedoch eine Seele 
haben kann, dann findet man sie in den 
230 Gramm Materie gewordener Geniali-
tät des Curt Herzstark, wie die staunenden 
Blicke und anerkennenden Kommentare 
meiner von Mikroprozessoren verwöhnten 
Physiklaboranten beweisen.

Auflösung des Rätsels aus dem Juni-Heft: «Telefon-
rundspruch» und «Biennophone». Aus den richtigen 
Einsendungen losten wir Christine Benz, Doris Lüdi 
und Stephan Schneider aus; sie gewinnen einen 
Büchergutschein aus dem orell füssli Verlag.

Jugendlichen eine Lehrstelle. Es bleibt 
uns nichts anderes übrig, als noch mehr 
Anstrengungen zu unternehmen, um mög-
lichst viele Jugendliche in den Arbeits-
markt zu integrieren, dort zu halten und 
deren Laufbahnentwicklung zu unterstüt-
zen. Eine Möglichkeit dafür ist das Case 
Management Berufsbildung, das die Kan-
tone einführen müssen. 
Der BCH | FPS setzt sich dafür ein:

-
dung der Lehrpersonen an Berufsfach-
schulen! Die besten Talente anziehen!

-
lenten Ruf des innovativen Werkplatzes 
Schweiz nachhaltig stärken!

-
fachschulen: Best Practice! 

viel höheren Anteil an Frauen in tech-
nischen Berufen. Der BCH | FPS enga-
giert sich in einem Genderprojekt!

BCH | FPS fördert den Auslandaus-
tausch von Berufslernenden auf breiter 
Front!

Christoph Gerber, Leiter Kommunikation BCH | FPS

CHG
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Anzeigen

Im Rahmen der Jubiläumsveranstaltung 
«60 Jahre SVEB» (Schweizerischer Ver-
band für Weiterbildung) wurde Direktor 
André Schläfli als erster Schweizer in die 
International Adult and Continuing Edu-
cation (IACE) Hall of Fame der Universi-
tät Oklahoma Outreach USA aufgenom-
men. In der Laudatio würdigte Ekkehard 
Nuissl, Direktor des Deutschen Instituts 
für Erwachsenenbildung (DIE), die Ver-
dienste des SVEB-Direktors wie folgt: An-
dré Schläfli setzt sich seit zwanzig Jahren 
beharrlich, kreativ und umsichtig für die 
Weiterbildung ein und machte sich mit 
seinem Engagement über die Landesgren-

Bereits zum zehnten Mal führte die Fach-
stelle des Zürcher Mittelschul- und Be-
rufsbildungsamtes (Projekte Lehrplan 
Allgemeinbildender Unterricht, PLAU) 
zusammen mit der Kantonalbank einen 
Wettbewerb für Vertiefungsarbeiten in der 
Allgemeinbildung durch. Am Wettbewerb 
konnten Arbeiten teilnehmen, welche sich 
mit Umweltthemen auseinandersetzen. 
Die Preissumme von 2000 Franken stif-
tet die Zürcher Kantonalbank im Rahmen 
ihres Engagements für Nachhaltigkeit.
Dieses Jahr machten 29 Lernende aus neun 
verschiedenen Berufsfachschulen mit. Es 
wurden zehn Preise vergeben.

 Projekt Sun Top, Leandro 
Huber (Elektroinstallateur, GB Wetzikon)

 Die Mobilität von Morgen, 
Romeo Albrecht (Mechatroniker, GB Wet-
zikon); Die Welt geht baden (Werk), Asma 
Bouhouch (Elektroplanerin TBZ, Abt. EE); 
Bau einer mobilen solarbetriebenen Mu-
sikanlage, Heinz Kessler (Mechatroniker, 
GB Wetzikon); Solarenergie, Simon Lind-
ner (Forstwart, BB Winterthur)

 Bio Bundzwiebeln, 
Andy Ball (Koch, ABZ); Waldhütte Selibo-

den, Stefan Bär Mechatroniker (GB Wetzi-
kon); Drei Versuche zur Ölkatastrophe im 
Golf von Mexico, Francesco Dogan (Koch, 
ABZ); Emmer- und Einkornvermarktung, 
David Walter (Weintechnologe, BZ Wä-
denswil); Mit PET-Flaschen unterwegs, 
Veronika Weber (Fachfrau Betreuung, BFS 
Winterthur)
Martin Better, martin.better@a-b-z.ch 

Die Ausschreibung für den Wettbewerb 2011/2012 
wird voraussichtlich im September erfolgen. 

www.mba.zh.ch/plau

zen hinaus einen Namen. Zu seinen Mei-
lensteinen gehören: die Entwicklung des 
AdA-Baukasten-Systems, er brachte das 
Lernfestival in die Schweiz und er hat 
massgeblich an der Entwicklung des Qua-
litätslabels eduQa mitgearbeitet. Zudem 
verfasste er Analysen, Artikel und Exper-
tisen zur Weiterbildung. 
Wie nötig Schläflis Engagement ist, zeigt 
die Tatsache, dass die Beiträge, die der 
Bund an die Dachverbände der kulturellen 
Erwachsenenbildung bezahlt, gefährdet 
sind. Im neuen Kulturförderungsgesetz 
wurde auf eine Übergangsfinanzierung 
bis zum Inkrafttreten des Weiterbildungs-
gesetzes verzichtet – laut SVEB entgegen 
mündlicher und schriftlicher Zusiche-
rungen von BAK-Direktor Jean-Frédéric 
Jauslin.
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Das BBT hat in letzter Zeit diverse An-
fragen zur fachlichen Gleichwertigkeit 
von Lehrpersonen erhalten. Nun erläu-
tert das Amt Details der Handhabung.

Die Berufsbildungsverordnung (BBV) regelt 
in Artikel 40, dass «über fachliche Gleich-
wertigkeiten einzelner Berufsbildungsver-
antwortlicher […] die kantonale Behörde 
nach Rücksprache mit den Anbietern der 
entsprechenden Bildung» entscheidet. 
Auf diesem Weg können Lehrpersonen als 
Berufsbildungsverantwortliche angestellt 
oder anerkannt werden, die fachlich in-
teressante Profile mitbringen, jedoch die 
formalen Voraussetzungen nicht vollum-
fänglich erfüllen.
Das BBT konkretisiert mit Schreiben vom 
8. Juni, wie mit dieser Möglichkeit umzu-
gehen ist. Es hält fest, dass die Feststellung 
einer fachlichen Gleichwertigkeit als Vali-
dierung, aber auch als allgemeine Feststel-
lung der Qualifikation erfolgen könne. Die 
fachliche Gleichwertigkeit habe dabei nur 
einen Wert in Bezug auf die angestrebte 
Funktion als Berufsbildungsverantwort-
liche oder -verantwortlicher. Sie sei so zu 

formulieren, dass sich daraus keine An-
sprüche auf geschützte Titel oder Zulas-
sungen für weitere Ausbildungen ableiten 
lassen.

 Die 
Feststellung eines konkreten beruflichen 
oder allgemeinbildenden Abschlusses ver-
langt gemäss Berufsbildungsverordnung 
(BBV) die Rücksprache mit den Anbietern 
der entsprechenden Bildung. Das BBT 
empfiehlt, fachliche Gleichwertigkeiten 
dieser Art direkt von den Anbietern der 
entsprechenden Bildung feststellen zu las-
sen (zum Beispiel Validierung).

 Sind von den 
Anbietern der entsprechenden Bildung 
keine Gleichwertigkeitsfeststellungen vor-
gesehen, so ist laut BBT eine allgemeine 
Feststellung der Qualifikation auszustel-
len. Die allgemeine Feststellung, dass eine 
Person fachlich qualifiziert ist, obwohl sie 
die gesetzlichen Mindestanforderungen 
nicht erfüllt, bedürfe keiner Rücksprache 
mit einem Bildungsanbieter. Sie habe sich 
auf den entsprechenden Artikel in der BBV 
(Art. 44, Art. 45 oder 46) und auf eine klar 
definierte Funktion als Berufsbildungsver-
antwortliche bzw. -verantwortlicher zu be-
ziehen. 

http://www.bbt.admin.ch/themen/berufsbil-
dung/00484/00486/index.html?lang=de

Gymnasiallehrpersonen, die Berufsmaturi-
tätsunterricht erteilen, sind gesetzlich ver-
pflichtet, eine berufspädagogische Ausbil-
dung von 300 Lernstunden zu absolvieren. 
Einen entsprechenden Verweis auf die Be-
rufsbildungsverordnung vom 19. Novem-
ber 2003 macht die neue BM-Verordnung 
vom 24. Juni 2009. Schweizweit wurden 
entsprechende Bildungsgänge aber erst ab 
2008 angeboten.
In Absprache mit der Eidgenössischen Be-
rufsmaturitätskommission EBMK nimmt 
das BBT Stellung: Ab Stichtag 1. August 
2008 eingestellte Gymnasiallehrpersonen, 
die Berufsmaturitätsunterricht erteilen, 
müssen über die berufspädagogische Bil-
dung verfügen oder diese in den vorgege-
benen Fristen nachholen. 
Den Kantonen steht es frei, bei der An-
stellung und Einreihung von gymnasialen 
Lehrpersonen für den Berufsmaturitätsun-
terricht weitere über diese Stellungnahme 
hinausgehende Anforderungen zu definie-
ren.
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«Unter den vielen Themen, welche mir am 
Herzen liegen, betone ich die Notwendig-
keit des allgemeinbildenden Unterrichts. 
Der ABU ist ein unerlässliches Bildungsele-
ment für die Attraktivität der beruflichen 
Grundbildung. Ein gemeinsames kulturelles 
Verständnis ist eine Bereicherung für unse-
re Gesellschaft. Ich hoffe, dass dieses Ver-
ständnis in den nächs ten Jahren auch in der 
Ausbildung von Lernenden seinen Platz 
finden wird. Zudem wünsche ich mir, dass 
sich die SBBK in Zukunft auch mit den 
Kleinstberufen auseinandersetzt. Neben pä-
dagogischen Aspekten führen diese Berufs-
lehren zu organisatorischen und finanzi-
ellen Problemen in den Kantonen, für die 
wir in Zusammenarbeit mit dem BBT Lö-
sungen finden müssen. Diese Lösungen set-
zen eine grundlegende Reflexion über die 
Bildungsstrukturen wie auch über den In-
halt der Bildungsverordnungen voraus.» 

Anzeige

»Das Zitat

Alain Garnier war bis vor 
kurzem SBBK-Präsident; 
alain.garnier@vd.ch
(Zitat: SBBK-Jahresbericht 2010)

DLS Internet-Shop 

www.dls-lehrmittel.ch

Lehrmittel bequem und  
einfach einkaufen. 

Ihre Vorteile
- Alle Lehrmittel aus einer Hand
- Kurze Lieferzeiten
- Portofreie Lieferung an Ihre Schuladresse
- Kompetente Beratung
- Attraktive Rabatte & Rückgaberecht
- Internet-Shop mit diversen Möglichkeiten

Gerne stellen wir Ihre Lieferung nach Ihren Wünschen zusammen.

Dienst - Leistung - Schulbuch
Seit 1992 ein zuverlässiger Partner für 
Ihre Lehrmittel.

DLS Lehrmittel AG 
Speerstrasse 18 
CH-9500 Wil
Tel  071 929 50 20 
Fax 071 929 50 30 
E-Mail info@dls-lehrmittel.ch
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Anzeige

Bustine di Minerva heissen jene Heftchen, 
die nicht nach der Göttin der Weisheit, son-
dern nach den gleichnamigen Zündhölzern 
benannt sind. Wenn die Innenseite frei ist, 
pflegen Menschen sich darauf Ideen und 
Gedanken über das Sein und das Nichts, 
über das eigene Tun und Lassen zu notie-
ren oder kleine Bilder und Erinnerungen 
festzuhalten.
Am Freitag 27. Mai versammelten sich 
Dozentinnen und Dozenten des Eidgenös-
sischen Hochschulinstituts für Berufsbil-
dung EHB im Botanischen Garten in Bern, 
um Hans Kuster zu danken. Er wird Ende 
August 2011 in den Ruhestand eintreten. 
Als Lehrer und Dozent der Allgemeinen 
Didaktik und der Berufspädagogik hat er 
mehr als dreissig Jahre Studierende und 
Kursteilnehmende des SIBP respektive 
EHB unterrichtet, begleitet und beraten.

Bustine di Minerva? 
Mehr als 90 ehemalige Studentinnen und 
Studenten haben uns zu diesem Anlass 
erheiternde, nachdenkliche und auch wit-

zige Kurzgeschichten zum Lehren von und 
Lernen bei Hans Kuster zugeschickt. Wir 
haben sie in einem kleinen Buch festgehal-
ten. Kurze Texte, die Funken sprühen und 
länger Bestand haben als die Zündhölzer, 
nach denen sie benannt sind. 
Einige Streichhölzer sollen auf dieser Seite 
angezündet werden. 
Danke Hans!
Es söu dir guet gah und gehab dich wohl.

Daniel Adank,
im Namen ehemaliger Studierender und der Kolle-
ginnen und Kollegen des EHB
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Auf das Lehrjahr 2011/2012 erhal-
ten die beiden Berufsfachschulen von 
Chur und Aarau das Zertifikat «Swiss 
Olympic Partner School». Die Berufs-
bildung wird für talentierte Sportler 
attraktiver.

Ein bisschen berühmt ist sie heute schon: 
Julie Zogg hat an den Junioren-Weltmeis-
terschaften in Valmalenco dieses Jahr 
gleich zwei Weltmeistertitel im Snowboard 
geholt. «Julie Zogg im Goldrausch», titelte 
Swiss-Ski auf seiner Website. Dabei absol-
viert Julie Zogg eigentlich eine berufliche 
Grundbildung als Polymechanikerin. Die 
18-Jährige ist soeben ins vierte Lehrjahr 
gekommen.

Julie Zogg besucht die Gewerbliche Berufs-
schule Chur und hat eine Absenzen liste, 
mit der andere Lernende längstens von 
der Schule geflogen wären. Aber die GBC 
schmückt sich damit: Die Schule erhält im 
September von Swiss Olympic die Aus-
zeichnung einer «Swiss Olympic Partner 
School». Zusammen mit der Berufsschu-
le Aarau ist sie die erste gewerbliche Be-
rufsfachschule, welche dieses Label tragen 
darf. Es bedeutet: An diesen beiden Schu-
len wird möglichst viel dafür gemacht, 
damit junge, talentierte Sportlerinnen 
und Sportler die Berufslehre, Training 
und Wettkämpfe unter einen Hut bringen 
können. So erfüllen sie die «Richtlinien 
für die Vergabe des Swiss Olympic-Qua-
litätslabels an Bildungsinstitutionen mit 
einem spezifischen Sportfördermodell». 
Die Schulen erlauben zum Beispiel lange 
und zahlreiche Abwesenheiten und sorgen 
dafür, dass die Lernenden den im Unter-
richt verpassten Stoff zuhause lernen oder 
Prüfungen nachholen können. Eine zeitlich 

Arbeit erfolgreich bewältigen kann. Wenn 
nötig verlängern sie sogar die Lehrzeit.
Mit diesen Projekten bemüht sich Swiss 
Olympic, den Kreis der sportaffinen Lehr-
betriebe und Schulen auszudehnen und die 
Berufsbildung für Sporttalente attraktiver 
zu machen. In der Vergangenheit war es 
zwar bereits möglich, eine kaufmännische 
Berufsausbildung in Kombination mit einer 
Karriere im Leistungssport zu absolvieren, 
aber die gewerblich-industriellen Schulen 
hatten keine entsprechenden Angebote. 
Künftig soll, so Karin Rauber von Swiss 
Olympic, jeder Nachwuchsleistungssport-
ler – vom Wohnort und Beruf möglichst 
unabhängig – die Möglichkeit haben, Spit-
zensport und berufliche Grundbildung zu 
verbinden. Wie wichtig das ist, zeigt eine 
Befragung aller Inhaber der Swiss Olympic 
Talents Card mit den Jahrgängen 1994-1992 
von 2008, auf die zwei Drittel geantwortet 
haben. Von ihnen möchten 60 Prozent ein 
Gymnasium durchlaufen, immerhin 37 
Prozent eine berufliche Grundbildung. 
DF

www.swissolympic.ch/desktopdefault.aspx/ta-
bid-4473//5583_read-36361/

angemessen entlastete Lehrperson ist mit 
der Koordination der notwendigen Vor-
kehrungen betraut. Auch muss die Schu-
le beim nationalen Präventionsprogramm 
«cool and clean» angemeldet sein. In Chur 
haben nicht weniger als 20 Lernende eine 
«Swiss Olympic Talents Card» oder sind 
bereits Mitglied eines Elite-Nationalka-
ders. Julie Zogg ist eine von ihnen. Sie hat 
im vergangenen Winter das Schulareal an 
der Scalettastrasse relativ selten betreten, 
wie sie erzählt. 

Bei der Förderung von talentierten Ler-
nenden sind die Berufsfachschulen nur ein 
Partner von «Swiss Olympic», die Lehrbe-
triebe sind der andere. Für sie hat die Orga-
nisation vor zwei Jahren die Auszeichnung 
«Leistungssportfreundlicher Lehrbetrieb» 
geschaffen, die über kantonale Stellen 
 koordiniert wird. Derzeit tragen 116 Lehr-
betriebe eine Vignette – darunter auch die 
Firma von Julie Zogg. Sie stimmen die 
 Arbeitszeiten auf das sportliche Training 
und die Wettkämpfe ab, nehmen Rücksicht 
auf die Trainingszeiten und stellen sicher, 
dass die Athletin die wöchentliche Bela-
stung von Training, Berufsfachschule und 

Der Bundesrat hat am 29. Juni 2011 nach 
langem Drängen des Parlaments beschlos-
sen, die Bereiche Bildung, Forschung 
und Innovation in einem Departement 
zu vereinen. Das Staatssekretariat für Bil-
dung und Forschung sowie der Bereich 
der Eidgenössischen Technischen Hoch-
schulen (beide bisher im Eidgenössischen 
 Departement des Innern EDI) werden 
künftig gemeinsam mit dem Bundesamt 
für Berufsbildung und Technologie (BBT) 
im Eidgenössischen Volkswirtschaftsde-
partement (EVD) angesiedelt. 
Für Fachleute überraschend ist die Zuord-
nung der genannten Bereiche im Eidgenös-

sischen Volkswirtschaftsdepartement EVD 
unter Leitung von Didier Burkhalter. In 
seinem Blog kommentiert Berufsbildungs-
fachmann Emil Wettstein den Entscheid 
positiv: So werde dem Missverständnis 
wohl vorgebeugt, wonach Bildung nicht 
auch ausserhalb von Schulen stattfinden 
könne. Demgegenüber liessen sich Vertre-
ter der Sozial- und Geisteswissenschaften 
kritisch vernehmen: Sie befürchten mehr 
Einfluss der Wirtschaft auf die Bildung und 
die Tangierung der Forschungsfreiheit. Die 
Neustrukturierung wird auf 1. Januar 2013 
Tatsache.
DF



Rolf Dubs, der Doyen der Schweizer Wirt-
schaftspädagogik, legt ein Buch mit ein-
führendem Charakter vor, in dem 38 Fra-
gen zur Gestaltung von Schule und zur 
Bildungspolitik gestellt, kurz erläutert 
und beantwortet werden. Vorausgeschickt 
sei, dass Dubs seit seiner Dissertation zum 
Wirtschaftsgymnasium (1968) die Diskus-
sion um Schule und Bildungspolitik in 
der Schweiz während bald einem halben 
Jahrhundert – insbesondere im Bereich 
der Berufsbildung und da vor allem im 
kaufmännischen Bereich – mitgeprägt 
hat: von der Curriculumdiskussion in den 
70er- und 80er-Jahren bis zu Reformen im 
Zeichen von New Public Management seit 
den 90er-Jahren.

 des 
schweizerischen Bildungssystems Aus-
druck. Lösungen für viele Bildungs- und 
Schulprobleme seien dringlich. Die empi-
rische pädagogische Forschung könne oft 
keine abschliessenden Antworten auf die 
dringlichen Fragen geben. Vorschläge aus 
Wissenschaft und Politik seien oftmals zu 
abstrakt und nicht aus ganzheitlicher Sicht 
vorgetragen. Der Anspruch des Bandes ist 
deshalb, «Grundlagen zur Reflexion und 
Entscheidungsfindung» zur Verfügung zu 
stellen, die drei Kriterien genügen: zu dif-
ferenzieren, keinen Modeerscheinungen 
nachzueifern und wissenschaftlich begrün-
det zu sein, ohne der Illusion anheim zu 
fallen, dass die Wissenschaft für alle kon-
trovers diskutierten Fragen abschliessende 
Antworten zur Verfügung stellen könne.

»Rezension
Von Lucien Criblez

Rolf Dubs: Bildungspolitik und 
Schule – wohin? Altstätten, 

Tobler Verlag 2010,  
38 Franken.

Lucien Criblez ist 
Professor für Erzie-

hungswissenschaft an 
der Universität Zürich; 

lcriblez@ife.uzh.ch

«Wie gross sollten Schulklassen sein? Wie soll die Schülerbeurteilung gestaltet wer-
den, und braucht es Noten?» Diese und ähnliche Fragen stellt Rolf Dubs in seinem für 
eine breite Öffentlichkeit geschriebenen Buch zu Bildungspolitik, Schule und Unter-
richt – und gibt auf jede gestellte Frage auch Antworten.

 ge-
lesen werden müssen, macht er einleitend 
transparent. Das «pädagogische Credo» in 
fünf Punkten lautet: Festhalten an der Leis-
tungsschule, Einbezug von Erziehungsauf-
gaben, biografisch frühzeitige Massnahmen 
für Chancengerechtigkeit, keine Gleich-
macherei und keine dauernde Reformitis. 
Diese Grundüberzeugungen zeigen Dubs 
nicht einfach als Konservativen (als der 
er immer wieder kritisiert worden ist), 
sondern als Position beziehenden Erzie-
hungswissenschaftler, der sich einen Blick 
für gesellschaftliche Veränderungen und 
deren notwendige Konsequenzen erhalten 
hat. Dass allerdings diese Grundpositionen 
nicht widerspruchsfrei sind – eine besse-
re Frühförderung ist nur durch institutio-
nelle Reformen zu haben und das Betonen 
der Leistungsschule steht in verschiedener 
Hinsicht im Widerspruch zur stärkeren Be-
tonung des Erziehungsauftrages der Schule 
–, wird im Band kaum thematisiert. Klare 
Antworten auf die gestellten Fragen zu ge-
ben ist denn auch notwendig mit Redukti-
on von Komplexität verbunden.

 Die Fragen thematisieren Pro-
bleme auf vier Ebenen: Fragen auf der Ma-
kroebene des Bildungssystems («Was sollte 
man bei bildungspolitischen Forderungen 
beachten?» oder «Werden teilautonom […] 
geleitete Schulen gelingen?»), ebenso wie 
Fragen auf der Mesoebene von Schulen 
(«Wie gross sollen Schulen sein?» oder 
«Was heisst Leadership in einer geleiteten 
Schule?»). Daran schliessen Fragen an, die 
eher den Unterricht und die Unterrich-
tenden ins Zentrum stellen («Was ist guter 
Unterricht?» oder «Dürfen Lehrpersonen 
Disziplin einfordern?»). Letztlich werden 
Fragen zu Schülerinnen und Schülern als 
Individuen und deren Familien gestellt, 
etwa zu den Grundbedürfnissen kleiner 
Kinder, zur Persönlichkeitsentwicklung 
oder zur Prüfungsangst.

 – eine Gruppierung wäre al-
lerdings hilfreich gewesen. Jede Frage wird 
auf drei bis neun Seiten bearbeitet, wobei 
nicht ganz klar wird, ob die unterschied-
liche Länge einer Gewichtung gleichkommt 
oder eher die unterschiedliche Ver trautheit 
des Autors mit der Materie widerspiegelt. 
Abbildungen und Tabellen, weiterführende 
Literaturangaben und zusammenfassende 
Textkästen (Handlungsempfehlungen) er-
leichtern das Lesen. Vielen der Aussagen 
kann man vor dem Hintergrund heutiger 
Erkenntnisse zustimmen, etwa wenn zur 
Begabungs- und Begabtenförderung gefor-
dert wird: «Begabungsförderung muss das 
Ziel allen Unterrichts für alle Typen von 
Schülerinnen und Schülern sein. Sie setzt 
voraus, dass im Unterricht in heterogenen 
Klassen mehr individualisiert wird.» Bei 
anderen Aussagen würde man gerne im 
Sinne von «ja, aber …» eine Diskussion 
beginnen (Beispiel: «Die Schule muss eine 
Leistungsschule bleiben») oder sogar Wi-
derspruch anmelden.

 er bleibt in den 
Bewertungen eher vorsichtig, auch wenn 
da und dort eine wertkonservative Grund-
haltung deutlich wird. Einzelne relevante 
Themen werden nicht, oder nur sehr rand-
ständig bearbeitet, etwa die Lehrerausbil-
dung, Lehrplan- und Lehrmittelfragen, 
die Übergänge zwischen den Schulstufen 
oder die Sonderpädagogik. Aber man soll 
Autoren nicht vorwerfen, was sie nicht 
auch geleistet haben, zumal an verschie-
denen Stellen des Bandes eigentlich mehr 
Differenzierung zu wünschen wäre – auch 
wenn es sich um eine allgemein verständ-
liche Einführung handelt. Denn auf keine 
der gestellten Fragen gibt es einfache Ant-
worten. Widersprüche werden im Band 
aber kaum thematisiert – er will orientie-
ren. Gerade deshalb muss er als Grundlage 
für Diskussionen gelesen werden, nicht als 
Rezeptbuch.
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»Tagebuch
Von Hans Berner

 

Hans Berner ist Dozent für Pädagogik an der PH Zürich und Buchautor; hans.berner@phzh.ch

Es schreibt Ihnen Werner Tiki Küs-
tenmacher. Er ist Pfarrer, Cartoonist 
und Bestseller-Autor. Heute hat er 

eine wichtige Botschaft und ein persön-
liches Angebot für Sie, mit dem Sie die 
Kraft der Einfachheit in Ihr Leben lassen 
können. Entdecken Sie den Weg zu inne-
rem Reichtum, indem Sie sich die fünf 
grössten Lebensfallen bewusst machen 
und eine tiefe Zufriedenheit finden.»
Diese suggestiven Worte springen allen ins 
Auge, die auf «simplifyyourlife» geraten 
sind. Neben dem Bild eines dynamisch-
sympathischen Mannes – «Deutschlands 
bekanntester simplify-Man» – heisst es: 
«Befreien Sie sich – leben Sie!» Jeden Mo-
nat wird die passende Menge an Instant-
Relief-Portionen offeriert, die innerhalb 
von vier Wochen in die Praxis umgesetzt 
werden können. Versprochen wird, dass 
es keine Anstrengungen braucht, um den 
persönlichen Alltag nach dem Prinzip von 
Einfachheit und Fülle zu gestalten. Diese 
Erfolgs-Philosophie liegt auch in Buchform 
vor: Simplify your life wurde über zwei 
Millionen Mal in 20 Sprachen verkauft.

Brauche ich eine 
Lebensversicherung – und wenn ja, in 
welchem Alter und welche? Muss unser 
Zusammenleben vertraglich geregelt wer-
den – und wenn ja, wie und durch wen? 
Sollen in Schüler-Konferenzen von allen 
Beteilig ten Regeln erarbeitet und Sankti-
onsmassnahmen formuliert werden? 

merziell ausgenutzt. In bunten Flyern wird 
«Kreativer Unterricht ohne grosse Vorbe-
reitung» versprochen. Diese Unterrichts-
bausteine vermögen einen «Instant Relief» 
bei der als überfordernd empfundenen Leh-
rertätigkeit zu schaffen. Aber durch die se 
reproduzierende Tätigkeit leidet neben 
der inhaltlichen Auseinandersetzung die 
Kreativität – eine Kreativität, die mehr ist  
als ein Nach-Lust-und-Laune-Kombinieren 
pfannenfertiger Fast-Food-Produkte.

 «Le postmoder-
ne expliqué aux enfants« gefordert, dass 
durch tägliche kritische Auseinanderset-
zungen der Kinder und Jugendlichen ein 
Beitrag geleistet wird zur Fähigkeit und 
Bereitschaft, sich der Mittel des Fühlens, 
Verstehens und Tuns zu bedienen. Dazu ge-
höre ein Widerstand gegen vereinfachende 
Slogans, gegen das Verlangen nach Klarheit 
und Leichtigkeit. In einer Zeit komplexer 
werdender Probleme, die Umberto Eco 
treffend mit «Für jedes noch so komplexe 
Problem gibt es eine ganz einfache Lösung 
– und die ist falsch» charakterisiert hat, ist 
es nicht zuletzt die Aufgabe der Schule, 
auf allen Stufen, Komplexitätsbewusstsein 
zu bilden – und zu erhalten.
Eine exklusive Simplify-your-life-Haltung 
wird nicht zur Lebens-Hilfe, sondern zur 
Lebens-Falle.

Simplify your life

 vorbeige-
gangen. Die Anforderungen an die Fach-
personen für Unterrichten, Erziehen, 
Diagnostizieren und Innovieren sind viel-
fältiger geworden gegenüber denjenigen 
ihrer Berufskolleginnen vor Jahrzehnten, 
die sich noch mit gutem Gewissen auf ihre 
selbstdefinierte Kernaufgabe konzentrieren 
konnten. Der Wunsch, aus der Komplexi-
tätsfalle auszubrechen und einfach gut zu 
unterrichten (ohne minutiöse Vorbereitung 
und extensives Reflektieren) ist angesichts 
immer neuer Forderungen verständlich. 
Die von Simplify-Teachers und Simplify-
Lehrerbildnern propagierten Rezepte der 
Einfachheit versprechen Befreiung von 
Zwängen, Erfolgsdruck, Schuldgefühlen, 
Perfektionismusansprüchen. Und so wird 
munter vereinfacht: Der Ausbruch des  
2. Weltkrieges wird in einer an Schlichtheit 
kaum zu unterbietenden Grafik dargestellt, 
die Ergebnisse des Wiener Kongresses in 
einem Rollenspiel geklärt. Kompliziertes 
zeigt sich auf einmal ganz simpel, Kom-
plexes wunderbar einsichtig. Simplify the 
life of pupils! And teachers! Das Problem 
ist: Das radikal Reduzierte ist ganz ein-
fach falsch. Und: Die Lernenden (und ihre 
Lehrerinnen und Lehrer) geben sich mit 
Scheinlösungen zufrieden und verlernen, 
Komplexes zu erkennen und auszuhalten.

 fertig 
ausgearbeitete Unterrichtsbausteine kom-

Dieser Text erschien zuerst in der Zeitschrift ph ak-
zente der pädagogischen Hochschule Zürich 2/2011. 
Wir danken für die Abdruckerlaubnis.

«
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Am 8. August hat im BBT Belinda 
Walther Weger die Nachfolge von Hugo 
Barmettler angetreten. Sie tritt in 
grosse Fussstapfen.

Hugo Barmettler, zuletzt Leiter des Leis-
tungsbereichs Berufsbildung im BBT und 
Vizedirektor, war seit 1992 in der Berufs-
bildung tätig. Er zählt zu den Vätern des 
Berufsbildungsgesetzes. 1996 war er mit 
dem Berufsbildungsbericht betraut, der zu 
einem wichtigen Anstoss dafür wurde, dass 
das Parlament ein neues Berufsbildungsge-
setz forderte. In der Folge «sekretarisierte» 
er die Arbeiten am Gesetz, der Botschaft 
des Bundesrates und der Berufsbildungs-
verordnung, wie Barmettler formuliert. Der 
Ausdruck ist allzu bescheiden. Er verbirgt 
den berechtigten Stolz dessen, der weiss, 
wie wichtig es ist, sauber formulierte 

Grundlagen zu erarbeiten, Ideen in klaren 
Sätzen zu fassen, einem Text eine Struktur 
zu geben und daraus ein System zu entwi-
ckeln. Hugo Barmettler war vor seiner Tä-
tigkeit im damaligen BIGA zunächst zehn 
Jahre als Bundeshausjournalist, dann ab 
1987 als Pressechef EVD tätig. Seine Dis-
sertation hatte er über Fragen zum Werk 
des Philosophen Georg Wilhelm Friedrich 
Hegel verfasst.

Wenn Hugo Barmettler auf seine Arbeit am 
neuen Berufsbildungsgesetz zurückblickt, 
verwendet er Begriffe wie «Transparenz», 
«System», «Konsistenz». Die vordem exis-
tierenden Bestimmungen zur Berufsbil-
dung waren auf verschiedene Gesetze ver-
teilt, die Rollenzuweisung zwischen Bund 
und Kantonen unklar und steter Quell von 
Schwarz-Peter-Spielen. Im Rahmen des 
neuen Finanzausgleichs wollten einzelne 
Stimmen die Berufsbildung kantonalisie-
ren, andere forderten, dass drei Berufsbil-
dungsgesetze geschaffen werden sollten: 
Für die Landwirtschaft, für die Gesundheit 
und für die gewerblich-industrielle Berufs-
welt. Damals sei er zwei Jahre lang in der 
Schweiz herumgereist und habe versucht, 
den Boden für ein neues Gesetz zu berei-
ten, nicht selten habe er unfreundliche 
Rückmeldungen erhalten. «Wir hatten 

nicht einmal eine gemeinsame Sprache. 
Eine Unterscheidung zwischen Weiter-
bildung und Höherer Berufsbildung etwa 
exis tierte nicht.» 
Die damalige Zeit habe ihn geprägt, ge-
steht Hugo Barmettler ein, der manchmal 
ungeduldig, ja unwirsch wirkt. Um Sym-
pathien hat dieser Mann nie gebuhlt. Aber 
er hat recht behalten: Ernst zu nehmende 
Kritik am neuen Berufsbildungsgesetz gibt 
es keine. Hugo Barmettler sagt: Lösungen 
auf neu auftretende Probleme rütteln nun 
nicht am System, sie sind vielmehr Aus-
prägung des Systems. Nur die Höhere Be-
rufsbildung gibt Anlass, Nachbesserungen 
zu wünschen. Aber dass diese Forderungen 
kommen würden, lässt sich bereits in der 
Botschaft zum neuen Berufsbildungsgesetz 
(September 2000) nachlesen. Dort wird 
zum Beispiel die Unterscheidung zwischen 
Berufs- und Höherer Fachprüfung als un-
befriedigend bezeichnet. Bei den Arbeiten 
an einer neuen Höheren Berufsbildung 
wird Hugo Barmettler nun aber nicht mehr 
teilnehmen. Er begleitet Belinda Walther 
Weger in ihre neue Tätigkeit und wird sich 
dann zurückziehen. Ob er das bedauert, 
war im Gespräch nicht zu klären. Aber er 
betonte, dass ihm die Reform der Berufs-
bildung nach wie vor am Herzen liege.
DF



17 Folio Nr. 4/2011

Anzeige

Jugendliche, deren Einstieg in die Berufswelt stark gefährdet ist, erhalten  
im Rahmen des Case Management Berufsbildung Unterstützung. Nur knapp  
die Hälfte der Kantone setzen es im gewünschten Sinne um.

»Die Folio-Grafik
Evaluation Case Management Berufsbildung

Das Projekt Case Management Berufsbil-
dung (CM BB) wurde 2008 vom Bund 
lanciert und mit 20 Millionen Franken 
ausgestattet. Die Umsetzung liegt bei den 
Kantonen, die mit einer Ausnahme alle am 
Projekt teilnahmen.
Eine im Juni publizierte Evaluation macht 
den Stand der Umsetzung und die unter-
schiedlichen Modelle in den Kantonen 
deutlich. Derzeit haben erst 60 Prozent der 
Jugendlichen Zugang zum Case Manage-
ment. Die Studie weist nach, dass rund 
die Hälfte der Kantone ihre Umsetzung 
«weitgehend auf Bundeskosten, praktisch 
ohne Eigenmittel» umgesetzt hätten. Eini-
ge Kantone hätten ihr CM BB so ausgestal-
tet, dass die gewünschten Kernelemente 
«kaum mehr erkennbar» seien.
Von den 20 näher betrachteten Kantonen 
haben 15 das CM BB als Fallführung aus ei-
ner Hand eingeführt (Grafik, blau und grün 
markiert) – fast alles Kantone, in denen das 
CM BB nach Einschätzung der Evaluation 
politisch ausreichend abgestützt ist. In die-
sen Kantonen sehen sich die Jugendlichen 
während des oft mehrjährigen Prozesses 
der beruflichen Integration einer spezia-
lisierten Fachkraft gegenüber, die mit der 
Person und ihren Problemen vertraut ist, 
Massnahmen und Akteurinnen koordiniert 
und in Bezug auf ihre Eignung hinterfragt. 
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Während die meisten dieser Kantone das 
Case Management Berufsbildung verwal-
tungsintern angesiedelt haben, entschie-
den sich drei (UR, ZG und SH) für dessen 
Outsourcing. Es werde interessant sein zu 
beobachten, wie sehr sich diese als Teil der 
«CM BB-Community» verstehen und an 
deren Fachaustausch partizipieren, so die 
Evaluation. Fünf Kantone (rot und lila) ha-
ben keine Fallführung aus einer Hand im-
plementiert. Die Vorteile, die man sich mit 
der Fallführung aus einer Hand eröffnet, 
dürften dadurch weitgehend preisgegeben 
werden, so die Evaluation. 

Die Evaluation macht eine Reihe von Emp-
fehlungen. So müssten die Kantone das 
CM BB als Fallführung aus einer Hand ge-
stalten. Zudem sollen sich die zuständigen 
Direktionen für die Wiedereröffnung des 
Dossiers in der SBBK einsetzen. BBT und 
SBBK wird empfohlen, die Plattform für 
den fachlichen Austausch weiterzuführen 
– als systematisiertes Lernen von der sich 
weiter entwickelnden Praxis des CM BB.

DF

Die Evaluation (Landert Partner, Sozialforschung) 
findet sich über http://www.bbt.admin.ch/themen/
berufsbildung/01156/01157/index.html?lang=de

Der Informatik-Spezialist in Ihrer Nähe. www.letec.ch
Aarau I Bern I Chur I Gossau/SG I St. Gallen I Volketswil I Winterthur I Zürich I Schaffhausen

  Das neue, schnellere MacBook Air. Das Gewicht liegt auf der Leistung.

Macht alles leichter. Den Tag und die Tasche.
Sein stabiles Unibody-Aluminiumdesign macht das MacBook Air elegant 
und robust und bereit für alles. Jetzt mit OS X Lion. Einfach, leistungsstark, 
intuitiv. Die neue Art mit dem Mac zu arbeiten. Vollgepackt mit 
tollen Apps. Und im Mac App Store fi nden Sie noch 
viele tausende mehr.
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Bildungsforschung ist eine anpruchs-
volle Disziplin. Journalismus darüber 
scheinbar doppelt.

Am 10. Juni berichtete der «Tages-Anzei-
ger» über die jüngste Zürcher Lernstands-
erhebung. Im Kommentar spitzt Redaktor 
René Donzé die Berichterstattung zur Aus-
sage zu, dass die Erhebung den Lehrkräf-
ten «auf den ersten Blick» ein schlechtes 
Zeugnis ausstelle: «Sie benoten Kinder 
härter, die aus bildungsfernen Schichten 
stammen (…)». Und der zweite Blick? Ist 
herablassend milde: Wo Menschen beur-
teilten, gebe es keine absolute Objektivi-
tät. Den Titel liess die Redaktion trotzdem 
stehen: «Zürcher Lehrer benoten auslän-
dische Schüler strenger.»
Grund für die Empörung der Zeitung ist 
unter anderem die Erkenntnis der Studie, 
dass Schülerinnen und Schüler aus «be-
nachteiligten Verhältnissen» um 0.26 No-
tenpunkte schlechter beurteilt werden als 
solche aus sozial privilegierten Verhältnis-
sen. Die Zeitung hätte sich allerdings auch 
umgekehrt aufregen können. So weist die 
Studie auch nach, dass leistungsstarke 
Klassen generell härter benotet werden; 

und in diesen Klassen sind viel häufiger 
Kinder aus privilegierten Verhältnissen an-
zutreffen. Auch die summarische Erkennt-
nis der Untersuchung, dass das Urteil der 
Lehrpersonen am Ende der Primarstufe 
«weit zuverlässiger ist als aufgrund der 
öffentlichen Diskussion des Themas ange-
nommen werden musste», war der Zeitung 
kein Zitat wert. 
Nicht einmal zwei Wochen später wurde 
eine vom Schweizerischen Nationalfonds 
(SNF) unterstützte bildungssoziologische 
Studie publiziert, die die Behandlung von 
Migrantenkindern im Schweizer Schul-
system untersuchte. Sie fand eindeutige 
Belege dafür, dass keine Diskriminierung 
durch die Schule stattfinde. Ungleiche Bil-
dungschancen seien hauptsächlich ausser-
halb des Bildungssystems zu suchen und 
gälten für Einheimische wie für Migranten, 
so Rolf Becker, Universität Bern. 
Wir haben den «Tages-Anzeiger» nach 
einer Berichterstattung über diese zwei-
te Untersuchung und die Würdigung des 
offenkundigen Widerspruchs durchsucht. 
Leider vergeblich.

DF

SAL
Schule für Angewandte Linguistik

Sonneggstrasse 82, 8006 Zürich

Tel. 044 361 75 55
info@sal.ch

Die SAL ist eduQua zertifiziert.

www.sal.ch

 Berufsbegleitendes Studium

 Modularisiertes Kursangebot

 Anrechnung von Vorleistungen

Dipl. Journalist/-in HF

Dipl. Übersetzer/-in HF

Dipl. Sprachlehrer/-in HF

Unverbindliche und

persönliche
Studienberatungstermine

Das Angebot an internationalen Sprach-

DALF (Französisch) oder PLIDA (Italie-
nisch) ist in den letzten Jahren stark ge-
wachsen und teilweise schwer überschau-
bar. Gleichzeitig kommen die se Diplome 
auf allen Bildungsstufen vermehrt zum 
Einsatz.
Da eine offizielle Anlaufstelle fehlt, gelan-
gen Kantone, Pädagogische Hochschulen, 
Wirtschaftsbetriebe und Diplomanbieter 
regelmässig mit Fragen zum Einsatz dieser 
Diplome an das Generalsekretariat EDK, 
das dazu jedoch kein Mandat besitzt. Da 
aber offensichtlich Koordinationsbedarf 
besteht, wird das Generalsekretariat der 

©
Td

h 
/ S

an
dr

o 
M

ah
le

r

058 / 611 06 11 
Terre des hommes 
Patenschaften

Avenue Montchoisi 15 
1006 Lausanne 

info@tdh.ch

G
ra

tis
in

se
ra

t

EDK in den kommenden Monaten Ab-
klärungen treffen, wie Kantone, Schu-
len und Betriebe beim Einsatz dieser Di-
plome unterstützt werden können. Ein 
möglicher Beitrag zu mehr Transparenz 
wäre beispielsweise die Schaffung eines 
laufend aktualisierten Überblicks zu den 
bestehenden Beurteilungsangeboten und 
Sprachdiplomen, etwa in Form einer In-
ternet-Plattform. Das Generalsekretariat 
wird abklären, ob bestehende nationale 
Fachstellen oder allenfalls Gremien im 
Netzwerk der EDK solche Koordinations-
aufgaben übernehmen können. 

Sandra Hutterli, Leiterin Koordinationsbereich Obli-
gatorische Schule, hutterli@edk.ch
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In den Kantonen bestehen durchaus unter-
schiedliche Vorstellungen über die richtige 
Klassengrösse. Dies zeigen die aktuellsten 
Umfragedaten der EDK zu den kantonalen 
Bildungssystemen, die eine Vielzahl von 
weiteren Themen abdecken – gut sortiert 
nach Bildungsstufen. So liegt die Richt-
grösse von Berufsfachschulen im Kanton 
Solothurn bei 17 Lernenden pro Klasse, im 
Kanton St. Gallen bei 24. Weitere Kantone: 
LU 18, AG je nach Branche 20 bis 25, BL 
22. Einzelne Kantone kennen gar keine 
Bestimmungen über die Klasssengrössen 
(etwa AR, OW, JU), die meisten unterschei-
den zudem EFZ- und EBA-Bildungen. Die 
Minima liegen in den meisten Kantonen 
bei zehn Lernenden.
http://www.edk.ch/dyn/13341.php

»Pausengespräch
Die Förderung von Entrepreneurship an Berufsfachschulen 

 Ich bin wissenschaftliche Mit-
arbeiterin am Institut für Gymnasial- und 
Berufspädagogik der Uni Zürich und leite 
dort ein dreijähriges Forschungsprojekt 
«Entrepreneurship». Es zielt darauf, En-
trepreneurship im Berufsfachschulunter-
richt zu fördern. Umgesetzt wird es an der 
Berufsschule Winterthur (BBW). Der Ge-
danke, eine eigene, unabhängige Stelle für 
das Thema einzurichten, gründet auf der 
Wahrnehmung, dass viele Anstrengungen 
in diesem Bereich an befristete Projekte ge-
bunden und damit wenig nachhaltig sind. 
Zudem will ich das Thema mit der Stelle 
noch besser sicht- und greifbar machen.

In der 
Tat ist es gerade schick, Entrepreneurship 
fördern zu wollen. Aber das Thema ist 
ernst und besitzt weltweit hohe bildungs-
politische Relevanz: Die heutige Gesell-
schaft steht vor grossen ökonomischen und 
ökologischen Herausforderungen, deren 
Bewältigung die Kreativität und das mit-
verantwortliche Engagement von uns allen 
erfordert. Letztlich zielt die Förderung von 
Entrepreneurship auf diese Befähigung. 

 Darum geht 
es in der Tat, aber das sollte man nicht 
auf einen betriebswirtschaftlichen Kon-
text einengen. Aus dem amerikanischen 
Sprachraum kommt die sinnvolle Diffe-
renzierung des Begriffes «Unternehmer-
tum» in «business administration» und 
«entrepreneurship». Juniorfirmen etwa 
fördern zumeist Ersteres: Eine Firma selber 
zu führen, dort «small business owner» zu 
sein. Entrepreneurship hingegen bezeich-
net den kreativen, innovativen Teil einer 
Gründung – etwas Neues zu schaffen mit 
unternehmerischen Mitteln. Dafür braucht 
es nicht BWL-Unterricht, sondern ein 
 pädagogisches Konzept.

 Es ist nicht sinnvoll, Entrepreneurship 
als zusätzlichen Aspekt in den Unterricht 
zu tragen. Meine Projektvorarbeiten haben 
gezeigt, dass es möglich ist, die Förderung 
von Entrepreneurship als Querschnitts-
aufgabe zu verstehen und das Thema in 
 bestehende Bereiche des allgemeinbilden-
den Unterrichts zu integrieren. Generell 
sollte die Berufsbildung die Lernenden 
auch darin stärken, eigene Arbeitsplätze 
zu schaffen, denn das zukünftige Beschäf-
tigungssystem bietet immer weniger vor-
handene Stellen.

 Primär wird die Arbeit an Ideen-
konzepten gefördert. Die Lernenden sol-
len im Unterricht die Möglichkeit haben, 
«entrepreneuriale» Initiative, Innovati-
onskraft und ökonomische Kreativität zu 
entwickeln. Wir vermitteln nur am Rande 
betriebswirtschaftliches Wissen und es 
macht auch keinen Sinn, «unternehme-
rische Eigenschaften» wie Risikobereit-
schaft fördern zu wollen – solche Eigen-
schaften gibt es nicht. Das Bundesamt für 
Statistik zeigte 2007, dass die Hälfte der 
Neugründungen nach vier Jahren geschei-
tert ist. Der Grund sind nicht fehlende Fi-
nanzen, sondern ungenügende Ideenkon-
zepte. Ich halte darum auch nicht viel von 
Businessplan-Wettbewerben, denn sie sind 
meist viel zu kurzfristig angesetzt. Der für 
wirklich innovative Gründungen entschei-
dende Lernprozess dauert oftmals Jahre. 

 Die SGAB ist Mitorganisatorin der 
Entrepreneurship-Tagung in Zürich am 15. 
November 2011. Die Durchführung von 
Veranstaltungen zu aktuellen und praxis-
relevanten Fragen der Berufsbildung ist 
eines unserer Ziele. 

Der Bund gewährt neu Finanzhilfen für 
kantonale Projekte zur Förderung des 
Sprachenlernens. Eingabeberechtigt sind 
die kantonalen Bildungsdepartemente und 
weitere Stellen, darunter etwa Schulen, die 
für ihr Projekt ein Empfehlungsschreiben 
des kantonalen Bildungsdepartementes 
vorweisen können.
Grundlage für die finanzielle Unterstüt-
zung durch das Bundesamt für Kultur 
(BAK) ist das Bundesgesetz über die 
 Landessprachen und die Verständigung 
zwischen den Sprachgemeinschaften vom  
5. Oktober 2007 (Sprachengesetz). Gesuche 
für eine Projektunterstützung für das Jahr 
2012 können bis am 31. Januar 2012 beim 
Generalsekretariat EDK eingereicht wer-
den.
www.edk.ch > Arbeiten >Sprachenunterricht
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Die Durchlässigkeit im (Berufs-)Bildungs-
system zu erhöhen ist eines der erklärten 
und wichtigen Ziele im neuen Berufsbil-
dungsgesetz. Gedacht wird vor allem an 
eine Durchlässigkeit nach oben, an Auf-
stieg. Es sind wichtige Massnahmen, um 
die Berufsbildung vom Sackgassen-Image 
zu befreien. Mit Berufsmaturität und Pas-
serelle wird den Berufsleuten der Weg 
zur Hochschule eröffnet. «Kein Abschluss 
ohne Anschluss», sagt das Bundesamt für 
Berufsbildung und Technologie (BBT). 
Konsequenterweise wird in den Bildungs-
verordnungen für Fähigkeitszeugnisse in 
Artikel 2 festgehalten, dass und wie ein 
Attestabschluss angerechnet wird. 

 über die Lehrver-
tragsauflösungen im Kanton Bern (die 
man mit diesen Suchbegriffen leicht 
im Internet finden kann) belegt, dass 
auf eine Person, der ein Aufstieg 
gelingt, fünf Personen kom-
men, die einen Abstieg ma-
chen. Es ist merkwürdig 
– des Merkens würdig –, 
mit welcher Gelassen-
heit im Falle von Lehr-
vertragsauflösungen 
damit umgegangen 
wird, dass es in aller 
Regel Abstiege sind, 
welche die Jugend-
lichen vornehmen. 
«Profilwechsel» heisst 
im Normalfall die Ver-
änderung nach unten: 
vom E-Profil zum G-
Profil (Polymechani-
kerin), vom E-Profil 
zum B-Profil (Kauf-
leute), vom Poly-
mechaniker zum 
Produktionsmecha-
niker, vom Fähig-
keitszeugnis zum 
Attest. 

 es mal mit einer 
Ausbildung mit Fähigkeitszeugnis zu ver-
suchen – «wir können dann immer noch 
eine Umwandlung zur Grundausbildung 
mit Attest ins Auge fassen». Und es ist 
auch nachvollziehbar, dass in den Betrie-
ben eher «das höhere Berufsprofil» ange-
strebt wird. Die Konsequenzen von Fehl-
einschätzungen sind aber schwerwiegend.

 mit starken nega-
tiven Gefühlen verbunden ist. Sie sind ent-
täuscht, zum Teil wütend, und sie wissen, 

dass sie versagt haben. Das sind 
schlechte Voraussetzungen 

für die Fortsetzung der 
Ausbildung. Die Lehrkräf-
te bekommen das auch zu 
spüren. Ein Beispiel: Der 
Lehrer für Montageelek-

triker (MOE), eine dreijäh-
rige Lehre, hat am Anfang 
nur eine kleine Klasse von 

vielleicht 13 Lernenden. 
Im Verlauf des Jahres und 
im zweiten Jahr wird 
die Klasse immer grös-
ser, am Schluss sind 
es 22. Gekommen sind 
Lernende, welche aus 
der vierjährigen Lehre 
als Elektroinstallateure 

(ELI) absteigen (muss-
ten). Wie soll anregend 
unterrichtet und motiviert 
gelernt werden, wenn ein 
Drittel der Klasse das Er-
lebnis des Versagens hin-
ter sich hat und in einer 
Ausbildung steckt, die 
eben als «die tiefere» 
gilt. Wie soll die Lehr-
person den  Lernenden 
glaubwürdig verständ-
lich machen, dass der 
Montageelektriker ein 

Le passage à un degré d’enseignement inféri-
eur a un fort arrière-goût amer chez les perso-
nnes en formation. Il est pourtant possible de 
lutter contre ce sentiment négatif. Notamment 
en procédant à un état des lieux systématique 
après une demi-année d’apprentissage ou en 
propageant l’idée d’un semestre de base pour 
deux profils de professions parents. 
www.bch-folio.ch (0411_kuster_f)

f.

Abstiege sollen keine Abwertung sein

»Hans Kuster
Interessante Modelle in den Elektroberufen

Foto von Reto Schlatter

Hans Kuster ist seit vielen Jahren Dozent am Eidgenössischen Hochschul ins titut 

für Berufsbildung EHB. Seine Fachbereiche sind die Bildungswissenschaften, die 

Didaktik und die Berufspädagogik; hans.kuster@ehb-schweiz.ch

Beruf «mit eigenständigem Profil und An-
spruch» ist und nicht einfach ein Auffang-
becken für Gescheiterte?

 eine konsequent durchgeführte 
Standortbestimmung nach einem halben 
Jahr Lehre und die Idee eines Basissemes-
ters für zwei verwandte Berufsprofile. Für 
beide Formen gibt es Beispiele bei den er-
wähnten Elektroberufen. Es sind engagierte 
Lehrkräfte und Berufsbildner, die diesem 
Abwärtssog mit konkreten Massnahmen 
entgegentreten. Im Kanton Thurgau wird 
nach einem halben Jahr Lehre im Gespräch 
mit allen Beteiligten abgeklärt, welche 
Form der Lehre, ELI oder MOE, am meisten 
Erfolg verspricht. Im Berner Oberland wird 
die Idee geprüft, die Lernenden beider Be-
rufe im ersten Semester gemeinsam zu un-
terrichten. Die Lehrpläne lassen dies ohne 
Weiteres zu. In diesem ers ten Semester 
würde mit den Lernenden, den Berufsbild-
nern und den Lehrkräften geklärt, welche 
Form der Lehre den Lernenden und ihren 
Ambitionen am ehesten entspricht. Die 
jungen Berufsleute von Anfang an nah be-
gleiten, freundlich auf Grenzen hinweisen, 
realistische Zielsetzungen erarbeiten, nach 
Möglichkeit das Scheitern vermeiden, die 
Motivation stützen – das gibt starken Be-
rufsnachwuchs.
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In den letzten Monaten hat Sandra 
Bachmann, Gestalterin Werbetechnik, 
immer mehr Führungsverantwortung 

übernommen. Ist der Chef abwesend, ist sie 
die Stellvertreterin, und auch für die Aus-
bildung der Lernenden ist sie zuständig. 
Neben ihrer Berufstätigkeit absolviert die 
junge Berufsfrau eine Ausbildung zur di-
plomierten Werbetechnikerin (HFP). Hier 
beschäftigt sie sich mit Betriebswirtschaft, 
Buchhaltung oder Personalführung – gute 
Grundlagen, um einen Betrieb zu führen. 
In diesen Wochen erhält sie das Diplom.
Wie Sandra Bachmann, so durchlaufen je-
des Jahr Tausende Berufsleute eine Höhere 
Berufsbildung. Unter diesen Begriff fallen 
gemäss neuem Berufsbildungsgesetz (27ff)
a) die eidgenössische Berufsprüfung (BP) 

mit Fachausweis und die eidgenös-
sische Höhere Fachprüfung (HFP) mit 
Diplom;

b) die eidgenössisch anerkannte Bildung 
an einer Höheren Fachschule (HF); sie 
schliesst mit einem Diplom ab. 

Das Berufsbildungsgesetz weist der Hö-
heren Berufsbildung die Aufgabe zu, «auf 
der Tertiärstufe der Vermittlung und dem 
Erwerb der Qualifikationen, die für die 

Eine Bildungslandschaft
wird inspiziert
Im Nationalrat sind während der Sommersession nicht weniger als acht Vorstös-

se zur Höheren Berufsbildung eingereicht worden. Auch wenn sie orchestriert 

sind, so zeigen die Begehren den hohen Reformbedarf in diesem Bereich. Erste 

Verbesserungen sind realisiert, andere aber politisch stark umstritten.

»Thema Höhere Berufsbildung

Die wichtigsten Zahlen und Positionen der aktuellen Diskussion

    Text von Daniel Fleischmann Ausübung einer anspruchs- oder einer 
verantwortungsvolleren Berufstätigkeit 
erforderlich sind», zu dienen. Zulassungs-
voraussetzungen sind ein eidgenössisches 
Fähigkeitszeugnis (EFZ), der Abschluss 
einer höheren schulischen Allgemeinbil-
dung oder eine gleichwertige Qualifika-
tion. Gesamtschweizerisch existieren nach 
Auskunft des BBT 240 eidgenössische 
anerkannte Berufs- und 160 Höhere Fach-
prüfungen sowie 52 HF-Rahmenlehrpläne 
in acht Bereichen (bis jetzt sind 31 davon 
genehmigt). Gemäss Bundesamt für Stati-
stik gibt es 240 private und 160 öffentlich-
rechtliche Anbieter sowie 120 Instituti-
onen der Berufsverbände. 
Diese Zahlen sind beeindruckend, und 
tatsächlich steht den Hochschulen mit 
der Höheren Berufsbildung ein Bildungs-
system gegenüber, das kaum weniger leis-
tungsfähig ist. So ist die Zahl Abschlüsse 
der beiden Tertiär-Bereiche vergleichbar: 
2010 wurden in der Höheren Berufsbildung 
28 262 Abschlüsse erworben1, die Hoch-
schulen verliehen 41 168 Diplome und 
Doktorate (Textkasten Seite 26).2 Wer über 
eine Höhere Berufsbildung verfügt, ist mit 
grösserer Wahrscheinlichkeit erwerbstätig 
als Personen mit Universitäts- oder Fach-
hochschulabschluss (FH)3 – auch wenn 
der Glanz dieser Quote durch die Tatsache 
relativiert wird, dass ein sehr hoher Pro-
zentsatz der Absolventen schon vor Stu-
dienbeginn erwerbstätig war.4 Damit hängt 
zusammen, dass Akademikerinnen zu Be-

ginn ihres Studiums im Durchschnitt 21,5 
Jahre alt sind (FH 24,2 Jahre), während der 
Median von Studenten der Höheren Be-
rufsbildung im ersten und zweiten Semes-
ter bei 28 Jahren liegt.5

Einen weiteren Hinweis auf die grosse Be-
deutung der Höheren Berufsbildung erhält 
man auch mit Blick auf die Bildungsren-
diten, wie BBT-Direktorin Ursula Renold 
an der diesjährigen Mai-Tagung zeigte. 
So liegt die soziale Bildungsrendite von 
Absolventinnen einer Höheren Berufsbil-
dung höher als die von Akademikern. Eine 
Zusammenstellung des Bundesamtes für 
Statistik deckt einen Grund dafür auf: 41,9 
Prozent der Personen, die eine Höhere Be-
rufsbildung abgeschlossen haben, haben 
eine Vorgesetzten-Stellung inne oder sind 
Teil der Unternehmensleitung; für hoch-
schulisch ausgebildete Personen liegt die-

ser Prozentsatz bei 38,5 (Tabelle rechts). 
Dass Letztere dennoch besser bezahlt sind, 
mag man als Widerspruch empfinden. Der 
monatliche Bruttolohn von Inhabern mit 
einem Höheren Berufsbildungsabschluss 
liegt bei 7848 Franken; wer eine Universi-
tät oder ein eidgenössisches Hochschulin-
stitut besucht hat, kann mit 10 000 Franken 
rechnen.6 Möglicher Grund für den Wider-

Wenn Sandra Bachmann wie ihre 
Sitznachbarin im Kanton Aargau 
wohnen würde, hätte sie fast das 
Doppelte für ihre Ausbildung bezahlt.
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Wenn Sandra Bachmann wie ihre 
Sitznachbarin im Kanton Aargau 
wohnen würde, hätte sie fast das 
Doppelte für ihre Ausbildung bezahlt.

spruch: Die Höhere Berufsbildung ist die 
Kaderschmiede der kleinen und mittleren 
Unternehmen, wie Christine Davatz, Vize-
direktorin des Schweizerischen Gewerbe-
verbandes, bestätigt. Hier liegt das Lohnni-
veau wohl generell tiefer. Zweiter Grund: 
Hochschulische Studien dauern länger 
und stellen so die höhere Investition dar. 

So erfolgreich die Höhere Berufsbildung 
den Zahlen nach ist, so bedarf sie aber in 
vielerlei Hinsicht besserer Regelungen. 
Sandra Bachmann hat das selber erlebt. 
Für ihre dreisemestrige Ausbildung hat 
die Werbetechnikerin 8670 Franken aus-
legen müssen, Spesen und Gebühren für 
die Schlussprüfung (2700 Franken) nicht 
eingerechnet.7 Das ist, verglichen mit ei-
ner hochschulischen Ausbildung, deren 
Semes tergebühren bei etwa 650 Franken 
liegen, viel Geld, auch wenn Sandra Bach-
mann für andere Kurse zur Vorbereitung 

auf eine Höhere Fachprüfung noch tiefer 
hätte in die Tasche greifen müssen.8 Wenn 
die junge Berufsfrau zudem im Kanton 
Aargau gewohnt hätte wie ihre Bank-
nachbarin, so hätte sie gar 6958 Franken 
zusätzlich bezahlt. Grund: Dieser Kanton 
verweigert die Leistung des üblichen Kan-
tonsbeitrags mit dem Hinweis, dass für die 
Teilnahme an einer Berufsprüfung oder 
einer Höheren Fachprüfung kein Kursbe-
such vorgeschrieben sei. Andere Kantone, 
Bern etwa, übernehmen die Zahlung nicht, 
wenn die Ausbildung auch innerkantonal 
angeboten wird.9

Solche Beispiele zeigen nicht nur, wie teu-
er es sein kann, eine Höhere Berufsbildung 
in Angriff zu nehmen, sie machen auch 
deutlich, welchen Zufällen man dabei un-
terliegt. Hans Ambühl, Generalsekretär der 
EDK (Schweizerische Konferenz der kan-
tonalen Erziehungsdirektoren), pflegt die 
rechtliche Situation in diesem Bereich als 
«willkürlich gewachsen» zu beschreiben. 
Nicht anders spricht die Bass-Studie «Fi-

nanzflüsse in der Höheren Berufsbildung» 
von einer «sehr grossen Heterogenität» 
und zeigt: Es existieren Lehrgänge von 
Höheren Fachschulen, die zu 99 Prozent 
durch die öffentliche Hand finanziert sind 
und solche zu 35 Prozent. Die Spannweite 
bei den Vorbereitungskursen auf eine Be-
rufsprüfung liegt zwischen 26 Prozent und 
1 Prozent, jene bei den Kursen für Höhere 
Fachprüfung zwischen 19 Prozent und 
2 Prozent.10 Entsprechend unterschied-
lich fällt auch die finanzielle Beteiligung 
der Studierenden aus. So wurde errech-
net, dass eine einzelne Präsenzlektion für 
Personen, die eine Höhere Fachschule im 
Bereich Gesundheit besuchen, 3,10 Fran-
ken kostet, eine solche im Bereich Bildung 
hingegen 19,20 Franken. Noch teurer sind 
die Vorbereitungskurse auf Prüfungen, 
deren Lektionen bis 42,20 Franken teuer 
sein können (HFP Wirtschaft).11 Von Frei-
zügigkeit, wie sie im Hochschulbereich 
seit Jahrzehnten etabliert ist, kann keine 
Rede sein. Kein Wunder, stuft die Hälfte 

Lesebeispiel obere Tabellenhälfte: 18% aller Arbeitnehmer in einer Unternehmensleitung haben eine Höhere Berufsbildung als höchsten Bildungsabschluss; viel 
häufiger (44,4%), besitzen Personen in dieser Stellung einen Hochschulabschluss. Die untere Tabellenhälfte zeigt, wie erfolgreich die Absolventen die betreffende 
Bildungsstufe für ihre Karriere ummünzen können. So bleiben 46,4% der Personen mit Hochschulbildung in einer Arbeitnehmerposition ohne Vorgesetztenfunktion. 

Anteil in Prozent an der 25-64-jährigen Erwerbstätigen nach höchster abgeschlossenen Ausbildung; 2011 BfS ; Quelle: Schweizerische Arbeitskräfteerhebung (SAKE)
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DIE HOTELFACHSCHULE IN GRAUBÜNDEN
Legen Sie den Grundstein für Ihre Karriere in der internationalen 
Welt der Hotellerie mit dem dreijährigen Studium an der Hotel- 
und Touristikfachschule Chur/Passugg.

Unsere Lehrgänge starten im Januar und im August

> dipl. Hôtelière-Restauratrice / Hôtelier-Restaurateur HF
> Anschlussstudium mit Bachelorabschluss

Schulführungen, Anmeldung: htf@ssth.ch

> August 17.08. / 23.08. / 29.08.2011
> September 15.09. / 20.09. / 28.09.2011 
> Oktober 03.10. / 11.10. / 19.10. / 25.10. / 31.10.2011
> November 16.11. / 21.11. / 30.11.2011
> Dezember 06.12.2011

SSTH Schweizerische Schule für Touristik und Hotellerie AG, HTF Hotel- und Touristikfachschule Passugg 
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der Vollzeitstudierenden ihre finanzielle 
Situation als schlecht oder sehr schlecht 
ein; bei den Teilzeitstudierenden sind es 
– dank Lohnarbeit und Arbeitgeberunter-
stützung12 – nur 30 Prozent. 
Einen zweiten Problembereich bildet die 
fehlende Positionierung der Höheren Be-
rufsbildungsabschlüsse in jenen Ländern, 
die keine duale Berufsbildungstradition 

besitzen. Thomas Roth, Abteilungsleiter 
HF der BFF in Bern, weiss, wie sich das 
anfühlt. Er wollte mit seiner Schule an 
den europäischen Bildungsprogrammen 
teilnehmen, deren Schweizer Belange 
die ch-Stiftung führt. Hier erhielt Roth 
die Auskunft, dass seine Schule weder 
ins Förderprofil von «Leonard da Vinci» 
noch jenes von «Erasmus» passe. Ähn-
liches erlebte jene Fragestellerin, die dem 
KV Schweiz vor Kurzem folgendes E-Mail 
sandte: «Ich habe den Fachausweis in Fi-
nanz- und Rechnungswesen im 2009 ge-
macht und wohne jetzt in Norwegen. Nun 
versuche ich herauszufinden, welchen 
Wert mein Abschluss hier hat. Ist der Fach-
ausweis ein Ausweis der höheren Schulen? 
In Norwegen hat man nur Hochschulen 
sowie die Universität.» Weiterbildungsan-
bieter glauben, dass sich Fragen dieser Art 
mehren werden. In einer Umfrage erklärten 
fast 80 Prozent der antwortenden 291 In-
stitutionen (Tertiär A und B), dass interna-
tional anerkannte Titel höchste Bedeutung 
hätten.13 Dass die drei Angebotsgruppen 
der Höheren Berufsbildung auch noch in 
sich heterogene Ansprüche an die Teilneh-
menden stellen, erleichtert die Problem-
lösung nicht. So dauert die Vorbereitung 
auf die Berufsprüfung Fachfrau im Finanz- 
und Rechnungswesen je nach Anbieter vier 
bis sechs Semester (berufsbegleitend), jene 
zum Marketingfachmann zwei bis drei. 

Alle diese Themen sind in letzter Zeit Ge-
genstand von Vorstössen und Gesprächen 
geworden. Erste Verbesserungen wurden 
erzielt. Zu erwähnen sind folgende Ent-
wicklungen:

-
renz der kantonalen Erziehungsdirek-
toren, EDK) arbeiten an einer neuen 
Interkantonalen Vereinbarung über die 
Beiträge an Bildungsgänge der Höheren 
Fachschulen (HFSV). Der Entwurf be-

fand sich von Mai bis November 2010 
in Vernehmlassung. Er wird zurzeit auf 
Basis der Ergebnisse überarbeitet und 
in den politischen Gremien der EDK 
(Vorbereitung durch den EDK-Vorstand, 
erste und zweite Lesung in der Plenar-
versammlung) finalisiert. Die Freigabe 
der Vereinbarung zu Handen der kanto-
nalen Beitrittsverfahren wird frühestens 
im März 2012 durch die EDK-Plenarver-
sammlung erfolgen. Über einen Beitritt 
entscheiden die einzelnen Kantonspar-

Eine Lektion Höhere Fachschule im 
Bereich Gesundheit kostet 3,10 Franken,
im Bereich Bildung 19,20 und im 
Bereich HFP Wirtschaft 42,20 Franken. 

DF

»Thema Höhere Berufsbildung

Die wichtigsten Zahlen und Positionen der aktuellen Diskussion
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lamente. Die Vereinbarung wird die 
interkantonale Freizügigkeit und die 
Finanzierung der Bildungsgänge durch 
die öffentliche Hand neu regeln. Sie sti-
puliert einen Deckungsbeitrag von bis 
zu 50 Prozent der durchschnittlichen 
Ausbildungskosten; dabei kommen bis 
zu zwölf Tarifgruppen zum Tragen.14

-
schaft zur Förderung der Bildung und 
Forschung und Innovation (BFI) für 
2012 dürften die Mittel für die Berufs-
bildung um mindestens 50 Millionen 
Franken aufgestockt werden. Damit 
nähert sich der Bund der Erfüllung des 
vom Gesetz vorgeschriebenen Anteils 
von 25 Prozent der öffentlichen Ausga-
ben für diesen Bildungsbereich. 

künftig höhere Kosten für die berufs-
orientierte Aus- und Weiterbildung ab-
gezogen werden können. Über die ge-
naue Höhe befinden die Räte in diesen 
Monaten. Mit dem Schritt wird eine for-
male Harmonisierung in den Kantonen 
verbunden sein, die die Höhe der Abzü-
ge aber selber festlegen. Weitere finan-
zielle Erleichterungen sind vom neuen 

Bruno Weber-Gobet, Travail Suisse, 
schlägt vor, dass Studierende der 
Höheren Berufsbildung maximal 
4680 Franken bezahlen sollen.

orientierte Weiterbildung. Zum Vergleich: 
Gemäss eidgenössischer Finanzstatistik 
investierten der Bund, die Kantone und 
die Gemeinden im Jahr 2008 6,554 Milli-
arden Franken in die Hochschulen (ohne 
Forschung). Michèle Rosenheck, die beim 
Kaufmännischen Verband Schweiz wäh-
rend der letzten fünf Jahre den Bereich 
Berufsbildung leitete, kommentierte vor 
einigen Monaten: «Heute erhält sie [die 
Höhere Berufsbildung] nur gerade Krümel 
vom Kuchen der öffentlichen Bildungsfi-
nanzen.»16 Und Christine Davatz, Vizedi-
rektorin des Schweizerischen Gewerbe-
verbands (SGV), beklagt, dass mit solch 
ungleichen Zahlen der Grundsatz der Bun-
desverfassung, wonach allgemeinbilden-
de und berufsbezogene Bildungswege als 
gleichwertig anzuerkennen seien, verletzt 
sei. Der SGV verlangt eine Erhöhung der 
Gelder für die Höhere Berufsbildung um 
500 Millionen Franken. Damit sollen die 
Trägerorganisationen der Prüfungen – in 
der Regel Organisationen der Arbeitswelt 
– in ihren Kompetenzen gestärkt und die 
Vorbereitungskurse analog den Studien-
gängen an Höheren Fachschulen finan-
ziert werden. Auch Bruno Weber-Gobet, 
Leiter Bildungspolitik bei Travail Suisse, 
plädiert für Entlastungen: Er schlägt vor, 
dass der Kostenbeitrag von Studierenden 
der Höheren Berufsbildung maximal 4680 
Franken betragen solle –  soviel etwa, wie 
Studierende für einen  Bachelor an Hoch-

schulen zahlen. Im Gegensatz zum SGV ist 
Bruno Weber-Gobet aber überzeugt, dass 
die Höhere Berufsbildung «nicht massiv 
unterfinanziert» sei. 
Solche Positionen hält der Schweizerische 
Arbeitgeberverband für voreilig. Jürg Zell-
weger, Leiter der Abteilung Bildung und 
berufliche Aus- und Weiterbildung, sagt: 

Stipendienkonkordat zu erwarten, dem 
bisher sechs Kantone beigetreten sind 
(Stand 19. April 2011).

-
zent der Kosten der eidgenössischen 
Prüfungen (10 bis 15 Millionen Franken 
pro Jahr). Dieses Bundesengagement lag 
vorher bei 1,2 Million Franken jährlich. 
Ebenso erhalten die Trägerschaften bei 
der Revision bestehender und neuer 
eidgenössischer Prüfungen zukünftig 
eine pauschale Unterstützung etwa ana-
log der beruflichen Grundbildung. 

Die Arbeit an den grossen Themen, der 
Finanzierung und der internationalen Po-
sitionierung der Höheren Berufsbildung, 
sind Gegenstand von «Spitzentreffen» der 
Verbundpartner (Bund, Kantone, Organi-
sationen der Arbeitswelt [OdA]). Dieses 
informelle Gremium führt die Arbeit einer 
Gruppe «Masterplan Höhere Berufsbil-
dung» fort, die zuletzt einen «Bericht der 
Arbeitsgruppe Masterplan zur interkanto-
nalen Finanzierung der höheren Berufsbil-
dung»15 verfasst hat. Zu den Sitzungen lädt 
das BBT ein, seit Ende 2009 mit erhöhtem 
Rhythmus. Eine nächste Sitzung findet 
Ende September statt.
Die Treffen dienen zunächst der Erarbei-
tung eines gemeinsamen Problemverständ-
nisses. Wie wichtig das ist, zeigt bereits die 
Frage, ob die öffentliche Hand die Höhere 
Berufsbildung ausreichend unterstütze. 
Der Schweizerische Gewerbeverband etwa 
verneint diese Frage und hat entsprechende 
Modellrechnungen und Forderungen ein-
gereicht. In der Tat erscheinen die Zahlen 
auf den ersten Blick unzweideutig: Nach 
Angaben des BBT hat die öffentliche Hand 
2009 für die Höhere Berufsbildung 492 
Millionen Franken aufgewendet, davon 
347 Millionen Franken für die Bildungs-
gänge der Höheren Fachschulen und 145 
Millionen Franken für die Subventionie-
rung von Vorbereitungskursen auf eid-
genössische Prüfungen sowie die berufs-

»Thema Höhere Berufsbildung

Die wichtigsten Zahlen und Positionen der aktuellen Diskussion



Dieser und die weiteren Texte von DF

«Solange nicht transparent ist, in welchem 
Ausmass die Teilnehmenden in der Hö-
heren Berufsbildung effektiv, das heisst 
zum Beispiel nach einer wahrscheinlichen 
Refinanzierung durch ihre Arbeitgeber, be-
lastet werden, ist es verfrüht, eine massiv 
höhere Subventionierung zu fordern.» Ers-
te Ergebnisse einer entsprechenden Befra-
gung bei Absolventen von eidgenössischen 
Prüfungen im Auftrag des BBT sollen Ende 
dieses Jahres vorliegen. 7 000 Fragebogen 
wurden an Prüfungskandidaten verschickt, 
die Rücklaufquote liegt bei über 40 Pro-
zent. Jürg Zellweger betont zudem, dass 
die öffentliche Finanzierung der Höheren 
Berufsbildung grundsätzlich subsidiär auf 
jene Fälle ausgelegt sein müsse, die ohne 
diese Gelder schlecht funktionierten. Er be-
gründet: «Die Charakteristik der Höheren 
Berufsbildung ist ihre hohe Arbeitsmarkt-
nähe und die rasche Reaktionsfähigkeit auf 
neue Erfordernisse am Arbeitsmarkt. Hohe 
Subventionierung bedeutet hohe Regulie-
rung. Dann gilt Verwaltungslogik anstelle 
von Kundenorientierung.»
Tatsächlich sind die Vorbereitungskurse 
auf die eidgenössischen Prüfungen non-
formale Angebote, in deren Unterstützung 
die Kantone frei sind. Während also die 
Höheren Fachschulen alle Eigenschaften 
eines geregelten Bildungsangebots aufwei-
sen – Rahmenlehrpläne, Anerkennungs-
verfahren und Aufsichtsorgane sind drei 
Elemente davon –, sind diese Kurse nir-
gends geregelt; Bestimmungen etwa über 
die Mindestanforderungen an die Kurs-
dozentinnen fehlen. Eine national ein-
heitliche Finanzierung würde rechtliche 
Bestimmungen verlangen, die eine Reform 
des Berufsbildungsgesetzes erfordern. 
Hans Ambühl macht auf Anfrage klar: 
«Mit einem interkantonalen Finanzie-
rungsabkommen, das zwangsläufig der Lo-
gik der interkantonalen Abgeltungen folgt 
und nicht die Angebote reguliert oder re-
gelt, kann die Steuerung eines derart viel-
fältigen Angebots nicht geleistet werden.» 
Auch Arbeitgeber-Direktor Thomas Daum 
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notierte in einem Beitrag in der NZZ, «dass 
eine optimale Lösung für die Finanzierung 
der Höheren Berufsbildung nur mit einer 
Verlagerung der entsprechenden Kompe-
tenzen von den Kantonen zum Bund ge-
funden werden kann».
Nicht einfach zu lösen ist schliesslich das 
Anliegen, die Höhere Berufsbildung in-
ternational besser zu positionieren. Unbe-
stritten ist die Idee, die Abschlüsse dieser 
Bildungsstufe mit «Diploma Supplements» 
zu ergänzen; in diese Zusätze werden er-
worbene Qualifikationen in Englisch und 
weiteren Sprachen beschrieben. Die Schu-
len sind schon heute frei, entsprechende 
Dokumente zu erstellen; eine solche Praxis 
kennen die Hochschulen seit Jahren. Nun 
sollen auch für Abschlüsse der beruflichen 
Grundbildung und der Höheren Berufsbil-
dung offiziell anerkannte Diplomzusätze 
geschaffen werden. Das BBT ist im Rah-
men seiner Arbeiten an einem Nationalen 
Qualifikationsrahmen (NQR) daran, eine 
Vorlage für diese Ergänzungen zu erstellen. 
Nach Auskunft von Sarah Daepp, Projekt-
verantwortliche im BBT, ist es derzeit aber 
nicht möglich abzuschätzen, wann erste 
Ergebnisse vorliegen.

www.odec-edu.ch

In der Frage, wie man die Abschlüsse sel-
ber in die international gebräuchlichen 
Ordnungen einfügen könnte, sind sich 
die Fachleute hingegen uneinig. In seinen 
Leitlinien hat der Verband der Höheren 
Fachschulen 2008 das Ziel formuliert, dass 
die eindeutige internationale Positionie-
rung der Höheren Berufsbildung über den 
Titel «Professional Bachelor in …» führen 
müsse. In diese Richtung geht eine Motion 
(11.3618) von Nationalrat Andy Tschüm-
perlin. Demgegenüber verlangt etwa KV 
Schweiz, dass die im Rahmen der Höheren 
Berufsbildung erworbenen Qualifikationen 
in einen nationalen Qualifikationsrahmen 
eingestuft werden sollen. Dieser Rahmen 
würde sich auf den achtstufigen, europä-
ischen Rahmen (EQR oder EQF) beziehen 
und dürfte – so zumindest die Hoffnung 
der Bildungsverwaltungen – in einigen 
Jahren in Gebrauch sein. In diesem Zu-
sammenhang ist auch ein beim BBT Ende 
Juni eingereich tes Projekt der Konferenz 
der Höheren Fachschulen zu erwähnen. 
Die Konferenz möchte in Zusammenar-
beit mit Österreich (Lead), Deutschland, 
Tschechien und den Niederlanden unter 
dem vorläufigen Titel «Non academic en-
gineers in NQF/EQF)» ein System zur an-
gemessenen Positionierung der HF-Titel 
einrichten.

Durant la dernière session d’été, le Conseil 
national a produit pas moins de huit interven-
tions parlementaires ayant trait à la formation 
professionnelle supérieure. Un reflet du fort 
besoin de réforme qui règne dans ce domaine. 
Tour d’horizon des principaux thèmes et 
faits concernant la formation professionnelle 
supérieure. 
www.bch-folio.ch (0411_fleischmann_f)

f.

1 Die 4621 Abschlüsse der nicht auf Bundesebene 
reglementierten höheren Berufsbildungen sind in 
dieser Zahl eingeschlossen. Bundesamt für Statistik 
(BfS), diverse Publikationen.
2 Fachhochschulen, Pädagogische Hochschulen, 
Universitäten. www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/
index/themen/15/05/key/blank/uebersicht.html3 
Quelle: Bundesamt für Statistik; zitiert in: SKBF 
2010: Bildungsbericht 2010; http://www.skbf-csre.
ch/bildungsbericht0.0.html
4 Die Bass-Studie «Finanzflüsse in der höheren 
Berufsbildung – eine Analyse aus Sicht der Studie-
renden. Schlussbericht» (im Auftrag des BBT, Bern 
2009) weist aus, dass 97 Prozent der Personen in 
teilzeitlichen Ausbildungen vor dem Studium Arbeit 
hatten. Ihnen stehen die Absolventen in vollzeit-
lichen Studiengängen (an Höheren Fachschulen) 
gegenüber, von denen 52 Prozent keinem Erwerb 
nachgingen (www.forum-weiterbildung.ch/images/
pdf/fin_hbb_bass.pdf).
5 Bass 2009
6 Schweizerische Lohnstrukturerhebung 2008, statis-
tisches Lexikon der Schweiz, BfS
7 Zuweilen wird auch der Wegfall von Lohnanteilen 
aufgrund von notwendigen Pensenreduktionen zu 
den Kosten gerechnet (Opportunitätskosten). Der 
Bildungsbericht 2010 weist darauf hin, dass das den 
Vergleich mit Tertiär-A-Studiengängen erschwert, da 
dort kein «entgangener Nutzen» ausgewiesen wird. 
8 Ohne Prüfungsgebühren entstehen den Studieren-
den der Höheren Berufsbildung pro Semester Kosten 
von durchschnittlich 4300 Franken (Bass 2009).
9 Eine Übersicht über die aktuellen Bezuschussungen  
geben die «Interkantonale Fachschulvereinbarung» 
(FSV) und ihre jährlich aktualisierten Anhänge 
(http://www.cdip.ch/dyn/14346.php).
10 Landwirtschaftliche Vorbereitungskurse sind noch 
stärker vom Staat finanziert: Die zum Landwirt (BP) 
mit 56%, jene zum Landwirt, Meister (HFP) mit 
80%.
11 In diese Beträge sind Kosten für Material und 
Literatur, Reisen, Verpflegung und Unterkunft sowie 
Studiengebühren eingerechnet, nicht aber Prüfungs-
kosten und Lohnausfälle (Bass 2009).
12 57 Prozent der Arbeitgeber beteiligen sich an der 
Finanzierung der durch eine Höhere Berufsbildung 
entstehenden Kosten (Bass 2009).
13 Bildungsstudie Schweiz 2010; Institut für Qua-
litätsmanagement und angewandte Betriebswirt-
schaft der Fachhochschule St. Gallen. 
14 Die Fachbereiche Gesundheit, Soziales sowie   
Land- und Forstwirtschaft erhalten Beiträge bis  
90 Prozent, sofern es sich beim Studiengang um 
einen öffentlichen Versorgungsauftrag handelt. 
15 www.bbt.admin.ch/themen/hoehere/index.
html?lang=de
16 «Denkpause» – Beitrag für die «Schweizer Fami-
lie», Ausgabe vom 23. November 2010
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Ohne Meister 
keine Lehrlinge!
Die Berufsfachschulen sollten alles dafür tun, auch Kurse der Höheren 

Berufsbildung anzubieten. Aber das System ist unterfinanziert. Damit 

ist die Berufsbildung als Ganzes gefährdet.

Text von Urban Vecellio

Was kann er nach der Lehre ma-
chen? Was hat sie für Chan-
cen nach der Lehrabschluss-

prüfung? Gibt es in diesem Beruf eine 
Meisterprüfung?» So tönt es an der Be-
rufsmesse am Stand der Berufsfachschule. 
Meist fragen die Eltern auch nach den Kar-
rierechancen ihrer Kinder. Dies lässt den 
Schluss zu, dass die Perspektiven nach der 
Lehre die Berufswahl beeinflussen. Die 
guten Schülerinnen und Schüler wählen 
einen Beruf, der ihnen Entwicklungsmög-
lichkeiten bietet. 
Weiterbildung eröffnet solche Möglich-
keiten. Aber nicht alle Berufsfelder werden 
von einer Organisation der Arbeitswelt 
(OdA) betreut, die gute Angebote macht. 
Ich erachte es deshalb als eine zentrale 
Aufgabe der Berufsfachschulen und ihrer 
Leitungen, überall dort einzuspringen, 

»Thema Höhere Berufsbildung

Chancen und Gefahren aus der Sicht eines Berufsfachschulrektors 

wo die Branchenverbände im Bereich der 
nicht-universitären tertiären Ausbildung 
nicht genügende oder nur vollzeitliche An-
gebote bereitstellen. Sie müssen mithelfen, 
den Kernsatz der (Berufs-)Bildung – «Kein 
Abschluss ohne Anschluss» – in die Praxis 
umzusetzen. Denn sie verfügen über Lehr-
kräfte und Schulhäuser mit der notwen-
digen Infrastruktur. Wo die Schulen Kurse 
der Höheren Berufsbildung anbieten, lie-
gen diese oft am Abend und an Samsta-
gen – zu Zeiten, in denen die Schulhäuser 
sonst nicht genutzt werden. Sie verbessern 
die Auslastung der teuren Bauten. 

Für die in der Grundbildung engagierten 
Lehrkräfte ist der Einsatz in den Kursen 
der Höheren Berufsbildung eine anhal-
tende Herausforderung, die sie fachlich 
fit hält und vor dem Ausbrennen bewahrt. 
In den Kursen kämpft man kaum mehr 
mit disziplinarischen Problemen. Die 

Motivation der Teilnehmerinnen ist sehr 
hoch – für Lehrpersonen, die sich in der 
Grundbildung nicht selten mit den Fol-
gen der Pubertät herumschlagen müssen, 
fast eine Erholung. Zudem bringen die er-
wachsenen Studenten Fachfragen in den 
Unterricht und erwarten von der Dozentin 
Lösungsvorschläge. Die vollamtliche Lehr-
kraft bleibt so in der Praxis verankert. Die 
Kollegin, die nur wenige Lektionen neben 
der beruflichen Tätigkeit unterrichtet, der 
Spezialist, der für bestimmte Teile der 
Ausbildung im Rahmen der Höheren Be-
rufsbildung benötigt wird – sie beide brin-
gen Know-how in die Schule, das für das 
gesamte Team von hohem Nutzen ist.

Es wird immer eine grosse Zahl leistungs-
fähiger, handwerklich begabter Lernender 
geben, die aus verschiedenen Gründen 
nicht in der Lage sind, eine Fachhochschu-
le zu besuchen. In mehreren Branchen se-
hen es die Lehrbetriebe nicht gerne, wenn 
ihre Lehrlinge eine Berufsmaturitätsschule 
(BM) besuchen, für andere ist der Besuch 
der BM nach der Lehre eine zu hohe Hür-
de. Für diese «Könner» braucht es ein 
Angebot an Kursen und Abschlüssen der 
Höheren Berufsbildung. Es braucht die 
«Meisterinnen»! Sie sind es auch, die be-
reit und geeignet sind, ihrerseits Lehrlinge 
auszubilden. Sie kennen das Handwerk, 
sie haben die Ausbildung durchlaufen, 
sie können sich in die Welt der Lernenden 
einfühlen und kennen die «Chnörze» aus 
eigener Erfahrung. Ihre Bereitschaft, ihr 

UV

«



‹ ›

Wissen weiterzugeben, ist meist grösser als 
die der akademisch gebildeten Chefs im 
Betrieb, besonders jener, die ihre Ausbil-
dung im Ausland erworben haben. Ohne 
Meister keine Lehrlinge! Ohne die Höhere 
Berufsbildung ist die berufliche Grundbil-
dung nur die Hälfte wert und in ihrer Exis-
tenz gefährdet.  
Die Berufsbildung ist ein äusserst viel-
schichtiges Gebilde. Aber es dürfte in fast 
allen Branchen schwierig sein, für den 
Unterricht mit Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen geeignete und fachlich qua-
lifizierte Lehrkräfte zu finden, die bereit 
und fähig sind, am Abend oder am Sams-
tag – also zu eher unattraktiven Zeiten – zu 
unterrichten. An unserer Schule betreiben 
wir darum seit Jahren gezielte Nachwuchs-
förderung. Schon in den ersten Lehrjahren 
zeichnet sich ab, wer genügend leistungs-
fähig ist, einen Lehrgang der Höheren Be-
rufsbildung durchzustehen. Ist dieses Ziel 
erreicht, erhalten die besten auch eine 
Chance, sich als Lehrkraft zu versuchen. 
Damit verfügen wir stets über die notwen-
dige Anzahl bestausgewiesener Fachlehr-
kräfte. Sie holten sich ihr zusätzliches theo-
retisches Wissen in einem Lehrgang, der 
auf eine externe Meisterprüfung hinführte. 
Nach ein paar Jahren praktischer Tätigkeit, 
sei es als Kadermann, sei es als Gründerin 
und Inhaberin eines eigenen Unterneh-
mens, kommen sie an die Schule zurück 
und geben ihr Wissen weiter. Viele tun dies 
im Nebenamt. Dieses System sichert nach-
haltig den Nachwuchs der Branche. 
Viele Lehrkräfte beeindrucken ihre Kurs-
teilnehmerinnen durch hervorragende 
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schlag- und 
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Leistungen in der Praxis. Immer wieder 
staunen auch wir über die hohen Auszeich-
nungen und die vielen Preise, die unsere 
Lehrkräfte einheimsen. Von der Beheizung 
eines Jumbo-Hangars über die Belüftung 
des Simplontunnels bis hin zum Null-
Energie-Haus oder der Generalbauplanung 
der Gebäudetechnik im Sihl-City – unsere 
Lehrkräfte «sind am Ball». Und wenn im 
Luxushotel auf Phuket die Klima-Anlage 
die Bewohner nicht tiefkühlt, wenn es 
nicht zieht und dröhnt, sondern angenehm 
kühl ist, und wenn die Maschinerie kos-
tengünstig mit Solartechnik funktioniert, 
dann hat möglicherweise ein Techniker 
HF der Fachrichtung Klima unserer Schu-
le die Berechnungen angestellt. Die Schule 
wird so zu einer Austauschzone von Fach-
wissen. Der Werbeaufwand bleibt bei null: 
Die Kurse sind immer voll. Wir verhehlen 
nicht, dass uns dies mit Stolz erfüllt. 

Noch funktioniert das System. Aber es ist 
in Gefahr. Wohl ist die Fiskalrendite in der 
Höheren Berufsbildung im Vergleich zu 
allen anderen Ausbildungen im tertiären 
Bereich mit fast 14 Prozent am höchsten. 
Dies ist das Resultat der hohen Eigenleis-
tungen, welche die Absolventen zu erbrin-
gen haben, die einen grossen Teil der Aus-
bildung selber bezahlen. Eine dreijährige 
berufsbegleitende Ausbildung an einer 
Höheren Fachschule ist unter 20 000 Fran-
ken kaum zu haben, obwohl das noch lan-
ge keine Vollkosten sind. Und doch sind 
sie zu hoch. Je teurer die Kurse sind, desto 
weniger werden sie belegt. Wenn wir wol-
len, dass wir auch in Zukunft Berufsleute 
finden, die bereit sind, diese Kurse zu be-
suchen, und die jetzt oder später Lehrlinge 
ausbilden wollen, dürfen wir die Kosten 
nicht voll einfordern. 
Aber der politische Druck geht in die-
se Richtung, und auch Artikel 11 des 
eidge nössischen Berufsbildungsgesetzes 
schreibt vor, dass die staatlichen Anbieter 
marktgerechte Preise verlangen müssen. Es 

ist auch verständlich, dass jene vier Kan-
tone, welche die Hauptlast der Höheren 
Berufsbildung tragen, nicht länger bereit 
sind, deren Finanzierung für den Rest des 
Landes zu übernehmen. Eine bessere Ver-
teilung der Verantwortung ist gewünscht. 
Aber die föderalen Strukturen lassen eine 
schnelle Lösung des Finanzierungspro-
blems nicht zu. Dennoch freut sich der 
Rektor einer Berufsfachschule ab und zu 
über Support aus der Politik. So fordert 
der Vertreter von Travail Suisse in der NZZ 
vom 29. April 2011, dass ein dreijähriger 
Lehrgang in der Berufsbildung nicht mehr 
als 4680 Franken kosten dürfe. Dies sei 
der Preis, der für eine ebenso lange Aus-
bildung an einer Fachhochschule bezahlt 
werden müsse. Wahrlich eine interessante 
Forderung!
Die Fachschulvereinbarung (FSV), ein in-
terkantonales Vertragswerk, wirkt dort, wo 
die Kantone eine Ausbildung anerkennen 
und für die Schule den Kantonsbeitrag 
übernehmen, erlösend. Überall dort, wo 
die Anerkennung fehlt, müssen die Kosten 
dem Kursteilnehmer überbunden werden. 
Das hat für die Betroffenen regelmässig 
eine Verdoppelung der Ausbildungskosten 
zur Folge. Die FSV ist zurzeit in Überar-
beitung. Sie soll in Zukunft nur für die 

Höheren Fachschulen gelten, die übrigen 
Teile der Höheren Berufsbildung bleiben 
ausgeklammert.
Der politische Wille, die Höhere Berufsbil-
dung zu fördern, ist unübersehbar. Nach 
langen Jahren der Nichtbeachtung ist die-
ser wertvolle Teil der Bildungslandschaft 
prominent in den Medien und Gegenstand 
zahlreicher Vorstösse in den eidgenös-
sischen Räten. Es scheint, dass man ihr 
mehr Gewicht verleihen will. Eine erfreu-
liche Perspektive!

Ohne die Höhere Berufsbildung ist 
die berufliche Grundbildung nur 
die Hälfte wert und in ihrer 
Existenz gefährdet.

Urban Vecellio ist seit 
2002 Rektor der Bauge-
werblichen Berufsschule 
Zürich (BBZ); urban.vecel-
lio@bbz-ma.bid.zh.ch

1 Verordnung des EVD über Mindestvorschriften  
für die Anerkennung von Bildungsgängen und 
Nachdiplomstudien der Höheren Fachschulen

www.konferenz-hf.ch/konferenz-hf.ch/de/ 
schulen/surdossier

»Thema Höhere Berufsbildung
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Mit der Einführung der Berufsma-
turität (BM) im Jahr 1994 und 
der Einführung der Fachhoch-

schulen hat vor einigen Jahren auch die 
Berufsbildung einen Zugang zu den Hoch-
schulen erhalten. Diese Öffnung kann als 
Erfolg bezeichnet werden: Bis 2005 ist die 
Berufmaturitätsquote konstant gestiegen, 
um seither bei rund 12 Prozent zu stagnie-
ren. Die Übertrittsquote von der BM an die 
Fachhochschule liegt bei rund 50 Prozent, 
wobei nur etwa 20 Prozent sofort an eine 
Fachhochschule übertreten (BBT, 2011).
Neben dem hochschulischen Tertiärbe-
reich A, der die Universitäten, die eidge-
nössischen technischen Hochschulen und 
die Fachhochschulen umfasst, gibt es in der 
Schweiz auch den nicht-hochschulischen 
Tertiärbereich B, die Höhere Berufsbil-
dung. Knapp die Hälfte der Abschlüsse 
auf Tertiärstufe geht auf das Konto dieses 
Angebotsbereichs (BFS, 2011a). Eidgenös-
sische Berufs- und Fachprüfungen sowie 
Höhere Fachschulen bieten Personen mit 
Berufserfahrung die Möglichkeit, sich be-
ruflich weiterzubilden, ihre praktischen 
Fähigkeiten mit theoretischen Fachkennt-
nissen zu verbinden und Führungs- oder 
Fachfunktionen zu übernehmen. 
Im Jahr 2010 schlossen 28 262 Personen 
eine Höhere Berufsbildung ab. Knapp die 
Hälfte davon geht auf das Konto der Be-
rufsprüfung: 2010 haben 13 144 Personen 
einen eidgenössischen Fachausweis erhal-

ten. Im gleichen Jahr wurden 3160 eidge-
nössische Diplome, also Abschlüsse einer 
Höheren Fachprüfung (früher: «Meister-
prüfung») ausgestellt (BFS, 2011c). Die 
Zahl der Abschlüsse Höherer Fachschulen 
hat in den letzten Jahren durch die Inte-
gration des Gesundheitsbereichs stark zu-
genommen: 2010 stellten sie 7337 Diplome 
aus (2008 rund 4000). 2194 Diplome gin-
gen an Personen im Bereich Technik, 2122 
an Gesundheitsfachpersonen (BFS, 2011d). 
Zu erwähnen sind schliesslich auch Ab-
schlüsse (2010: 4621), die vom Bund noch 
nicht geregelt sind (BFS, 2011b).
Wer über einen Höheren Berufsbildungs-
abschluss verfügt, hat gegenüber Personen, 
die lediglich ein eidgenössisches Fähig-
keitszeugnis (EFZ) besitzen, deutliche 
Vorteile: Er oder sie ist durchschnittlich 
besser in den Arbeitsmarkt integriert, also 
häufiger erwerbstätig, bezieht ein höheres 
Gehalt, hat eine höhere hierarchische Stel-
lung inne und profitiert von flexibleren Ar-
beitsbedingungen (BFS, 2009). Aber die se 
Vorteile haben ihren Preis: So ist eine Aus-
bildung der Höheren Berufsbildung für 
viele Studierende teuer; zudem sind die 
Diplome im Ausland kaum bekannt. Der 
Text ab Seite 22 vertieft diese Themen. 
Der Übergang von Personen in eine Tertiär-
ausbildung ist – obwohl diese Bildungs-
gänge eine hohe Bedeutung für die Versor-
gung der Wirtschaft mit Fachkräften haben 
– kaum untersucht worden. Überhaupt war 
die Höhere Berufsbildung bisher selten Ge-
genstand wissenschaftlicher Forschungen 
(BFS, 2009). So ist wenig darüber bekannt, 
was Personen dazu motiviert, nach einer 

Text von Evi Schmid

Noch viel 
zu wenig genutzt
Nur elf Prozent der ausgebildeten Lernenden ohne Berufsmaturität haben drei bis vier 

Jahre nach Lehrabschluss eine Ausbildung auf der Tertiärstufe begonnen. Der Entscheid 

für einen solchen Schritt hängt von vielen Faktoren ab – auch von biografischen Zufällen.

1 Personen, die parallel zum EFZ oder ein Jahr 
später eine Berufsmaturität erworben haben, 
werden zur Gruppe der Berufsmaturandinnen und 
-maturanden gezählt – und damit nicht zu den 
Personen mit EFZ. In der Gruppe der Personen mit 
EFZ hat es demnach nur solche, die keine Berufs-
maturität besitzen oder sie erst zwei Jahre nach 
Abschluss der beruflichen Grundbildung oder noch 
später erworben haben.

»Thema Höhere Berufsbildung
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kürzeren oder längeren Bildungspause ein 
− in vielen Fällen relativ teures − Studium 
der Höheren Berufsbildung aufzunehmen. 
Dieser Frage geht der vorliegende Beitrag 
nach. Warum entscheiden sich einige Per-
sonen für eine solche Weiterbildung – in 
vier von fünf Fällen berufsbegleitend –, 
während andere dies nicht tun?

Sieben Jahre nach Verlassen der obligato-
rischen Schule haben 19 Prozent der jun-
gen Erwachsenen nach Abschluss ihrer 
Berufsausbildung eine Tertiärausbildung 
begonnen – 11 Prozent eine Tertiär A-Aus-
bildung (Fachhochschule oder Universi-
tät), 9 Prozent eine Tertiär B-Ausbildung 
(Höhere Fachschule, eidgenössische Be-
rufs- oder Fachprüfung) (Tab. 1).
Tabelle 1 zeigt, dass der Eintritt in eine Ter-
tiärausbildung sehr stark vom Typ der ab-
solvierten Ausbildung auf Sekundar stufe 
II abhängt. Während 52 Prozent der Be-
rufsmaturandinnen und -maturanden bis 
2007 eine Ausbildung auf Tertiärstufe auf-
genommen haben − mehrheitlich an einer 
Fachhochschule −, sind dies nur 11 Pro-
zent der EFZ-Inhaberinnen. Auch Absol-
venten einer Handelsmittelschule (HMS) 
sind wesentlich weiterbildungsfreudiger. 
Ebenso die Männer: Sie absolvieren nach 
einer Berufsausbildung deutlich häufiger 
eine Tertiärausbildung als Frauen – sieben 
Jahre nach Schulaustritt liegt ihr Anteil bei 
24 Prozent (Frauen 14 Prozent). 

Warum beginnen einige Jugendliche be-
reits in den ersten Jahren nach Abschluss 
einer Berufsausbildung eine Ausbildung 
auf Tertiärstufe, andere aber nicht? Die Er-
gebnisse der vorliegenden Untersuchung 
zu dieser Frage sind in Tabelle 2 dargestellt 
und werden im Folgenden beschrieben. Es 
sind dies erste Ergebnisse; aufgrund des 
kurzen Beobachtungszeitraums konnte 

*Eintritte bis 2007 nach Art des Abschlusses auf Sekundarstufe II; relative Häufigkeiten

Nagelkerke R2 28.2% 
N=1939; *: p<.05; **: p<.01; ***: p<.001; n.s.: nicht signifikant

eine Reihe von möglichweise wichtigen 
Einflussfaktoren noch nicht berücksich-
tigt werden. Die Studie wird nächstes Jahr 
mit einem längeren Beobachtungshorizont 
fortgesetzt.

 Den gröss-
ten Effekt auf die Wahrscheinlichkeit, 
nach einer Berufsausbildung in eine Ter-
tiärausbildung einzusteigen, hat die Art 
der absolvierten Berufsausbildung auf Se-
kundarstufe II. Junge Erwachsene mit Han-
delsmittelschuldiplom haben eine mehr 
als drei Mal grössere Chance als Personen 
mit EFZ, bereits in den ersten Jahren nach 
Ausbildungsabschluss in eine Tertiäraus-
bildung einzusteigen. Bei Personen, die 

zusätzlich zum EFZ die Berufsmaturität 
erworben haben, ist diese Wahrschein-
lichkeit sogar fünf Mal grösser. Die Art des 
Sek.-II-Abschlusses ist erwartungsgemäss 
vor allem im Hinblick auf den Eintritt in 
akademische Tertiärausbildungen wich-
tig – der Eintritt in eine Fachhochschule 
oder Universität setzt ja eine Berufsmatu-
rität voraus. Demgegenüber scheint es für 
den Eintritt in eine Tertiär B-Ausbildung 
kaum eine Rolle zu spielen, ob vorher ein 
EFZ, ein BM-Zeugnis oder ein Handelsmit-
telschuldiplom erworben worden ist. Die 
Höhere Berufsbildung steht allen Erwach-
senen mit nachobligatorischem Bildungs-
abschluss gleichermassen offen. »
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 Wichtig im 
Hinblick auf den Tertiäreintritt nach einer 
Berufsausbildung ist weiter die Art und 
Weise, wie sich der Übergang in die Be-
rufsausbildung gestaltet hat. Während der 
Besuch eines Brückenangebots keinen Ef-
fekt auf die Wahrscheinlichkeit eines Ter-
tiäreintritts hat, steigen Jugendliche, die 
nach Abschluss der obligatorischen Schule 
gar keine Form von Ausbildung (also auch 
kein Brückenangebot) absolvierten, rund 
vier Mal seltener in eine Tertiärausbildung 
ein als Jugendliche, die den Übergang so-
fort schafften. Die Ausbildungssituation 
im ersten Jahr nach Schulabschluss ist so-
mit von zentraler Bedeutung für den wei-
teren Ausbildungsweg junger Erwachsener 
(siehe dazu auch Stalder, Meyer, & Hupka-
Brunner, 2008).

 Junge Frauen haben − unter 
statis tischer Kontrolle aller anderen Merk-
male − eine rund halb so grosse Wahr-
scheinlichkeit als junge Männer, nach einer 
Berufsausbildung in eine Tertiärausbil-
dung einzusteigen. Der Weg in eine Terti-
ärausbildung nach einer Berufsausbildung 
wird also, trotz mindestens gleich hoher 

Tertiärbeteiligung der Frauen insgesamt, 
vorwiegend von Männern genutzt. Frauen 
wählen häufiger den allgemeinbildenden 
Weg über das Gymnasium (SKBF, 2010).

 Jugendliche, bei denen 
mindestens ein Elternteil einen Abschluss 
auf Tertiärstufe erworben hat, steigen eher 
in eine Tertiärausbildung ein als Jugendli-
che, deren Eltern keinen Tertiärabschluss 
besitzen. Auch die Ausstattung des elter-
lichen Haushalts («ökonomisches Kapital», 
zum Beispiel Geschirrspülmaschine, eige-
nes Zimmer, Internetzugang, Auto, Anzahl 
Badezimmer oder Fernseher) ist wichtig. 
Die soziale Herkunft hat somit nicht nur 

einen Einfluss auf die Übertrittschancen 
an der ersten Schwelle (Sacchi, Hupka-
Brunner, Stalder, & Gangl, 2011), sondern 
auch auf jene an der zweiten Schwelle.

 Je höher die Lesekompe-

der obligatorischen Schule ist, desto 
wahrscheinlicher ist der Eintritt in eine 
Tertiärausbildung nach einer Berufsausbil-
dung. Mit Erhöhung einer Lesekompetenz-
stufe erhöht sich die Wahrscheinlichkeit 
eines Tertiäreintritts um den Faktor 1.5. 
Die Leseleistungen am Ende der obliga-
torischen Schulzeit sind also noch Jahre 
später von Bedeutung. Bemerkenswert ist 
demgegenüber, dass der besuchte Schultyp 
auf Sekundarstufe I – unter Kontrolle aller 
anderen Faktoren – keinen direkten Effekt 
auf die Wahrscheinlichkeit hat, nach einer 
beruflichen Grundbildung eine Tertiäraus-
bildung zu beginnen.

 Junge Erwachsene 
der zweiten Einwanderergeneration haben 
bessere Chancen auf einen Tertiäreintritt 
nach einer Berufsausbildung als Schwei-
zer ohne Migrationshintergrund. Auf den 
ersten Blick erscheint dieser Befund er-
staunlich. Aber bereits Hupka-Brunner ea. 
(2010) konnten solche positiven Effekte für 
den Eintritt in schulische Ausbildungen auf 
Sekundarstufe II nachweisen. Die Auto-
rinnen erklären ihren Befund mit den ho-
hen Aspirationen von Migrantenfamilien.

Die Ergebnisse zeigen, dass der Übertritt 
in eine Tertiärausbildung nach einer Be-
rufsausbildung − im Vergleich zum akade-
mischen Bereich − alles andere als selbst-
verständlich ist und oft nicht unmittelbar 
erfolgt. Bis sieben Jahre nach Schulaustritt, 
also maximal vier Jahre nach Abschluss 
einer beruflichen Grundbildung, hat nur 
ein knappes Fünftel der Personen mit 
Abschluss einer Berufsausbildung eine 
Tertiär ausbildung begonnen – gut die Hälf-
te von ihnen an einer Fachhochschule. 
Vor allem Personen, die ihre Ausbildung 

auf Sekundarstufe II mit einem EFZ ab-
schliessen, steigen in diesen ersten Jahren 
nach Ausbildungsabschluss vergleichs-
weise selten in eine Tertiärausbildung ein. 
 Bedenklich erscheint, dass die soziale Her-
kunft einen entscheidenden Einfluss auf 
den Übertritt von einer beruflichen Grund-
bildung in eine tertiäre Weiterbildung hat. 
Für den Übertritt an der ersten Schwelle 
sowie den Bereich der Universitäten wur-
den starke Herkunftseffekte bereits viel-
fach nachgewiesen (z.B. Hupka-Brunner 
et al., 2010; Sacchi et al., 2011). Offenbar 
vermag auch das Absolvieren einer Ausbil-
dung auf Sekundarstufe II diese Prägungen 
nicht auszugleichen.
Die dargestellten Befunde stellen erste Er-
gebnisse dar. Die Zeitspanne, die in die Un-
tersuchung einbezogen werden konnte, ist 
mit den ersten sieben Jahren nach Schul-
austritt kurz. Gemäss Schweizerischer 
Arbeitskräfteerhebung SAKE (BFS, 2009), 
verfügte im Jahr 2008 rund ein Viertel der 
erwerbstätigen Personen mit einer Berufs-
bildung auf Sekundarstufe II auch über ei-
nen Abschluss der Höheren Berufsbildung. 
Viele Personen legen nach Abschluss einer 
Berufsausbildung zuerst eine kürzere oder 
längere Bildungspause ein, bevor sie ein 
Studium der Höheren Berufsbildung in 
Angriff nehmen (Schärrer, Fritschi, Du-
bach, & Oesch, 2009). 
Vertiefte Analysen müssen somit einen län-
geren Beobachtungshorizont einschliessen 
und auch das Arbeitsumfeld, die Arbeits-
bedingungen, die Verbundenheit mit dem 
Beruf, die Weiterbildungsmöglichkeiten in 
Betrieb und Berufsfeld oder die finanzielle 
Unterstützung berücksichtigen. Wichtig 
wäre es auch, die individuellen Bildungs-
verläufe nicht nur bis zum Einstieg in eine 
Ausbildung auf Tertiärstufe, sondern bis 
zu ihrem Abschluss zu betrachten. Solche 
Untersuchungen können eine Grundlage 
dafür sein, die Weiterbildungsbeteiligung 
von Personen mit Berufsbildungsabschluss 
gezielt zu fördern.

Junge Frauen steigen – unter statis ti -
scher Kontrolle aller anderen 
Merk male – nur halb so oft in eine 
Tertiärausbildung ein als junge Männer. 

»Thema Höhere Berufsbildung

Studie zum Übergang in eine Tertiärausbildung nach einer beruflichen Grundbildung
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Die Höhere Berufsbildung bietet Er-
wachsenen nach einer beruflichen 
Grundbildung, vielleicht auch 

nach längerer beruflicher Tätigkeit, die 
Möglichkeit, sich zu spezialisieren oder zu 
verändern. Wir bewegen uns hier im Feld 
der Erwachsenenbildung. Sie gehorcht 
anderen Gesetzen als die Ausbildung von 
Kindern oder von jungen Erwachsenen in 
der beruflichen Grundbildung. 
Gibt es also eine spezifische Didaktik der 
Höheren Berufsbildung? Eine erste spon-
tane Antwort auf die Frage lautet: ja. Er-
wachsene lernen anders, bringen mehr 
Erfahrung mit, lernen aus eigenem Antrieb 
und sind selbstständiger, disziplinierter. 
Erwachsene wissen, wofür sie lernen! 
Wissen sie jedoch auch, wie sie lernen kön-
nen? Nehmen sich Erwachsene genügend 
Zeit für das (Selbst-)Studium neben der 
Arbeit oder der Familie? Meine Erfahrung 
als Dozentin bei Berufs- und Höheren Fach-
schullehrpersonen zeigt, dass es auch viele 
Lehr-Kompetenzen gibt, die sich nicht un-
terscheiden. Ich denke an das adressatenge-
rechte Planen, Durchführen und Überprü-
fen von Lerneinheiten, an die Gestaltung 
des Umgangs mit Lerngruppen als Interak-
tionsprozess oder an das Berücksichtigen 
beruflicher Situationen. Muss die gestellte 
Frage also doch verneint werden?

Andragogik1, Erwachsenenbildung oder 
Weiterbildung werden oft gleichbedeutend 

2 zeigt 
sich, dass Erwachsene

-
steuertem Lernen haben,

einbringen möchten,
-

weis stellen wollen und

Alltags zu lösen.
In der Höheren Berufsbildung unterschei-
den wir zwischen Präsenzveranstaltungen, 
Selbststudium und qualifizierenden Ab-
schlussarbeiten. Alle drei Bereiche bein-
halten teilweise erwachsenenspezifische 
Lehrformen. Leider dominieren in Prä-
senzveranstaltungen häufig die inputorien-
tierten Lehrmethoden (Referate, Vorle-
sungen, angeleitete Übungssequenzen). 
Einen Kontrast dazu setzen zum Beispiel 
die Höheren Fachschulen Gesundheit mit 
der Lehrform des «problem based lear-
ning» (PBL) oder dem «Lernen Training 
Transfer» (LTT).
Das Selbststudium eignet sich für Formen 
von E-Learning respektive von Blended-
Learning (E-Learning-Phasen kombiniert 
mit Präsenzanteilen). Gezielte Einsätze 
von Lernplattformen sind in der Erwach-
senenbildung kaum mehr wegzudenken. 
Zudem sind Coaching und Beratung in 

Lern- und Veränderungsprozessen wich-
tige Begleitmassnahmen. Deshalb gewinnt 
die Arbeit mittels Lern-Portfolio (auch 
mit e-Portfolios) immer mehr an Bedeu-
tung. Bei grösseren qualifizierenden (Ab-
schluss-)Arbeiten finden wir Formen wie 
Modularbeiten, Projektarbeiten sowie ab-
schliessende Diplom- oder Facharbeiten.
Damit sind einige für die Erwachsenenbil-
dung spezifische Arbeitsweisen genannt. 
Die meisten davon finden wir in den Aus-
bildungsgängen der Höheren Berufsbildung 
wieder. Welches sind nun die methodisch-
didaktischen Ansprüche, die an Dozieren-
de auf dieser Stufe gestellt werden? 

Bereits aus dem Jahre 1972 stammt der 
Bundesratsbeschluss «zur Ausbildung und 
Fortbildung der hauptberuflichen und ne-
benberuflichen Gewerbelehrer» (Art. 1a)3. 
Mit dem aktuellen Berufsbildungsgesetz 
gelten die Ausbildungsvorgaben auch für 
Lehrpersonen der Höheren Fachschulen. 
Keine eidgenössischen Vorschriften gibt 
es für Dozierende in den beruflichen Wei-
terbildungen (WB), den Berufsprüfungen 
(BP), den Höheren Fachprüfungen (HFP) 
oder für Praktikumsverantwortliche inner-
halb von HF-Studiengängen. Ihre metho-
disch-didaktischen Qualifikationen sind 
über die Anbieter und den Markt oder über 
die einzelnen Rahmenlehrpläne (HF) gere-
gelt.

Gibt es eine Didaktik der 
Höheren Berufsbildung?
Der Unterricht mit Erwachsenen unterliegt eigenen Anforderungen. Eine Didaktik der Höheren Berufs-

bildung sorgt zum Beispiel dafür, dass der Austausch unten den Studierenden zentralen Raum einneh-

men kann. Dennoch dominieren in Präsenzveranstaltungen die inputorientierten Lehrmethoden.

Text von Regula Künzi-Minder

»Thema Höhere Berufsbildung

Annäherungen an eine selten gestellte Frage
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Im Rahmenlehrplan für Berufsbildungsver-
antwortliche (RLP BBVA) finden sich kon-
krete Ausbildungsziele, Inhalte und Stan-
dards für die Ausbildung verschiedener 
Lehrpersonen-Kategorien.4 Vergleichen 
wir die Ausbildungsinhalte von Berufs-
kunde- und von HF-Lehrpersonen5, so fällt 
vorerst die unterschiedliche Terminologie 
auf (Textkasten rechts). 
Dennoch decken sich viele Bildungsziele 
und Standards für Lehrpersonen an Hö-
heren Fachschulen weitgehend mit jenen 
der Berufskundelehrpersonen, namentlich 
in folgenden Punkten: 

-
den als Interaktion gestalten;

und mit Bezug auf die Berufspraxis 

durchführen und überprüfen;
-

im Kollegium kooperativ einbringen;

rie und von der Theorie in die Praxis 
beherrschen;

durchdringen und fachdidaktisch aufar-
beiten.

Abweichungen finden sich nur vereinzelt, 
am deutlichsten in Bildungsziel 4 (das 

Umfeld erfassen und mit ihm umgehen). 
Dozierende der Höheren Fachschulen be-
schränken sich darauf, «…Probleme in der 
Ausbildung und am Arbeitsplatz zu erken-
nen». Demgegenüber sind Berufskunde-
lehrpersonen «sensibel für Probleme der 
Adoleszenz, der Geschlechterrolle, der 
Ausbildung im Betrieb, dem Freundes-
kreis, der Ablösung vom Elternhaus, Her-
kunft, Schulmüdigkeit, Stellensuche etc. 
Sie kennen zudem Beratungsangebote und 
sind in der Lage, diese gezielt im Interesse 
der Lernenden zu nutzen». (RLP BBVA)
Aus den gesetzlichen Vorgaben ist eine 
 Didaktik der Höheren Berufsbildung also 

rende an Höheren Fachschulen werden in 
gemischten, andere in stufen- oder in be-
rufsfeldspezifischen Lerngruppen geführt. 
Trotz einer zunehmenden Anzahl an HF-
Studierenden am EHB7 soll es auch künftig 
nicht nur reine HF-Studiengruppen geben. 
Die Heterogenität ist ein zentrales Thema 
im Unterricht; indem Lehrpersonen (BKU 
und HF) selbst in heterogenen Gruppen 
studieren, können sie unter kundiger An-
leitung über Vor- und Nachteile dieser 

nur punktuell abzuleiten. Eine Spezifizie-
rung im Sinne der beschriebenen Erwach-
senenbildung wird sich erst auf Ebene der 
Umsetzung, zum Beispiel in der reichhal-
tigen Berufserfahrung der Teilnehmenden 
oder in den konkreten Theorie-Praxisbezü-
gen, zeigen.

Neben der stufenspezifischen Didaktik ist 
auch die berufsfeldspezifische Didaktik 
zu beachten (Bildungsziel 7. Fachdidak-
tik6). Das Unterrichten in verschiedenen 
Berufsfeldern verlangt ebenfalls nach dif-
ferenzierten Methoden und Ausbildungs-
konzepten: Ein Zollexperte HF arbeitet mit 
Gesetzen und Formularen, der Techniker 
HF Gartenbau soll Planzeichnen beherr-
schen, die Pflegefachfrauen HF lernen im 
Rahmen des problem based learning oder 
des Lernen Training Transfer, die biome-
dizinische Analytikerin HF arbeitet mit 
 Fallanalysen und so weiter. Wie bringt 
man also die verschiedenen Ansprüche, 
eine allgemeine Didaktik, eine stufenspe-
zifische sowie eine berufsfeldspezifische 
 Didaktik «unter einen Hut»? Am Beispiel 
des EHB-Studiengangs für HF-Lehrper-
sonen soll dies gezeigt werden.
Teile des Diplomstudiengangs für Berufs-
kundelehrpersonen wie auch für Dozie-

1 Duden: Wissenschaft der Erwachsenenbildung
2 Malcolm Shepherd Knowles: The Adult Learner. 
Fifth Edition. Gulf Professional Publishing, Houston 
1998
3 Gestützt auf das Bundesgesetz vom 20. September 
1963 über die Berufsbildung
4 Berufsbildnerinnen in Lehrbetrieben / Berufsbild-
ner in überbetrieblichen Kursen, Lehrwerkstätten 
und vergleichbaren dritten Lernorten / Lehrpersonen 
für die schulische Grundbildung (BKU, ABU, IKA, WG, 
Sprachen) und für die Berufsmaturität / Lehrper-
sonen an Höheren Fachschulen.
5 Die Berufskunde-Lehrpersonen bringen wie die 
HF-Dozierenden ein grosses berufliches Know-how 
mit – beide Kategorien erwerben in erster Linie die 
pädagogischen Kompetenzen.
6 In der Berufsbildung kommt man zunehmend weg 
von den einzelnen Fächern und orientiert sich an 
Kompetenzen und ganzheitlichen Lernprozessen – 
daher benutzt das EHB auch kaum mehr den Begriff 
Fachdidaktik, sondern spricht vielmehr von der 
Berufsfelddidaktik.
7 2003: erste HF-Studentin; heute zwischen 10 und 
15 Studierende

Terminologie des Rahmenlehrplans für Berufsbildungsverantwortliche RLP BBVA 
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Konstellation reflektieren und verschie-
dene Methoden im Umgang damit kennen 
lernen. 
Sowohl die allgemeine Didaktik (Module 
1-4) als auch die Betreuung der Diplomar-
beit und die Lehrbefähigung (Module 11 
und 12) werden in gemischten Gruppen 
organisiert. Hier arbeiten verschiedene 
Berufe und die beiden Stufen «Berufskun-
de- und HF-Lehrpersonen» bewusst zu-
sammen: Es ist spannend, die unterschied-
lichen Ausbildungskonzepte miteinander 
zu vergleichen und dabei Stärken und 
Weiterentwicklungsbereiche der eigenen 
Lehrpläne zu entdecken. 
Die grösste Durchmischung von Teilneh-
menden findet sich im Themenbereich 
«Berufsbildungssystem und seine Ak-

-
pen bestehen aus ABU-, BKU-, HF- und 
BM-Lehrpersonen sowie aus IKA-, W&G- 
und den Sprachlehrkräften. Viele der Teil-
nehmenden sind zusätzlich auch Prüfungs-
experten, waren üK-Instruktorinnen oder 
Praktikumsbetreuer an Höheren Fachschu-
len. Um über die Berufsbildung zu disku-
tieren, ist eine solche Vielfalt wunderbar 
– um Kooperationsprojekte anzuregen und 
umzusetzen ist sie gar eine ideale Ressour-
ce.
Daneben gibt es jedoch auch homogenere 
Studienanteile: Stufenspezifisch sind etwa 
«Coaching und Beratung für Erwachsene» 
oder die Andragogik für HF-Dozierende 

-
rufsfeldspezifischen Gruppen statt (Modu-
le 9 und 10). Hier finden sich die Gesund-

heits- und Sozialberufe zusammen, die 
gewerblichen Berufe (Technik oder Bau), 
die kaufmännischen Berufe, der Detail-
handel, andere Dienstleistungsberufe und 
Berufe der Lebensmittelbranche sowie der 
Landwirtschaft. Dank der grossen Anzahl 
an Studierenden (60-80 jährlich) können 
die verschiedenen Berufsfelddidaktiken 
differenziert in kleinen Gruppen angebo-
ten werden.

Neben der allgemeinen Didaktik und der 
Berufsfelddidaktik, neben der Erwachse-
nenbildung und der Hochschuldidaktik 
gibt es tatsächlich eine spezifische Didak-
tik der Höheren Berufsbildung. Folgende 
berufs-andragogischen Elemente zeichnen 
sie aus:

-
heren Berufsbildung ist der berufliche 
Kontext und das damit verbundene 
Vorwissen respektive die Erfahrungen 
der Teilnehmenden. Diese Berufser-
fahrungen müssen hinterfragt, ergänzt, 
weiterentwickelt, differenziert und zum 
Teil neu zusammengesetzt werden. Alt 
bekannte Muster müssen aufgebrochen, 
aktiv ab- oder umgebaut, ja sogar ver-
lernt werden. Die alten Pfade verlassen, 
Neues ausprobieren – dies braucht Mut 
und stellt für Erwachsene eine Heraus-
forderung dar. Diesen Prozess professio-
nell zu begleiten ist eine wichtige Auf-
gabe in der Höheren Berufsbildung.

eine wertvolle Ressource dar. Während 
Jugendliche die beruflichen Kompe-
tenzen noch weitgehend aufbauen müs-
sen, arbeitet man in der Höheren Be-
rufsbildung mit einem reichen Schatz 
an Erfahrungen und verschiedenen Mo-
dellen der Praxis (best practice). Des-
halb sollten die Präsenzzeiten weniger 
dazu genutzt werden, neues Wissen zu 
vermitteln (keine Vermittlungs- oder 
Einwegdidaktik) als vielmehr dazu, 
den Austausch zwischen den unter-
schiedlichen Verständnissen und Pra-
xisbezügen anzuleiten und zu fördern. 
In Diskussionen, Fachgesprächen oder 
Fallanalysen stossen die Studiengrup-
pen gemeinsam auf zentrale Fragen und 
Inhalte. Und hier setzt das Expertenwis-

sen der Dozierenden ein: Sie referieren 
nur punktuell – in erster Linie klären 
sie offene Fragen, systematisieren und 
gewichten sie die Inhalte, zeigen sie Be-
züge auf und argumentieren, weshalb 
diese prüfungsrelevant sind. 

und Begleitung des Selbststudiums re-
spektive die zentralen Methoden der 
Präsenzveranstaltungen. Das Selbststu-
dium dient einerseits dazu, sich im Vor-
feld der Veranstaltungen das zentrale 
Wissen selbstständig anzueignen (Lite-

Die alten Pfade verlassen – dies 
braucht Mut. Diesen Prozess profes -
sionell zu begleiten ist eine wichtige 
Aufgabe in der Höheren Berufsbildung.



raturstudium, internetgestützte Leitpro-
gramme). So sind die Teilnehmenden 
im Idealfall bereit, sich während den 
Präsenzzeiten den Diskussionen mit 
den Studienkolleginnen zu stellen. Die 
Präsenzzeiten dienen in erster Linie der 
Verarbeitung und Vertiefung der neuen 
Fachinhalte. Selbstverständlich dürfen 
kurze Referate nicht fehlen, sei es in der 
Einführungsphase oder als Zusammen-
fassen und Systematisieren der Inhalte 
am Ende des Vertiefungsprozesses. Der 
Austausch sollte jedoch den weitaus 
grössten zeitlichen Anteil einnehmen. 

-
tungen gilt es, wiederum im Selbststu-
dium, die neuen Konzepte und Inhalte 
im eigenen Arbeitsumfeld zu veran-
kern. Dazu sind konkrete Projekte oder 
Umsetzungsarbeiten sinnvoll. Als Do-
zierende kann man solche Umsetzungs-
phasen beratend begleiten (persönliche 
Beratungsfenster, Forumsdiskussionen 
oder Chats über die Lernplattform).

hervorheben: die verschiedenen Rol-
len der Dozierenden in der Höheren 
Berufsbildung. Unter Erwachsenen aus 
ähnlichen Berufsfeldern respektive 
mit vergleichbaren Ausbildungszielen 
darf die Dozentin durchaus einen kol-
legialen Umgang mit den Studierenden 
pflegen. Es braucht kein erzieherisches 
oder hierarchisches Gefälle mehr. Eine 
Art Führungshierarchie gibt es trotz-
dem, einerseits durch die fundierte 
Fachexpertise der Dozierenden, ande-
rerseits bei der Begleitung des Lernwe-
gs der Teilnehmenden. Auch wenn die 
Berufsleute wissen, was und wozu sie 
lernen, so brauchen auch sie Lernstruk-
turen, Hilfestellungen und immer wie-
der motivierende Rückmeldungen zum 
eigenen Lernweg. Förderorientierte 
Beratungen und Begleitungen sind ne-
ben den anspruchsvollen Fachinhalten 
ebenso zentrale Elemente, welche bei 
Erwachsenen oft unterschätzt werden.
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»Praxis
Rückgang der Zahl der Lernenden in der Berufsbildung

Text von Daniel Fleischmann

In diesen Monaten beginnen gesamt-
schweizerisch rund 77 000 Lernende 
eine berufliche Grundbildung. Diese 

Zahl wurde im Rahmen der Erhebungen 
für das «Lehrstellenbarometer April 
2011» errechnet. Sie entspricht dem Vor-
jahreswert. Aber auch wenn sich gesamt-
schweizerisch der Bestand an Lernenden 
in diesem Schuljahr noch halten dürfte, in 
einzelnen Kantonen rumpeln die Zahlen 
schon leicht. Das ist das Donnergrollen des 
demografischen Gewitters, das die Berufs-
bildung in den nächsten Jahren nass ma-
chen wird…

Ueli Florin ist stellvertretender Direktor 
und Stundenplaner an der Gewerblichen 
Berufsschule Chur, an der 74 Berufe un-
terrichtet werden – so viele wie nirgends 
sonst in der Schweiz. In den vergangenen 
Jahren ist die Zahl der Lernenden an die-
ser Schule stetig gewachsen und erreichte 

terbestandsklasse», wie Rita Wiesendan-
ger, Leiterin des Amtes für Berufsbildung, 
ausführt. Aus ähnlichen Gründen werden 

den Kurort im Landwassertal verlassen.

Auch im Kanton Bern sind Vorboten des 
demografischen Unwetters zu spüren. 
In einer Pressemitteilung liess die Erzie-
hungsdirektion am 5. Juli wissen, dass 
5790 Schulaustretende eine berufliche 
Grundbildung antreten wollten; ein Jahr 
vorher waren es 5951. Bis 2020 dürfte der 
Bestand der Lernenden in diesem Kan-
ton um 13,2 Prozent zurückgehen. Dieser 
Rückgang von 4538 Lernenden entspricht, 
über den Daumen gerechnet, einem Mi-
nus von 189 Klassen à 24 Lernende. Fritz 
Tschanz, Berufsschulinspektor und für die 
Berufsschulorganisation in seinem Kan-
ton verantwortlich, rechnet mit gar noch 
einschneidenderen Veränderungen: «Wir 
haben die Angaben des Bundesamtes für 
unsere Regionen verfeinert. In unseren 
ländlichen Bezirken, zum Beispiel dem 
Saaneland, verlieren wir bis zu 20 Pro-
zent.» Tschanz geht davon aus, dass die 
sich abzeichnenden Schülerrückgänge 
zum «planerischen Dauerthema» werden.
Der Kanton Bern hat schon früh auf die 
Herausforderung reagiert und das «Projekt 
Optimierung Berufsschulorganisation 08» 
lanciert. Der Schlussbericht wurde Anfang 
Juni 2011 publiziert. In elf Berufen respek-
tive Berufsfeldern wurde die Anzahl der 
Schulorte reduziert. So wurde die gibb 
Bern einziger Standort für die schulische 

Die ersten Donner 
vor dem grossen 
Gewitter
Donnergrollen am Berufsbildungshimmel: Bereits  

müssen in einigen Kantonen Klassen gestrichen  

werden, weil die Zahl der Lernenden zurückgeht.  

Noch aber steht das demografische Gewitter erst bevor.

-
nenden, wie Ueli Florin berichtet. Aber 
jetzt geht sie langsam zurück: Bereits im 
abgelaufenen Schuljahr wurden 141 Ler-
nende weniger unterrichtet.1 Ueli Florin 
kennt die Berufe, die besonders betroffen 
sind: «Zum Beispiel die Elektroinstalla-
teure. In den letzten Jahren zählten wir in 
diesem Beruf rund 65 Lernende, vereinzelt 
gar 80. Jetzt starten noch 43 (Stand 20. Juli). 
Das wäre eine Klasse weniger.» Ähnliche 
Entwicklungen beobachtet Florin bei den 
Coiffeuren, den Sanitärinstallateurinnen 
oder den beiden Carrosserie-Berufen. Kein 
Wunder: Gemäss Hochrechnungen des 
Bundesamtes für Statistik wird der Kanton 
Graubünden im Zeitraum zwischen 2010 
und 2020 1143 Lernende verlieren – ein 
Rückgang des Bestandes von 19,8 Prozent 
(Gesamtbestände, Szenario Tendenz).2

Durch die Rückgänge werden immer wie-
der Klassen unter das kritische Mengen-
gerüst von zehn Lernenden fallen und 
zusammengelegt werden müssen – so 
schreibt es die Bündner Bildungsverwal-
tung vor. Die Zahl der Parallelklassen 
nimmt dadurch ab, eine Entwicklung, die 
aus pädagogischen und organisatorischen 
Gründen unerwünscht ist. Zudem können 
Schulen einzelne Berufe ganz verlieren, 
wie das Beispiel der Berufsfachschule Da-
vos zeigt. Diese wird die kleine gewerb-
liche Abteilung schliessen. Bisher konnte 
die Schule ihre Coiffeusen-Klasse mit lehr-
jahrsübergreifenden Klassen noch halten. 
Aber im neuen Schuljahr beginnen nur 
zwei Lernende eine Ausbildung in diesem 
Beruf – definitiv zu wenig für eine «Un-

1 Wie viele es in diesem Schuljahr sind, war Mitte 
Juli noch offen; namentlich zweijährige Lehrverhält-
nisse werden recht kurzfristig eingerichtet. 
2 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/
themen/15/08/dos/blank/14/05.html#Karten
3 Im Gegenzug ist man bei den Fachangestellten 
Gesundheit 2005 mit 12 Klassen gestartet; heute 
werden an vier Schulstandorten 30 Klassen geführt. 
Ähnlich bei den EBA: Im Jahr 2006 führte der 
Kanton Bern im gewerblich-industriellen Bereich an 
mehreren Schulstandorten vier EBA-Berufe in zehn 
Klassen. 2011 sind es 14 Berufe mit 28 Klassen.
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Bildung von Informatikerinnen, gestrichen 
wurden die Klassen in Thun, Langenthal 
und Biel. Im Gegenzug verlor die gibb Be-
rufe wie Bäckerin, Gärtner oder Zimmer-
leute. Im Kanton Bern fiel die Zahl der 
Klassen bei den gewerblich-industriellen 
Berufen mit mehr als einem Schulstandort 

3

Der Rückgang der Lernenden hat natürlich 
auch Auswirkungen auf die Lehrkräfte 
und die Organisation des Lehrkörpers. Der 
für den Kanton Bern prognostizierte Klas-
senrückgang entspricht knapp 100 Voll-
zeitpensen! Bisher jedoch gab es in den be-
fragten Kantonen noch keine Einschnitte; 
so berichtete keine der befragten Personen 
von einer Zunahme von befristeten Stel-
len. Einen Grund dafür nennt Marc Kum-
mer, Amtschef im Mittelschul- und Berufs-
bildungsamt des Kantons Zürich, wo die 
Zahl der Lernenden bis 2020 eher steigen 
dürfte (plus 3,6 Prozent, 1596 Lernende). 
Kummer: «Auf der Sekundarstufe II, ins-
besondere bei den Berufsfachschulen, tre-
ten in nächster Zeit viele Lehrpersonen 
mit grossen Pensen in den Ruhestand. Die 
schwierige Rekrutierung könnte durch 
Rückgänge der Schülerzahlen ein wenig 
entschärft werden.» Daneben ermöglichen 
«Bandbreiten-Pensen» eine rasche Reak-
tion auf demografische Schwankungen: 
Nicht wenige Lehrpersonen für den berufs-
kundlichen Unterricht haben Verträge mit 
flexiblen Pensen (zum Beispiel «60 bis 80 
Prozent»).

Quelle: Bundesamt für Statistik,  
Prognosen Stand Juni 1022
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Im Jahr 1996 ein Wurf. Einführung 
eines eidgenössischen Rahmenlehr-
plans (RLP) für ein Fach, das sich 

nun «Allgemeinbildender Unterricht 
(ABU)» nennt. Es ersetzt die seit den 70er-
Jahren gültigen Standardlehrpläne. Die 
Allgemeinbildung in der Berufsbildung 
soll gründlich umgebaut werden. Statt 
wie bisher auf Fächer wie Staats- und 
Wirtschaftskunde, Geschäftskunde oder 
Deutsch aufgeteilt zu werden, wird sie in 
ein einziges Fach gefasst. Im Mittelpunkt 
des Unterrichts stehen multidisziplinär or-
ganisierte Themen mit Bezug zur Lebens-

welt der Lernenden. Anfängliche Skepsis 
und einzelne Rückzugsgefechte gegenüber 
dem themen- und handlungsorientierten 
Konzept verschwinden mit den Jahren. 
Eine wissenschaftliche Untersuchung der 
Universität St. Gallen hält bereits vier Jah-
re nach der RLP-Einführung fest, dass die 
neue Allgemeinbildung bei den Lernenden 
gut ankomme. Probleme sehe man aber 
in der schwachen Gewichtung des Lern-
bereichs Sprache & Kommunikation und 
in der Überforderung vor allem kleinerer 
ABU-Kollegien (Ressourcen) bei der an-
spruchsvollen Erstellung der Schullehrplä-
ne. 2004, als die Revisionsarbeiten am RLP 
beginnen, will niemand mehr ernsthaft 
beim pädagogisch-didaktischen Konzept 
die Uhr zurückdrehen. Der RLP-Revision 
2006 bringt neben der Vereinheitlichung 

über die verschiedenen Berufsbildungs-
sektoren hinweg insbesondere eine Stär-
kung der Sprache und Kommunika tion. 
Der Aspekt Arbeit wird gestrichen, die 
taxonomisierten Lernziele werden neu als 
Bildungsziele formuliert, die thematisch-
handlungsorientierte Ausrichtung bleibt. 
Wenn ich heute 15 Jahre zurückschaue, 
bleibt eine gewisse Skepsis, inwiefern 
dieses Modell unter den gegebenen Um-
ständen und Rahmenbedingungen tat-
sächlich realisier- und umsetzbar ist. Trotz 
allen Erfolgsmeldungen wandert der ABU 
immer wieder auf riskanten Pfaden und 
tappt in Fallen. Daran hat auch die Revisi-
on von 2006 nichts grundlegend geändert.
Hier ein – unabgeschlossenes, durchaus 
ausbaubares – Sammelsurium von Gedan-
ken, ein persönlicher Rückblick und Ge-
dankenanstoss im Hinblick auf eine neue 
Reform der Allgemeinbildung in der beruf-
lichen Grundbildung.

ABU hat nützlich zu sein, damit sein Stel-
lenwert gegenüber der Wirtschaft, den Or-
ganisationen der Arbeitswelt (OdA), den 
Betrieben und den Outputwütigen unter 
den Politikern besser verteidigt werden 
kann. Wenn etwas nützlich ist, lässt man 
ja gern etwas Geld springen – so denkt 
man. Doch die Nützlichkeit des ABU wird 
auf diese Weise oft zu eng auf Lebenshil-
fe verengt. Die Aspekte Kultur, Ethik und 
Identität & Sozialisation spielen noch im-
mer eine Nebenrolle. Das ist stossend. 
Denn es verrät, dass das Verständnis von 
Allgemeinbildung, wie es im Berufsbil-
dungsgesetz (BBG) festgelegt ist, nicht bis 
in die Schullehrpläne durchgedrungen ist. 
Allgemeinbildung nach BBG bedeutet ge-
rade auch Förderung der Persönlichkeit – 
dafür bietet sich die Auseinandersetzung 
mit moralischen und ästhetischen Fragen 
oder mit Identitätsklärungen an. Was trägt 
der ABU zur Identitätsfindung der Jugend-
lichen bei, wenn er sich mehrheitlich auf 

ABU-Fallen
Pavel Novak, Dozent am SIBP und EHB, blickt auf 15 Jahre 

 Erfahrung mit ABU und der Ausbildung von ABU-Lehrpersonen 

zurück. – Ein Blick verbunden mit einer gewissen Portion Skepsis. 

Text von Pavel Novak

Foto Kathiy Crescent, Photocase

»Praxis
Rückschau auf 15 Jahre Allgemeinbildung

***
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Wir haben neben allem anderen 
gerade auch die Verantwortung, 
welche Inhalte und Themen wir 
den Lernenden vorenthalten.

lichen Grundbildung sein, das sich um 
den Rest der beruflichen Bildung foutiert. 
In der ABU-Verordnung steht: «Die Vertie-
fung und Anwendung der grundlegenden 
Kompetenzen ist Aufgabe aller Lernorte » 
(Art. 2 Abs. 3). Alle Lernorte? Also auch 
die Betriebe. Zusammenarbeit läuft in ers-
ter Linie nicht über Inhalte, sondern über 
Menschen, die aus einer Situation heraus 
aufeinander zugehen, weil sie einerseits 
an der Arbeit des anderen interessiert 
sind und ihnen andererseits die wirkliche 

(nachhaltige) Förderung ihrer Lernenden 
am Herzen liegt. Dass es nicht zu vermehr-
ter Kooperation kommt, ist vor allem dort 
unerfreulich, wo die Wege sehr kurz sind 
zwischen Berufsfachschule und Betrieb. 
Ich kenne ein Beispiel, wo sich Schu-
le und Betrieb gegenseitig durch grosse 
Fens terfronten beim Arbeiten zuschauen. 
Kontakte gibt es trotzdem kaum – oder 
nur dann, wenn es um Problemfälle geht. 
Woran liegt das? Könnte der ABU nicht 
den Anfang machen und die Hand ausstre-
cken? Wäre das nicht eben im Sinne von 
Handlungsorientierung und offenere Schu-
le? Sind die Betriebe nicht auch allgemein-
bildend, gerade wenn es um die Förderung 
von Kompetenzen geht?

Viel inhaltliche Strukturierung wird an die 
Lehrmittelverlage delegiert, die den ABU-
Markt beherrschen und seit Jahren den Un-
terricht viel zu stark beeinflussen. Eigent-
lich machen sie den heimlichen Lehrplan 
aus – notabene, ohne dass sie für das, was 
sie anrichten, Verantwortung übernehmen 
müssen. Ich beobachte seit Jahren eine 
verwirrende Vielfalt von Lehrmitteln, die 
nicht einmal innerhalb eines Verlagssor-
timents wirklich kohärent sind. Und die 

ruf oder Weiterbildung Wissen selbststän-
dig und gezielt aneignen sowie kritisch 
mit neuen Phänomenen und Situationen 
umgehen. Bescheidwisserinnen wissen im 
besten Fall dort Bescheid, wo sie instruiert 
worden sind.

Immer wieder hört man: Diese Ideen seien 
schon schön, aber mit Berufslernenden 
seien sie nicht realisierbar, diese Ideen wie: 
im ABU ein Bild malen, ein Musikstück 
analysieren, einem literarischen Text auf 
den Grund gehen, den Subtext eines Films 
erschliessen, ein philosophisches Lehre-
rin-Schüler-Gespräch führen. Tatsache ist: 
Was sich ABU-Lehrpersonen nicht zutrau-
en, projizieren sie auf ihre Lernenden. Weil 
ein halbherziger Umsetzungsversuch nicht 
gelungen ist, »schütten sie das Kind mit 
dem Bade aus». Hand aufs Herz: Das ist 
ein Armutszeugnis. Damit macht man den 
ABU zu einem Unterricht für – vermeint-
lich! – «Unterbelichtete» und entmündigt 
so die jungen Erwachsenen. Wir haben ne-
ben allem anderen gerade auch die Verant-
wortung, welche Inhalte und Themen wir 
den Lernenden vorenthalten.

Wörtliche und sinngemässe Zitate, Quel-
lenangabe, Fuss- und Endnote, Bibliografie, 
Zitate aus dem Internet – haben Sie das 
auch schon Ihren Lernenden zu erklären 
versucht? Gut, dann wissen Sie, was ich 
 meine. Selbst ABU-Studierende haben 
Mühe mit dem Apparat der Vertiefungs-
arbeit (VA), der in der ABU-Verordnung 
(Art. 10) nicht einmal vorgeschrieben ist. 
Wie dann sollen sie seine Regeln ihren Ler-
nenden beibringen? Wäre das Einüben von 
anderen Textsorten nicht adäquater, statt 
bei den Formalien der VA allzu oft «ein 
Auge (manchmal beide) zuzudrücken»?

ABU ist nicht selbstgenügsam, darf keine 
Insel, kein 5-Stern-Resort in der beruf-

die Aspekte Recht, Politik und Wirtschaft 
beschränkt?

ABU-Lehrpersonen wollen tagesaktuell 
sein, weil sie denken, dass sie so ihre Ler-
nenden besser abholen können. Das stimmt 
auch – teilweise. Häufig wird aber bei der 
Behandlung solcher Tagesaktualitäten nur 
der Aspekt Politik (vor Abstimmungen 
etwa) fokussiert. Oft bleibt die historische 
Tiefenschärfe auf der Strecke, ohne die sich 
aktuelle Geschehnisse eigentlich gar nicht 
wirklich einschätzen und interpretieren 
lassen! Und es wird zu wenig gefragt, was 
das Exemplarische – eben: das Bildende – 
an diesen Ereignissen sein könnte und in-
wiefern und wo die Jugendlichen von die-
ser Aktualität überhaupt betroffen sind.

ABU als eine Art Mischung aus «K-Tipp», 
«Kassensturz» und Budgetberatung. ABU-
Lehrpersonen treten ähnlich wie Instruk-
torinnen auf. Aber Allgemeinbildung ist 
keine Fahrstunde, kein «Katechismus». 
Klar, im ABU soll auf Gefahren wie die 
Schuldenfalle hingewiesen werden. Aber 
Allgemeinbildung erschöpft sich nicht 
in Instruktionen zur Lebenshilfe. Viele 
Schullehrpläne und Lehrpersonen den-
ken die Allgemeinbildung üblicherweise 
vom «Stoff» und damit vom Lernbereich 
Gesellschaft her. Der Fokus sollte aber 
klar auf die Kompetenzenförderung gelegt 
werden. ABU produziert noch immer viel 
zu viel träges Wissen. Die Förderung von 
Kompetenzen ist wirklich nachhaltig, weil 
sie die Lernenden kompetent und nicht zu 
instruierten Bescheidwissern macht. Das  
heisst auch, dass der ABU noch stärker vom 
Lernbereich Sprache und Kommunikation 
her gedacht und geplant werden sollte. 
Sprache ist das Medium, das alle Inhalte 
transportiert und transpiriert. Sprache ist 
die Kernkompetenz. Lernende mit entwi-
ckelter Lesekompetenz können sich auch 
nach abgeschlossener Lehre in Alltag, Be-



46     Folio Nr. 4/2011

Lehrmittel definieren immer auch, sozu-
sagen inkognito und subkutan, was man 
unter Allgemeinbildung zu verstehen hat. 
Das ist bitter, denn die Aspekte Kultur, 
Identität & Sozialisation und Ethik bleiben 
auch hier auf der Strecke. Nicht von unge-
fähr meinte einst ein deutscher Pädagoge: 
Das wahre Lehrmittel ist – der Lehrer!

Wir leben im Zeitalter der Digitalisierung, 
das auch einen Kulturwandel für den ABU 
zur Folge hat. Unsere Lernenden sind alle 
«digital natives», sie sind mit Handy und 
Internet aufgewachsen, sie kennen die 
Welt nicht ohne diese Technologien. Da-
rauf muss der ABU reagieren, damit muss 
der ABU umgehen. Doch wie? Ein Extrem 
ist, den ABU selbst respektive den Stoff zu 
digitalisieren. Unterrichtsmaterialen wer-
den digital gemacht und digital zur Verfü-
gung gestellt, die Lernenden in der Folge 
hinter Notebooks «parkiert». Ob das die 
richtige Reaktion auf die Digitalisierung 
der Gesellschaft und des Wissens ist? Wie 
steht es um die Handlungsorientierung, 
dort, hinter den Notebooks? Mir würde 
eher ein dosierter Umgang mit den neuen 
digitalen Mitteln vorschweben, bei dem 
die Lernenden so etwas wie eine «digitale 
Diät» einüben könnten. Auch hier müsste 
man fragen, was denn an diesen Medien 

selbst allgemeinbildend ist, wo sie uns als 
Menschen weiterbringen und wo sie uns 
nur zu oberflächlich informierten «Name-
droppern» machen?

Das ABU-Konzept erweist sich immer wie-
der als sensibles Konstrukt, dass zwischen 
den Mühlsteinen von Stundendotation, 
Klassengrösse, Stundenplanstruktur oder 
Anstellungsprozenten beinahe zerbröselt 
wird. Alles so genannte «Sachzwänge», 
die im Einzelfall gut begründet sein kön-
nen, aber der Sache – nämlich dem ABU 
und seinem Auftrag – entgegenwirken. 
Hier genügt es nicht, wenn der Bund nur 
A sagt und die Überwachung der Qualität 
des Faches Allgemeinbildung an andere 
Gremien und föderale Strukturen delegiert. 
Mit der heutigen ABU-Verordnung zur All-
gemeinbildung (Art. 15) fühlt sich eigent-
lich keiner der ABU-Stakeholder wirklich 
für die Qualität des Fachs verantwortlich 
– auch wenn es eine eidgenössische Kom-
mission genau zu dieser Frage gibt. Eine 
ABU-Reform müsste auch gewachsene 
Ressourcenstrukturen in den Kantonen in 
den Griff bekommen.

Öffentliche Diskussion über den Sinn 
von Allgemeinbildung in einem Deutsch-

schweizer Café Philo. Die eingeladene, 
erfahrene Bildungsexpertin referiert über 
«Allgemeinbildung – braucht es das 
noch?» Im Verlauf des Gesprächs wird bald 
klar, dass der Expertin nicht bekannt ist, 

dass seit bald 15 Jahren ein Grossteil der 
Schweizer Jugendlichen, die den berufs-
bildenden Weg eingeschlagen haben, ein 
Fach namens «Allgemeinbildung» besucht. 
Liegt es an der Bildungsexpertin? Oder 
liegt es an uns? Seit 15 Jahren sind wir Ex-
perten für «Allgemeinbildung». Nur: Wer 
weiss davon? Stehen wir nicht am Rand, 
als eine Art Bildungsexoten? Es sind herz-
lich wenige Kontakte und Korridore zu an-
deren Anbietern und Vertretern der Allge-
meinbildung geschaffen worden. Sei es bei 
den «Zulieferern» von der Volksschule, sei 
es mit solchen von der Mittelschule. Dabei 
wäre es wertvoll, Erfahrungen auszutau-
schen, andere Konzepte von Allgemein-
bildung kennen zu lernen und die eigenen 
Vorzüge bekannt zu machen.

«Wenn der Rahmenlehrplan gut ist, ist 

Anzeige

Heutige ABU-Studierende absolvieren 
die Ausbildung in etwa einem Drittel 
der Präsenzzeit, die noch ihre Kollegen 
vor über 10 Jahren erbringen mussten.

»Praxis
Rückschau auf 15 Jahre Allgemeinbildung
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auch der ABU gut.» Falsch. Bund und 
Kantone sollten vielmehr in die Ausbil-
dung von Lehrpersonen ABU investieren 
und die Qualität und die Quantität (1800 
Lernstunden) der Ausbildung überdenken. 
Denn alle Studien der letzten Jahre belegen: 
Guter Unterricht steht und fällt mit der gu-
ten Lehrperson. Das heisst auch: Lehrplä-
ne, Lernende, Schulleiterinnen, Lehrmittel 
oder Schulhausarchitekturen sind wich-
tige Grössen, aber letztlich sekundär, wenn 
es um die Qualität in den vier Unterrichts-
zimmerwänden geht. Guter ABU steht mit 
der guten ABU-Lehrperson! Hier sollten 
Bund und Kantone einander nicht kon-
kurrenzieren, sondern im gemeinsamen 
Interesse einer für möglichst alle Berufs-
lernenden qualitativ hochstehenden Allge-
meinbildung bei allen Ausbildungsstätten 
entsprechende Ansprüche einfordern.

Heutige Studierende absolvieren die Aus-
bildung in etwa einem Drittel der Präsenz-
zeit, die noch ihre Kollegen vor über 10 
Jahren erbringen mussten. Die Berufsbil-
dungsverordnung fordert 1800 Stunden 
als Minimum, wobei rund 30 Prozent der 
Lernstunden im Präsenzstudium absolviert 
werden. Die Ausbildung zu ABU-Lehr-
personen soll, so will es anscheinend der 
«Zeitgeist», schlank sein. Für General Stu-

Pavel Novak war von 1996 bis 2011 Dozent für Spra-
che & Kommunikation, Ethik, Identität & Sozialisation 
und Kultur am SIBP und EHB in Zollikofen. Von 2002 
bis 2007 leitete er den Diplomstudiengang ABU, kre-
ierte den neuen Studiengang ab 2006 und beteiligte 
sich an der Revision des Rahmenlehrplans ABU (2006). 
Ab August ist er Leiter Zertifikatsstudiengänge (CAS) 
im Prorektorat Weiterbildung an der Pädagogischen 
Hochschule St. Gallen; pavel.novak@phsg.ch

dies – also erweiterte Allgemeinbildung, 
Förderung der Persönlichkeit – bleibt kei-
ne Zeit mehr, geschweige denn für studen-
tische Musse. Im Studiengang dürfen, ganz 
trocken und funktionalistisch gedacht, nur 
genau die Inhalte gebracht werden, die 
noch zu lernen sind. Für «Unnötiges» gibt 
es keinen Platz, geschweige denn für etwas, 
von dem man schon einmal «gehört» hat… 
Viele Studierende verstehen Ausbildung 
als eine Art Rucksackfüllen, sozusagen als 
«Download». Echte Bildung ist aber kein 
Download, und die Köpfe von Studieren-
den sind weder Nürnberger Trichter noch 
Festplatten. Die Ausbildung sollte sie 
nicht nur kompetenter machen und pro-
fessionalisieren, sondern auch menschlich 
weiterentwickeln und in ihrer Identität als 
ABU-Lehrperson festigen.

So viele Fallen … Der ABU bewegt sich 
auf riskanten Pfaden. Die ABU-Stakehol-
ders müssen wach und hellhörig bleiben. 
Fallen sind Vorrichtungen, in denen man 
sich – unfreiwillig – fängt. Manche Fallen 
sind von anderen gestellt worden, manche 
hat der ABU sich selber gestellt, manche 
sind systembedingt. Hier müsste man am 
System rütteln, dort an der ABU-Lehrerbil-
dung, hier an den Lehrmittelverlagen, dort 
an der Schulorganisation, hier am Bund, 

Anzeige

***

Studienangebot Facility Management

www.ifm.zhaw.ch

Pavel Novak, chargé de cours à l’ISPFP puis 
à l’IFFP, jette un regard en arrière sur 15 ans 
d’expérience en tant qu’enseignant de  
la culture générale. Une rétrospective teintée 
de scepticisme. 
www.bch-folio.ch (0411_novak_f))

f.

dort an den Kantonen. Eine neue Allge-
meinbildung wird wohl nicht alle Fliegen 
auf einen Schlag treffen können.
Welche Allgemeinbildung würde ich mir 
in Zukunft wünschen? Mein Wunsch wäre, 
dass ABU einfach und wichtig ist. Werbe-
rinnen würden sagen: ABU sollte «smart» 
sein. Weniger ist mehr. Konkret: weniger 
träges Wissen, weniger Materialverschleiss 
(nicht ausgeschöpfte Lehrmittel, Kopier-
berge), weniger Technologien und Tools, 
weniger Betty-Bossy-Rezepte, dafür mehr 
Exemplarisches und Elementares (was ist 
wirklich bildend?), mehr Warum-Fragen, 
mehr historische Tiefenschärfe, mehr Mu-
sisches, mehr Sprachfokussierung und 
-förderung, mehr Kontextwechsel («offene 
Schule»), mehr Flexibilisierung (Auflocke-
rung der «Sonntagsschulstruktur» von Be-
rufsfachschule), mehr Brücken zwischen 
Berufsfachschule und Betrieb. Und nicht 
zuletzt wünsche ich mir viele smarte ABU-
Lehrpersonen, die neugierig und frisch 
bleiben, sich gerne weiterentwickeln und 
ihre Lernenden bilden wollen. Das wäre 
mein Traum: «ABU smart»…



48     Folio Nr. 4/2011



49 Folio Nr. 4/2011

»Rubrikentitel
Spitztitel

Text von Daniel Fleischmann

Foto altra Schaffhausen

Die Stiftung «altra» in Schaffhau-
sen bietet über 300 Arbeitsplätze 
im geschützten Rahmen an. Sie 

verteilen sich in Bereiche wie Industrie, 
Administration, Dienstleistungen, Land-
wirtschaft oder Gärtnerei und stellen sehr 
unterschiedliche Anforderungen. Zu den 
Mitarbeitenden zählen auch 18 junge Men-
schen, die eine zweijährige IV-Anlehre 
(oder «Praktische Ausbildung nach Insos», 
dem nationalen Branchenverband der Insti-
tutionen für Menschen mit Behinderungen) 
absolvieren. Sie haben unterschiedliche 
Behinderungen, wie Ausbildungsleiterin 
Therese Balz berichtet. Einzelne haben 
körperliche Einschränkungen, andere wei-
sen Lernschwierigkeiten auf, Dritte verhal-
ten sich auffällig oder sind psychisch sehr 
labil. Auch Menschen mit geistiger Behin-
derung trifft man in dieser Gruppe an. Für 
die invaliditätsbedingten Mehrkosten der 
Ausbildung erhält «altra» – gestützt auf 
das Gesetz über die Invalidenversiche-
rung (IVG) – finanzielle Unterstützung. 
Gesamtschweizerisch zahlte das Bundes-
amt für Sozialversicherungen (BSV) im 
vergangenen Jahr 45 Millionen Franken an 
Vergütungen für die «Praktische Ausbil-

-
sicherte Personen).

»Praxis
Nur noch einjährige Finanzierungsverfügungen

Die Ausbildung im Rahmen der Prak-
tischen Ausbildung erfolgt hauptsächlich 
am betrieblichen Lernort. Daneben besu-
chen die Lernenden während mindestens 
sechs Lektionen pro Woche die schulische 
Bildung mit Berufskunde, Allgemeinbil-
dung und Sport, welche in den meisten 
Fällen institutionsintern angeboten wird. 
Nach Abschluss der Ausbildung wird rund 
ein Drittel von ihnen eine Anschlusslösung 
im ersten Arbeitsmarkt finden, wie Studi-
en zeigen1 – zum Teil mit Unterstützung 
etwa im Rahmen eines Job Coachings, die 
meisten mit einer Teilrente. Zwei Drittel 
werden an einem geschützten Arbeitsplatz 
arbeiten und mehrheitlich eine Vollrente 
der Invalidenversicherung beziehen.

Die Gutsprache der invaliditätsbedingten 
Mehrkosten für IV-Anlehren erfolgte in der 
Vergangenheit häufig für beide Lehrjahre. 
Diese Praxis hat das Bundesamt für Sozial-
versicherungen nun revidiert. In einem 
Rundschreiben vom 30. Mai 2011 wurden 
die kantonalen IV-Stellen angewiesen, 
künftig nur noch einjährige Finanzierungs-
verfügungen zu erlassen. Damit erhält eine 
Empfehlung der IV-Stellenleiter-Konferenz 
(IVSK) vom vergangenen Sommer verbind-
lichen Charakter. Begründung: «In vielen 
Fällen [kann] nach Abschluss dieser zwei 
Jahre keine Renten beeinflussende Einglie-
derung erreicht werden. Im Sinne eines 

wirkungsorientierten Einsatzes der finan-
ziellen Mittel soll deshalb in jedem Ein-
zelfall eine periodische Wirkungskontrolle 
vorgenommen werden.» Ergibt die gemein-
sam mit dem Ausbildungsbetrieb und der 
jugendlichen Person in Ausbildung durch-
geführte Standortbestimmung gegen Ende 
des ersten Ausbildungsjahres, dass gute 
Aussichten bestehen auf eine künftige Er-
werbsfähigkeit in Renten beeinflussendem
Ausmass, so soll die Ausbildung um maxi-
mal weitere 12 Monate verlängert werden. 
Ebenso könne das zweite Ausbildungsjahr 
zugesprochen werden, wenn eine Einglie-
derung in den ersten Arbeitsmarkt erwar-
tet werden könne, auch wenn diese vorerst 
noch nicht Renten beeinflussend sei. Das 
BSV argumentiert, dass der «Grundsatz, 
wonach zwischen der Ausbildungsdauer 
und dem wirtschaftlichen Erfolg der Mass-
nahme ein vernünftiges Verhältnis beste-
hen muss, (…) in den meisten Fällen nicht 
erfüllt» sei.2

Das mit den Reformen bisher verknüpfte 
Sparziel – bisher war von 50 Millionen 
Franken die Rede, so etwa in einem Fak-
tenblatt des BSV3 –, besteht nicht mehr 
ausdrücklich. Es gebe «kein konkretes 
 finanzielles Sparziel mehr», lässt sich 
Marcel Paolino, Leiter Bereich Berufliche 
Integration im BSV, auf Anfrage zitieren. 
Die Gründe dafür sind offensichtlich: Die 
Vernehmlassung zur 6. IV-Revision hatte 

Seilziehen 
um die 
IV-Anlehre
In den letzten Monaten sorgte die Absicht des 

Bundesamtes für Sozialversicherungen für 

heftigen Widerspruch, im Bereich der IV-An-

lehre 50 Millionen Franken einzusparen. Jetzt 

konzentriert sich das BSV nach eigenen Anga-

ben auf das Ziel der Qualitätsverbesserung. 
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in diesem Punkt äusserst negative Reak-
tionen hervorgerufen. So lehnte die Kon-
ferenz der kantonalen Sozialdirektoren 
(SODK) die «massive Erhöhung» der 
Schwelle für die Zusprache von Ausbil-
dungen «klar ab». Begründung: «Mit der 
Erhöhung der Anforderungen steigt der 

Druck auf die betroffenen Menschen, was 
der Entwicklung nicht förderlich ist. Den 
von der Umsetzung der Massnahme betrof-
fenen Jugendlichen würde die Möglichkeit 
genommen, sich beruflich zu entwickeln. 
Dies widerspricht den Grundsätzen der 
Rechts- und Chancengleichheit.» Weil zu-
dem zusätzliche geschützte Arbeitsplätze 
geschaffen werden müssten, müssten die 
Kantone rund 20 Millionen Franken bereit-
stellen – eine für die SODK «inakzeptable» 
Kostenverschiebung. 

Auch die Betroffenen meldeten Kritik an: 
Ein Komitee aus diversen Behindertenver-
bänden sammelte für eine Petition gegen 
70 000 Unterschriften (Stand 15. Juli, ver-
längert bis 1. September). Und Insos wehrte 
sich an einer Fachtagung am 18. Mai 2011 
gegen die Entwicklung. Inhaltlich könne 
dem Anliegen, dass nur noch qualifizierte 

Ausbildungsstätten zur Durchführung von 
IV-Lehren und Praktischen Ausbildungen 
berechtigt sind, zugestimmt werden, ar-
gumentierte etwa Daniel Hohler, Leiter 
Erwachsenenbereich Kanton Aargau. Aber 
es sei aus diagnostischer Sicht höchst 
problematisch, die zukünftige wirtschaft-
liche Verwertbarkeit der Arbeitsleistung 
(Einkommen) so früh prognostizieren zu 
wollen. Susi Aeschbach, Bereichsleite-
rin Berufliche Integration bei Insos, fand 
zudem das Erfolgskriterium der Renten 
reduzierenden Wirkung einseitig. Die Inte-
gration in den ersten Arbeitsmarkt sei auch 
mit einer ganzen Rente ein Erfolg, denn sie 
führe zur Teilhabe der Jugendlichen mit 
Behinderung am regulären Erwerbsleben. 
Ein Entscheid des Versicherungsgerichts 
des Kantons St. Gallen vom 17. März 2011 

unter Berufung auf bundesgerichtliche 
Rechtsprechung festgehalten, dass bei der 
Gewährung von Eingliederungsmassnah-
men grundsätzlich nicht erforderlich sei, 
dass die Massnahme den für den Renten-
anspruch massgebenden Invaliditätsgrad 
beeinflusse. Die Ausrichtung einer ganzen 
Invalidenrente schliesse die Durchführung 
von Eingliederungsmassnahmen nicht aus, 
so das St.Galler Gericht ausdrücklich.4 Das 
Urteil wurde nicht angefochten. 

Trotz des Verzichts auf die Nennung von 
konkreten Sparzielen dürfte das Seilziehen 

Zwischen der Ausbildungsdauer und 
dem wirtschaftlichen Erfolg der 
Massnahme besteht oft kein vernünftiges 
Verhältnis, sagt das BSV.

DF
DF

um die IV-Anlehre weitergehen. Ein Fak-
tenblatt «Erstmalige Berufliche Ausbildung 
(EbA)» vom 21. Juni 2011 zeigt, dass künf-
tig «qualitativ strengere Anforderungen 
an die Ausbildungsstätten gestellt und 
die von der IV finanzierten behinderungs-
bedingten Mehrkosten an ihrer Wirkung 
gemessen werden» sollen. In der zweiten 
Jahreshälfte 2011 soll eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt werden, welche Vorschläge ent-
wickelt, «wie die Ausbildungsstätten und 
der behinderungsbedingte Mehraufwand 
ihrer Ausbildungsangebote wirkungsori-
entiert an der produktiven Arbeit gemes-
sen und finanziert» werden können. Dazu 
gehört die Festlegung eines mutmasslich 
erzielten, minimalen Stundenlohns, der 
für eine Ausbildung berechtigt. Nach Aus-
kunft von Marcel Paolino werden auch 
Behindertenverbände (wie Insos, Insieme 
und weitere) eingeladen.

1 Eine Studie der Interkantonalen Hochschule für 
Heilpädagogik im Auftrag des Bundesamts für Sozi-
alversicherungen kam zum Schluss, dass 24 Prozent 
der Lernenden in den ersten Arbeitsmarkt integriert 
wurden; weitere 9 Prozent sind (teilweise) im ersten 
Arbeitsmarkt tätig, etwa in Form eines dezentralen, 
geschützten Arbeitsplatzes. Erste vorläufige Ergeb-
nisse einer aktuellen Umfrage von Insos bei seinen 
Mitgliedern ergibt ein ähnliches Bild.
2 Faktenblatt «Erstmalige Berufliche Ausbildung 
(EbA)»: www.bsv.admin.ch/themen/iv/aktuell/in-
dex.html?lang=de
3 Überblick 6. IV-Revision – finanzielle Auswirkungen
4 http://www.gerichte.sg.ch (Suche: IV 2010/356)
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Gespräch mit Gian Reto Gujan, Berufsbildung Graubünden

 Aber es ist ehrlich gesagt weniger als das. Wir sind ein reiner 
Lehrerverband, der sich fast ausschliesslich aus Personen zusam-
mensetzt, die hier an der Gewerblichen Berufsschule in Chur un-
terrichten. Wir haben in den letzten Jahren einige Anstrengungen 
unternommen, andere Schulen anzusprechen und Mitglieder zu 
gewinnen – am Plantahof, am Bildungszentrum Gesundheit und 
Soziales (BGS), an der Gastgewerblichen Fachschule Graubünden 
(GFG). Doch im Grunde sind wir damit gescheitert. Wir kommen 
kaum über unsere 55 Mitglieder hinaus, nicht einmal an unserer 
eigenen Schule in Chur. 

 Die Bündner Berufsfachschulen sind 
keine kantonalen Einrichtungen, sondern werden von Gemein-
den, Privaten oder anderen Institutionen getragen. Damit fehlen 
gemeinsame arbeitsrechtliche Herausforderungen. Zudem fehlen 
Themen, die die Leute solidarisch stimmen – als ob es, wenns 
nicht brennt, keine Feuerwehr brauchen würde. Schliesslich hat 
die Frage auch mit dem Selbstverständnis der Lehrpersonen zu 
tun. Viele berufskundlich Tätige sehen sich eher als Berufsleute, 
nicht als Pädagogen. Aber wenns um ihre Anstellungsbedingungen 
geht, sind sie dann doch auf uns angewiesen!

 Ein wichtiges Thema bil-
deten eine Zeitlang Bestrebungen, die Schulen zu kantonalisieren. 
Ein Interesse daran hätte in unserem Fall die Stadt Chur, während 
wir Betroffene dadurch eher Nachteile erleiden würden. Die Stadt 
ist der bessere Arbeitgeber als der Kanton. Im Moment liegen diese 
Diskussionen wieder auf Eis. Ein zweites Thema sind die mutmass-
lichen Schülerrückgänge, die im Kanton Graubünden recht massiv 
ausfallen dürften. Wir erleben aber, dass sich das Rektorat um die 
Eingliederung neuer Berufe bemüht und eine Kultur der offenen 
Türen pflegt. Es ist nicht nötig, dass wir die Anliegen der Lehrer-
schaft mit Positionspapieren öffentlich machen. Wir werden auch 
so gehört. Ein drittes Thema bilden unsere Löhne, die seit einem 
Jahr eingefroren sind. Versprochen ist, dass die Massnahme auf ein 
Jahr befristet ist. Wir sind gespannt, ob man daran festhält!

Gian Reto Gujan ist seit 1999 allgemeinbildender Berufsschullehrer an der 
Gewerblichen Berufsschule Chur; gianreto.gujan@gbchur.ch
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Bereits läuft die nächste Ausschreibung 
von «Schweizer Jugend forscht». Der 46. 
nationale Wettbewerb findet an der Uni-
versità della Svizzera italiana (USI) in 
Lugano statt. Dort werden sich vom 3. bis 
5. Mai 2012 zahlreiche Jugendliche aus 
der ganzen Schweiz treffen, um ihr Wissen 
einer Fachjury und der Öffentlichkeit zu 
präsentieren. Eingeladen sind auch Lern-
dende aus der Berufsbildung! 
http://www.sjf.ch/datei/ACF8B.pdf

Wissen Ihre Lernenden, wie wenig graue 
Energie der nachwachsende Rohstoff Holz 
produziert? Oder welche erneuerbaren En-
ergien tatsächlich am nachhaltigsten sind? 

Und ob wir, wenn wir 
aus der Atomenergie aus-
steigen, auch in 50 Jah-
ren noch über genügend 
nachwachsende Ressour-
cen verfügen?
Eine Veranstaltung mit 
Experten der Berner Fach-
hochschule und dem Bun-
desamt für Umwelt fördert 
Grautöne zu Tage, die für 

die heranwachsenden Generationen rele-
vant sind. 

jeweils Berner Fachhochschule Architek-
tur, Holz und Bau, Biel
Anmeldung: www.ahb.bfh.ch

Wie können Lernende im naturwissen-
schaftlichen Unterricht motiviert werden? 
Welche neuen Hilfsmittel und Methoden 
zur Vermittlung von Naturwissenschaft 
gibt es? Was müsste an der bestehenden 
Unterrichtsweise geändert werden? Fragen 
wie diese werden am Freitag 30. Septem-

ber und Samstag 1. Oktober am Kongress  
ScienceComm’11 zum Thema «Wissen-
schaft für Kinder und Jugendliche» von 
Lehrerinnen, Jugendlichen, Journalisten 
und weiteren Kreisen diskutiert. Der Kon-
gress wird vom Schweizerischen National-
fonds, den Akademien der Wissenschaften 
und der Stiftung Science et Cité initiiert 
und organisiert. 
www.sciencecomm.ch

Die VSE-Website www.poweron.ch hat im 
diesjährigen Wettbewerb das Gütesiegel 
«Empfohlen von Jugend und Wirtschaft» 
erhalten. Überzeugt haben die Jury nicht 
nur die Informationen, gefallen hat ihr 
auch das Konzept der Website. «Die Ma-
terialien animieren die Lernenden auch 
zu Recherchearbeit, zu Gruppenprojekten 
und Präsentationen sowie zu Diskussi-
onen», heisst es in der Auszeichnung.
Auf www.poweron.ch stehen fixfertige  
E-Dossiers zu Stromthemen zur Verfügung. 
Ein didaktischer Leitfaden für Lehrper-
sonen und ein Logbuch für Lernende gehö-
ren auch zum Angebot. poweron.ch wurde 
im Auftrag des Verbands Schweizerischer 
Elektrizitätsunternehmen von der LerNetz 
AG entwickelt, zusammen mit Lehrerinnen 
und Experten aus der Strombranche. 
www.poweron.ch

An tollen Ideen für Schulprojekte mangelt 
es meist nicht, auch nicht am Enthusias-
mus der Lehrpersonen und der Lernenden. 
Viele spannende Projekte an Schulen ha-
ben aber ein gemeinsames Problem: die 
Kosten. Die Stiftung Bildung und Ent-
wicklung  unterstützt Schulprojekte in der 

Schweiz finanziell, aber auch mit Beratung 
und der Empfehlung evaluierter Lehrmit-
tel, welche in den Bereichen «Weltweite 
Zu sammenhänge», «Menschenrechtsbil-
dung» oder «Rassismusprävention» ange-
siedelt sind. Ein Merkblatt mit detaillierten 
Informationen und das Antragsformular 
kann bei der Stiftung Bildung und Ent-
wicklung angefordert oder aus dem Inter-
net heruntergeladen werden. 
Nächster Termin für Anträge: 15. September 2011. 
Anträge für Kleinprojekte können das ganze Jahr 
eingereicht werden. www.globaleducation.ch > 
Finanzhilfen

Axporama ist das Besucherzentrum der 
Axpo in Böttstein und zeigt die Ausstel-
lung «Leben mit Energie». Auf zwei Etagen 
wird viel Wissenswertes über die Themen 
«Umwelt» und «En-
ergie» vermittelt: Die 
Schüler lernen mehr 
über den Menschen als 
Energieverbraucher, 
schlüpfen in die Rolle 
des Strom-Managers 
und bekommen im 
«Klimatheater» Wind 
und Sonne zu spüren. 
Die Vor- und Nachteile 
der verschiedenen Stromproduktionsarten 
werden anschaulich erläutert, und es gibt 
drinnen wie draussen zahlreiche Experi-
mente zum Tüfteln. Ab etwa Oktober 2011: 
Zwei neue, attraktive Ausstellungs-Expo-
nate (Interaktives Relief Schweiz und Geo-
logische Tiefenlagerung)! Im Anschluss an 
den Rundgang im Axporama lassen sich 
bei einer Führung im Wasser- oder Kern-
kraftwerk Beznau die zuvor gewonnenen 
Erkenntnisse 1:1 nachvollziehen. Persön-
liche Beratung, attraktive RailAway-An-
gebote sowie schulergänzende Unterlagen 
und Betreuung durch erfahrene Besucher-
führerinnen runden das vielfältige und ko-
stenlose Exkursionsangebot ab.
056 250 00 31, www.axpo.ch/axporama

»Zugesandt
Publikationen, Angebote
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Die Schweiz behauptet sich erfolgreich im 
globalen Standortwettbewerb – dank einer 
soliden Wirtschaftspolitik aber auch dank 
Mehrsprachigkeit, der zentralen Lage und 
ihrer landschaftlichen Schönheit. Dadurch 
gelingt es der Schweiz, mobile Wirtschafts-
aktivitäten und Produktionsfaktoren an 
den Standort zu holen. Hierzu zählen Un-
ternehmenszentralen, qualifizierte Arbeits-
kräfte und vermögende Privatpersonen. 
Dieser «Magnetismus» bringt Vorteile wie 
niedrige Arbeitslosigkeit, hohe Steuer-
einnahmen und überdurchschnittlichen 
Wohlstand. Doch der Zuzug hat auch ne-
gative Folgen, wie Diskussionen um Über-
fremdung, Zersiedlung und Mietpreisstei-
gerungen zeigen. Das neue Leporello von 
Avenir Suisse (dem letzten Heft beiliegend) 
zeigt, wie die Schweiz Ressourcen von 
aussen anzieht und welche Vorteile und 
Herausforderungen sich daraus ergeben.
Kostenlose Bestellung des Leporellos: assistent@
avenir-suisse.ch

Download: avenir-suisse.ch

Der Sauerländer Verlag erhält die «Goldene 
Schiefertafel» für sein Lehrwerk «Betriebs-
wirtschaft verstehen». Die renommierte 
Auszeichnung wird jährlich vom Verein 
«Jugend und Wirtschaft» für herausragende 
Lehr- und Lernmedien zu wirtschaftspoli-
tischen Themen vergeben.
Die Jury lobt besonders die klare Struk-
tur und die didaktische Aufbereitung der 
komplexen Thematik. Der Geschäftsführer 
der Sauerländer Verlage AG, Frank Thal-
hofer, freut sich über die Auszeichnung: 
«Die ‹Goldene Schiefertafel› ist für uns ein 
Beleg dafür, dass wir mit der Ausrichtung 
unseres Programms auf dem richtigen Weg 
sind.»
www.sauerlaender.ch

Jugend und Wirtschaft prämiert jedes Jahr 
Matura- und interdisziplinäre Projektar-
beiten und Vertiefungsarbeiten von Ler-
nenden an Gymnasien, Wirtschaftsmit-
telschulen und Berufsfachschulen. Die 
Arbeiten sollen betriebswirtschaftliche 
und unternehmerische Aspekte behan-
deln; zudem sollen die Antworten auf die 
gestellten Fragen originelle Ideen einbrin-
gen. Dieses Jahr wurden folgende BM-Ar-
beiten prämiert: 
1. «Redesign eines St. Galler Kleinunter-

nehmens», Rea Ammann, Valerie Baum-
gartner, Simona Degiacomi, Schule für 
Gestaltung St. Gallen

2. «Beer & Bear Sankt Gallen», Kevin Ca-
sado, Livio Canonica, Joel Schönenber-
ger, Schule für Gestaltung St. Gallen

3. «augenblickart» – Mein Weg in die 
Selbstständigkeit, Anita Märki, Berufs-
schule für Gestaltung Zürich

www.jugend-wirtschaft.ch/index.php?c0=navigation
&navigation=127

«Stress» hat sich in den vergangenen Jah-
ren zu einem Modewort entwickelt und 
wird oft als etwas Negatives verstanden. 
Doch Stress ist weit mehr, ja kann sogar 
beim richtigen Umgang in positive Ener-
gie umgewandelt werden. Dafür empfiehlt 
sich eine Auslegung der eigenen Ressour-
cen über den bewussten und unbewussten 
Einsatz der eigenen Fähigkeiten, Fertig-
keiten und des eigenen Wissens. Das per-
sönliche Aktions- und Reaktionsmuster 
auf Handlungen und Empfindungen zu 
verstehen, ist ein erster wichtiger Schritt in 
der Stress prävention. Das Wissen über den 
eigenen Lehr- bzw. Lernstil entlastet. Dies 
zeigt die Erfahrung von unzähligen Lehr-
personen und Klassen. Zu diesem Zweck 
gibt es das Instrument «Lehrstil-Profil» 
und «Lernstil-Profil für Jugendliche».
www.kairospartner.ch



»Mein zweites Standbein
Esther Flury arbeitet als ABU-Lehrerin an der Berufsschule Mode und Gestaltung in Zürich und ist vierfache Mutter

Soll ich mich beklagen? Dann rede ich 
über meinen Mittwoch. Der Anfang ist 
wie jeden Tag: Ich stehe mit meinen vier 
Kindern auf und ziehe sie an, mache Früh-
stück und putze Zähne, Sachenpacken und 
Schuhebinden, und bringe die vier in Ta-
gesschule und Krippe, um selber um zwan-
zig nach acht vor meiner Klasse zu stehen: 
Guten Morgen liebe Klasse, ich bin parat! 
Um fünf vor zwölf dreht sich alles zurück: 
Ich räume das Schulzimmer auf, wo Samo-

heute bei uns isst, mich treffen, und fahre 
dann, die drei im Anhänger, mit dem Velo 
zur Krippe zu Tibo und Mane, die ich auf 
den Rücken nehme und in den Kindersitz. 
In solchen Momenten ist das Velo eine Ex-
tremität von mir. Zu Hause koche ich dann 
zu Mittag, wir essen und wir fahren bald 

ins Hockey. Dann helfe ich Samory bei 
den Aufgaben, räume auf und 
richte schon bald das Abend-
essen, Mane auf meiner Hüf-
te, ein Jahr alt ist er erst, frisch 
gewickelt soeben, und höre, 
wie Tibo Samory stört, denn 
eigentlich hat er es immer noch 
nicht ganz verstanden, dass er 
nicht mehr der Jüngste ist …

… aber ich will mich gar nicht be-
klagen, mir ist mit keiner  Faser da-
nach, nicht einmal am Mittwoch! 
Manchmal werde ich gefragt, wie 
ich das schaffe, diese doppelte He-
rausforderung, Mutter und Schule, 
Hausfrau und allgemeinbildender 
Unterricht. Ich sage, ich wollte es 
so, das ist mein Lebensmodell. Ich 
wollte Kinder haben und das nicht 
zu knapp, und ich habe meinen Be-
ruf gern, der zudem unsere Exis tenz 
sichert. Mit meinem Lohn verdiene 
ich in der Hälfte der Zeit fast soviel 
wie mein Mann Joël, der einer ‹unqua-

lifizierten› Arbeit im Triemlispital nachgeht 
und schwierige Arbeitszeiten hat. Ich erle-
be mein Leben als in sich stimmig, auch 
wenn es anstrengend ist. Am Mittwoch 
bin ich wie ein Haflinger. Aber ich habe 
mich als Kind schon gern verausgabt. Ich 
habe vier Buben auf die Welt gebracht und 
darf mich nicht wundern zu sehen, wie sie 
sind: Buben-Buben, dauernd in Bewegung, 
gerne in Wettkämpfen. Dabei bin ich mir 
nicht mehr so sicher, ob ich mich weiter 
über die biologistische Ansicht ärgern soll, 
wonach Mädchen als Mädchen und Buben 
als Buben geboren werden …

Als mein ältester Sohn Samory auf die 
Welt kam, war ich alleine und bald auf Un-
terstützung durch eine Krippe oder  einen 
Hort angewiesen. Das ist noch heute so. 
Meine Mutter ist früh verstorben, und die 
Eltern meines 

Mannes leben weit weg von hier in der 
Elfenbeinküste. Ich habe gelernt, die po-
sitive, gemeinschaftsbildende Bedeutung 
der institutionellen Kinderbetreuung zu 

erkennen und hoch zu schätzen. Dennoch 
möchte ich nicht mehr als etwa 50 Prozent 
unterrichten. So habe ich neben meinem 
Mittwochnachmittag unter anderem auch 
den ganzen Montag frei. Das ist mein Wo-

-
tag. Ich brauche ihn. Ich brauche die Mo-
mente, wo ich einen Kaffee trinken kann, 

Puzzleteil nicht, ich geniesse 

« 
«Hier erlebe ich, wie mein Leben 
Sinn macht. Ich habe Kinder und eine 
spannende Arbeit, auf keines möchte 
ich verzichten, keines ganz!» Esther Flury

Esther Flury hat vier Buben im Alter zwischen eins und elf Jahren. Zudem un-
terrichtet sie in einem Pensum von 50 Prozent allgemeinbildenden Unterricht. 
Sie erlebt diese doppelte Rolle als anstrengend und beglückend zugleich.

***
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es auf der Toilette zu sitzen, ohne zu hö-
ren, wie Mane plötzlich weint. Einmal 
aber wurde er in der Krippe so krank, dass 
ich ihn eine Stunde lang in den Unterricht 
nehmen musste. Ich hatte Mühe damit, 
aber noch mehr Mühe hätte ich zu sagen, 
die Schule falle aus. In solchen Momenten 
bricht der Rollenkonflikt auf. 

Ich gebe seit 2003 Schule, derzeit vier 
Klassen, Coiffeusen, Floristinnen, Kosme-
tikerinnen, typische Frauenberufe, viele 
Secondas. Ich versuche, einen Unterricht 
zu gestalten, der sie zum Nachdenken 
bringt und herausfordert, der ihre Neugier 
weckt und ermutigt, an sich zu glauben. 
Viele denken, sie seien nicht politisch. 

Ich möchte Erlebnisse schaffen, 
die ihnen zeigen, dass das nicht 
wahr ist. Nicht selten lade ich 
externe Fachleute ein. Kürzlich 
setzten wir uns mit religiösen 
Themen auseinander, disku-
tierten die Minarett-Initiative 
und luden zum Schluss Ver-
treterinnen verschiedener Re-
ligionen zum Gespräch ein. 
Dreimal habe ich mit dickem 
Bauch unterrichtet. So hatte 
auch ich Gelegenheit, meine  
eigene Lebenssituation in 
den Unterricht zu tragen 
und den jungen Frauen zu 
zeigen, dass es möglich ist, 
Mutter zu sein und eine 
engagierte Berufsfrau. Zu-
dem wissen jetzt alle, wie 
mager in der Schweiz  
der Mutterschaftsurlaub 
bemessen ist, nämlich 16 
Wochen. Auch wenn das 
Wort schon fast etwas 
abgedroschen ist und 
ich es manchmal nicht 
mehr hören mag – im 
Kern zielt mein Unter-
richt darauf, Kompe-

»

tenzen und nicht in erster Linie Wissen 
zu vermitteln. Wenn eine Lernende nach 
dem interreligiösen Dialog schreibt, dass 
sie Vorurteile gehabt habe und es doch 
eigentlich wichtig sei, sich mit anderen 
Menschen auszutauschen, dann habe ich 
viel erreicht. 

Mein Vater lebt noch heute am Zugersee. 
Ich würde nicht dahin zurückgehen wol-
len. Ich gehöre in den Kreis 5. In dieser 
Wohnung am Ende der Neugasse, unmittel-
bar an der Josefswiese, lebe ich schon seit 
zehn Jahren. Die Kinder können jederzeit 
hinaus, da ist keine Strasse dazwischen, 
und mit dem Fahrrad erreiche ich alles 
Wichtige: Die Migros am Montag, die Be-
rufsfachschule, das Kino Riffraff und alle 
Kultur sonst, die Tagesschule und Krippe 
meiner Kinder. Wie ein grosser Dorfplatz. 
Nur Samory wird bald etwas weitere Wege 
gehen, weil er, der schon gerne auftrat, 
als er kaum gehen konnte, wohl eine Bal-
lettausbildung beginnt. Hier, in der Nähe 
der Bahnviadukte, die in die Welt hinaus-
führen, erlebe ich, wie mein Leben Sinn 
macht. Ich habe Kinder und eine spannende 
Arbeit, auf keines von beidem möchte ich 
verzichten und keines von beidem möch-
te ich ausschliesslich. Das verlangt zwar 
eine straffe Planung, viel Spontanes liegt 
nicht drin. Aber ich bleibe lebendig – mal 
im Hochtempo des Mittwochs, manchmal 
so langsam wie mein jüngster Sohn Mane. 
In diesen Wochen lernt er laufen. Mniam-
mniam heisst essen. Das gibt es jetzt.

***
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Betriebswirtschaft verstehen

Besuchen Sie unser Informationszentrum im Gais Center (3. Stock) in Aarau: Montag bis Freitag, 13.30–16.30 Uhr 
Sauerländer Verlage AG, Industriestrasse 1, 5000 Aarau, Telefon 062 836 86 86, www.sauerlaender.ch
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